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Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt Hilden beschlief3t nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss, die erneu-
te Offentliche Auslegung des tberarbeiteten Entwurfs zum Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung
sowie die Beteiligung der Behorden und der sonstigen Trager 6ffentlicher Belange bei der Aufstel-
lung von Bauleitplanen gem. § 4 Abs. 2 i. V. m. 8 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) n der Fassung
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des
Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147) geandert worden ist.

Das Plangebiet befindet sich an der Dlsseldorfer Stral3e im Westen des Stadtgebietes Hilden. Es
umfasst Grundstucksflachen im Bereich der Diisseldorfer StraRe und der Niedenstralie.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst in der Gemarkung Hilden Flur 1 die Flursti-

cke 307, 308, 313 und 194 (teilweise). Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem Bebau-
ungsplan zu entnehmen. Die Gro3e des Plangebietes betragt rd. 7.130 m2.

Ziel der dritten Anderung des Bebauungsplans 103 ist es, im Plangebiet eine gewerbliche Entwick-
lung zu ermoglichen. Mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes soll die Bereitstellung
neuer Gewerbeflachen verfolgt werden.

Dem Offenlagebeschluss liegt der Entwurf der Begriindung einschlieZlich Umweltbericht mit Stand
vom 24.03.2022 zugrunde.

Erlauterungen und Begriindungen:

Der Rat der Stadt Hilden hat am 10.07.2019 den Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung zur Sat-
zung beschlossen. Der Bebauungsplan ist mit seiner ortstiblichen Bekanntmachung im Amtsblatt
der Stadt Hilden am 19.08.2019 in Kraft getreten.

Wie in der Sitzungsvorlage WP 20-25 SV 61/028 in der Sitzung des Stadtentwicklungsausschus-
ses am 05.05.2021 und im Rat am 12.05.2021 berichtet, wurden innerhalb eines Jahres nach der
Bekanntmachung gegen den Bebauungsplan zwei Normenkontrollantrége beim Oberverwaltungs-
gericht des Landes Nordrhein-Westfalen gestellt.

Der Rat der Stadt Hilden hat daraufhin in seiner Sitzung am 12.05.2021 nach Vorberatung im
Stadtentwicklungsausschuss die Aufhebung des Satzungsbeschlusses vom 10.07.2019 fiir den
Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung und die Einleitung eines erganzenden Verfahren nach § 214
Abs. 4 BauGB zur Behebung von Méangeln in diesem Bebauungsplan beschlossen.

Durch das erganzendes Verfahren gemaf 8§ 214 Abs. 4 BauGB sollen materielle und formelle Feh-
ler behoben werden. Am Planungsziel soll weiterhin festgehalten werden. Die Grundzuge der Pla-
nung bleiben unberihrt.

Mit dem Bebauungsplan 103, 3. Anderung sollen einem bereits ortsansdssigen Unternehmen an-
gemessene Expansionsmoglichkeiten in unmittelbarer Nahe seines Betriebes angeboten werden.
Dadurch soll eine Abwanderung von in Hilden anséassigen und expansionswilligen Betrieben in
andere Stadte verhindert werden. Der Erhalt, die Sicherung und die Schaffung von Arbeitsplatzen
ist ein vorrangiges Ziel dieses Bauleitplanverfahrens. Dartber hinaus soll durch die Entwicklung
des stadtebaulich integrierten Standortes eine Innenentwicklung begiinstigt werden. Der Bebau-
ungsplan Nr. 103, 3. Anderung, soll die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen fir die geplante
gewerbliche Entwicklung schaffen.

In der Zwischenzeit hat die Stadtverwaltung die vorgebrachten Bedenken - teilweise unter Mithilfe
des Larmgutachters - gepruift:



SV-Nr.: WP 20-25 SV 61/075

Aufgrund der neu durchgefiihrten schalltechnischen Untersuchung ergeben sich geénderte Larm-
kontingente fir das Plangebiet, welche in den Bebauungsplan aufgenommen werden sollen. Ne-
ben der Anderung der Emissionskontingente in der Planzeichnung wurden auch die Ausfiihrungen
zur schalltechnischen Untersuchung in der Begriindung und Umweltbericht tGberarbeitet.

Des Weiteren wurden in der Planurkunde textliche Hinweise zu der bereits im Plan dargestellten
Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone ausgenommen. Auch wurden die textlichen Hinwei-
se um das Thema Kampfmittel erganzt, vormals waren diese Ausfiihrungen der Begriindung zu
entnehmen.

Zudem wurden die Aussagen des Bebauungsplans hinsichtlich der geplanten ErschlieRung noch-
mals prazisiert, sodass in allen Textpassagen von Begrindung und Umweltbericht beztglich der
ErschlieBung eine einheitliche Beschreibung der Erschliel3ung tber die Niedenstral3e erfolgt. Die-
se Uberarbeitung hinsichtlich der ErschlieBung dient der Klarstellung und Konkretisierung.

Ebenfalls erganzt wurden in der Begriindung und Umweltbericht die Ausfiihrungen zur geplanten
Entwasserung. Der Umweltbericht wurde zudem auf Grundlage der aktuellen rechtlichen Grundla-
ge aktualisiert.

Da sich in der Planungspraxis die Konvention durchgesetzt hat, dass Daten einer 6kologischen
Bestandserfassung bis zu einem Alter von etwa 5 Jahren als aktuell anzusehen sind, wurde die
Artenschutzprifung durch das Planungsburo ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH ak-
tualisiert. Im Rahmen der Aktualisierung wurde das Messtischblatt erneuert sowie die artenschutz-
rechtliche Einschatzung auf Aktualitat geprdft. Die Ergebnisse der vormaligen Artenschutzprifung
aus dem Jahr 2017 konnten dabei bestatigt werden.

Alle Anpassungen und Erganzungen im Zuge des ergéanzenden Verfahrens gegeniber dem Stand
vom Satzungsbeschluss am 10.07.2019 sind in der Begriindung und im Umweltbericht kursiv und
unterstrichen kenntlich gemacht. In der Planurkunde sind die Anpassungen und Ergénzungen in
lila eingetragen. In der Anlage 3 textliche Festsetzungen sind die Anpassungen und Ergénzungen
lila, kursiv und unterstrichen kenntlich gemacht.

Wie in Hilden Ublich, sind die im Laufe des Verfahrens erstellten Unterlagen und Fachgutachten
auf der stadtischen Internetseite unter www.hilden.de/stadtplanung -> Bauplanungsrecht -> aktuel-
le Verfahren ... -> 103-03 eingestellt.

Unter folgendem Link kdnnen Sie sofort auf die Unterlagen - wie z.B. das neue Larmgutachten
sowie die aktualisierte Artenschutzpriifung - zu dem zugreifen:
https://www.0-sp.de/hilden/plan?pid=16451

Mit dem vorgelegten Beschlussvorschlag soll der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung geheilt
werden. Nach der erneuten offentlichen Auslegung geman § 3 Abs. 2 BauGB und der erneuten
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal? § 4 Abs. 2 BauGB
erfolgt eine erneute Abwagung der eingehenden Stellungnahmen. Die Verwaltung schlagt vor,
anzustreben, dass der erneute Satzungsbeschluss im zweiten Halbjahr 2022 gefasst werden kann.

gez.
Dr. Claus Pommer
Blrgermeister


https://www.o-sp.de/hilden/plan?pid=16451
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Klimarelevanz:

Das vorliegende ergénzende Verfahren dient der Heilung eines bereits zur Satzung beschlossenen
Bebauungsplanes. Da durch den Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung eine Bebauung von unver-
siegelten Flachen vorbereitet wird, sind auch Auswirkungen auf das Mikroklima zu erwarten. Die
bisherige Wiese soll zukinftig bebaut werden und kann dann nicht mehr zur Abkuhlung der Luft
beitragen. Entlang der Disseldorfer Stral3e soll im Bebauungsplan eine private Griinflache festge-
setzt werden, sodass die dort vorhandenen Baume erhalten bleiben und gesichert werden. Die
private Grunflache im Suden des Plangebietes wird somit weiterhin ihre Funktion zur Verbesse-
rung des Mikroklimas und der Luft erfillen konnen. Aufgrund der geringen FlachengréRe sind kei-
ne wesentlichen Auswirkungen fir das Schutzgut Klima zu erwarten.



C

Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung

fur den Bereich

,Dusseldorfer StraRe / Niedenstrae*

- Begrindung -

Die Anpassungen und Ergdnzungen im Zuge des erganzenden Verfahrens gegeniber
dem Stand vom Satzungsbeschluss am 10.07.2019 sind in der Begriindung sowie im
Umweltbericht kursiv und unterstrichen kenntlich gemacht.
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Teil A—-Begrindung

1. Planverfahren

Am 14.07.2010 wurde durch den Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Hilden der Aufstellungs-
beschluss zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung (VEP Nr. 16) gefasst.
Dies geschah vor dem Hintergrund eines konkreten Vorhabens, welches allerdings in der Zwi-
schenzeit nicht mehr weiterverfolgt wird. Es besteht aber weiterhin das Interesse der Firma MC?2
Europe, diese Flache fir eine Betriebserweiterung vorzusehen. Die Stadt Hilden erachtet es zu-
dem fir sinnvoll, diesen Bereich durch ein Bauleitplanverfahren zu tberplanen und eine sinnvolle
Ausnutzbarkeit des Plangebietes zu ermdglichen. Daher wird seit dem 15.12.2010 der Bebau-
ungsplan Nr. 103, 3. Anderung als Angebotsbebauungsplan weitergefiihrt.

Der Beschluss zur 1. Offenlage einschlief3lich der Abhandlung der Anregungen aus der frihzeiti-
gen Beteiligung erfolgte durch den Rat am 15.12.2010. Anschlie3end fand die 1. Offenlage in der
Zeitvom 10.01.2011 bis einschlief3lich 11.02.2011 statt. Aufgrund der vorgebrachten Anregungen
insbesondere zum Immissionsschutz wurde das Bauleitplanverfahren nach der durchgefiihrten
Offenlage ruhend gestellt und nicht weitergefihrt.

Aufgrund des bestehenden Expansionsdrucks bei MC2 wurde das Bauleitplanverfahren im Jahr
2017 wieder aufgegriffen.

Da die Firma MC2 Europe zwischenzeitlich weitere Flachen im Umfeld des Plangebietes erwor-
ben hat, wurden diese Flachen auch in den raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes
aufgenommen, sodass diese Flache Teil der Kontingentierungsrechnung wurden. In die Planung
wurden daher Flachen im Nordwesten sowie im Westen in den raumlichen Geltungsbereich des
Bebauungsplanes einbezogen.

Der Rat der Stadt Hilden beschloss in seiner Sitzung am 11.10.2017 nach Vorberatung im Stadt-
entwicklungsausschuss am 20.09.2017 folglich eine Erweiterung des Plangebietes sowie die Ab-
handlung der Anregungen aus der Offenlage aus dem Jahr 2011 sowie die Durchflihrung einer
erneuten Offenlage aufgrund der geanderten Planinhalte.

Diese erneute Offenlage erfolgte im Zeitraum vom 13.11.2017 bis einschlie3lich zum 15.12.2017,
aus der wiederum Anregungen hervorgegangen sind. Aufgrund des Inhaltes dieser Stellungnah-
men und der aus der im Beschlussvorschlag vorgeschlagenen Abwagung resultierenden Ande-
rungen im Bebauungsplan-Entwurf, ergab sich die Notwendigkeit einer weiteren Offenlage. Hier-
durch wurde den Birgerinnen und Biirgern die Mdglichkeit eingerdumt, auch zu den gednderten
Festsetzungen Stellung zu beziehen.

Am 12.12.2018 hat der Rat der Stadt Hilden nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss
am 21.11.2018 den erneuten Offenlagebeschluss gefasst. Die Bekanntmachung des erneuten
Offenlagebeschlusses erfolgte am 21.12.2018. Die erneute Offenlage erfolgte im Zeitraum vom
14.01.2019 bis einschlie3lich 15.02.2019. Die Beteiligung der Behoérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange erfolgte mit Schreiben vom 18.02.2019 bis einschlief3lich 20.03.2019.

Nach der zweiten erneuten Offenlage erfolgte eine redaktionelle Uberarbeitung der Begriindung
sowie des Umweltberichts.
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Nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss am 05.06.2019 wurde der Bebauungsplan am
10.07.2019 durch den Rat der Stadt Hilden zur Satzung beschlossen. Am 19.08.2019 wurde der
Satzungsbeschluss im Amtsblatt der Stadt Hilden 6ffentlich bekanntgemacht.

Im Nachgang zum Satzungsbeschluss wurden zwei Normenkontrollantrdge gegen den Bebau-
ungsplan Nr. 103, 3. Anderung beim Oberverwaltungsgericht fiir das Land Nordrhein-Westfalen
gestellt. Eine dezidierte Prifung der aufgeworfenen Sachverhalte flihrte zu dem Entschluss der
Stadtverwaltung, den politischen Gremien die Aufhebung des Satzungsbeschlusses zum Bebau-
ungsplan Nr. 103, 3. Anderung zu empfehlen und ein ergidnzendes Heilungsverfahren nach § 214
Abs. 4 BauGB durchzufiihren. Am 12.05.2021 hat der Hauptausschuss fir den Rat der Stadt
Hilden nach Vorberatung im Stadtentwicklungsausschuss die Aufthebung des Satzungsbeschlus-
ses vom 10.07.2019 fur den Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung und die Einleitung eines er-
ganzendes Verfahren nach § 214 Abs. 4 BauGB zur Behebung von Mangeln in diesem Bebau-
ungsplan beschlossen.

Die wesentlichen Anpassungen/Anderungen im Zuge des Heilungsverfahrens sind:

Die Anderung der Emissionskontingente aufgrund der neudurchgefiihrten schalltechnischen Un-
tersuchung. Neben einer Anderung der Emissionskontingente in der Planzeichnung wurden auch
die Ausfuhrungen zur schalltechnischen Untersuchung in der Begrindung und Umweltbericht
Uberarbeitet.

Des Weiteren wurden in der Planurkunde textliche Hinweise zu der bereits im Plan dargestellten
Anbauverbots- und Anbaubeschrankungszone ausgenommen. Auch wurden die textlichen Hin-
weise um das Thema Kampfmittel erganzt, vormals waren diese Ausfiihrungen lediglich der Be-
griindung zu entnehmen.

Zudem wurden die Aussagen des Bebauungsplans hinsichtlich der geplanten ErschlieRung noch-
mals préazisiert, sodass in allen Textpassagen von Begriindung und Umweltbericht bezliglich der
ErschlieBung eine einheitliche Beschreibung der ErschlieRung tiber die Niedenstral3e erfolgt.

Ebenfalls ergdnzt wurden in der Begriindung und Umweltbericht die Ausfilhrungen zur geplanten
Entwéasserung. Der Umweltbericht wurde zudem auf Grundlage der aktuellen rechtlichen Grund-
lage aktualisiert.

Da sich in der Planungspraxis die Konvention durchgesetzt hat, dass Daten einer 6kologischen
Bestandserfassung bis zu einem Alter von etwa 5 Jahren als aktuell anzusehen sind, wurde zu-
dem die Artenschutzpriifung aktualisiert. Im Rahmen der Aktualisierung wurde das Messtischblatt
erneuert sowie die artenschutzrechtliche Einschatzung auf Aktualitat geprift.

Die Anpassungen und Ergdnzungen im Zuge des ergdnzenden Verfahrens gegeniber dem
Stand vom 10.07.2019 (Satzungsbeschluss) sind in der Begriindung sowie im Umweltbericht kur-
siv und unterstrichen kenntlich gemacht.
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2. Lage und Grofe des Plangebiets

Das Plangebiet befindet sich an der Dusseldorfer StraRe im Westen des Stadtgebietes Hilden.
Es umfasst Grundstticksflachen im Bereich der Diisseldorfer Stral3e und der Niedenstrale.

Das Plangebiet der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103 ,Diisseldorfer StralRe / Nieden-
stralRe” wird im Westen und zum Uberwiegenden Teil im Norden durch vorhandene, gewerblich
genutzte Grundstucksflachen begrenzt. Lediglich im Nordwesten grenzen Grinstrukturen an das
Plangebiet und daran anschlieRend Wohnnutzungen an. Im Osten wird das Plangebiet durch die
Niedenstral3e und im Siden durch die Dusseldorfer StralRe begrenzt.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst in der Gemarkung Hilden, Flur 1, die Flursti-
cke 307, 308, 313 und 194 (teilweise). Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem Bebau-
ungsplan zu entnehmen. Die GroRRe des Plangebietes betragt rd. 7.130 m2.

Abb. 1: Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 103, 3. Anderung ,Diisseldorfer StralRe /
NiedenstralBe”; Quelle: verandert nach © Geobasis.NRW 2017

3. Nutzung des Plangebietes und des Umfeldes

Das Plangebiet wird derzeit im Wesentlichen als Grunlandflache genutzt. Im Eckbereich der Dis-
seldorfer StralRe und der Niedenstral3e ist ein Funkmast einschl. Nebengebauden vorhanden.
Diese fernmeldetechnischen Anlagen sind durch einen Zaun eingefriedet. Langs der Dusseldorfer
Stral3e sind Gehdlzstrukturen im Plangebiet befindlich.
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Das Umfeld des Planbereiches wird wesentlich gepragt durch die grof3flachigen Gewerbegebiete
im Hildener Westen. Nérdlich und westlich schliel3en gewerbliche Nutzungen an das Plangebiet
an. Im Nordwesten schliel3en zudem Wohngebdude an das Plangebiet an. Stdlich der Dissel-
dorfer StralRe befinden sich ebenfalls gewerblich genutzte Strukturen. Ostlich der NiedenstralRe
befindet sich Wohnbebauung. Der weitere Verlauf der Niedenstrafl3e wird ebenfalls primar durch
eine Wohnbebauung gepragt.

4. Rechtsgrundlagen

Der Bebauungsplan enthalt Festsetzungen gemaf § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634) zuletzt geéndert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147) in Verbindung mit der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786) zu-
letzt geéndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802) und der Bauord-
nung fir das Land Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
03.08.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421) zuletzt geandert durch Gesetz vom 30. Juni 2021 (GV.
NRW. S. 822); Absatz 3 zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021
(GV. NRW. S. 1086).

Fur die zeichnerischen Festsetzungen gilt die Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitpléane
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58), die
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14.6.2021 (BGBI. | S. 1802) ge&andert worden ist.

5. Bisheriges Planungsrecht
Regionalplan

Das Plangebiet wurde im bisherigen Gebietsentwicklungsplan (GEP99) der Bezirksregierung
Dusseldorf als Bereich fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen (GIB) ausgewiesen. Dies ent-
spricht auch der Ausweisung im neuen Regionalplan. Gemafl der Bekanntmachung vom
13.04.2018 im Gesetz- und Verordnungsblatt des Landes NRW ist der Regionalplan Disseldorf
(RPD) in Kraft getreten und |6st damit den bisherigen Regionalplan (GEP99) ab.

Flachennutzungsplan

Der wirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden stellt das Plangebiet als gegliedertes
Gewerbegebiet dar. Im Eckbereich der Diisseldorfer Straf3e / Niedenstral3e ist das Symbol ,Post"
als Gemeinbedarfseinrichtung dargestellt. Ferner ist eine Richtfunkstrecke im Plangebiet darge-
stellt, entlang der Dusseldorfer Straf3e sind Leitungen der Stadtwerke Wuppertal — Stadtwerke
Solingen sowie eine Hauptabwasserleitung im Flachennutzungsplan dargestellt. Die Grenze der
Ortsdurchfahrt ist im FlAchennutzungsplan im westlichen Anschluss der Niedenstral3e dargestellt.
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Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung, kann gem. § 8 Abs. 2 BauGB aus den Darstellungen
des wirksamen Flachennutzungsplans entwickelt werden.

Bebauungsplan

Fur das Plangebiet besteht bereits seit dem 22.02.2006 der rechtskréftige Bebauungsplan Nr.
103 in der 2. Anderung. Dieser setzt fir den Geltungsbereich der 3. Anderung des Bebauungs-
planes im Norden ein Gewerbegebiet und im Stiden eine private Grunflache fest. Innerhalb des
Gewerbegebietes sind Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen bzw. nur eingeschrénkt zulassig.
Ferner sind in dem Gewerbegebiet Bordelle, Dirnenunterkiinfte und Einrichtungen mit erotischen
Angeboten sowie Vergnlgungsstatten unzulassig. Fir das Gewerbegebiet sind im Bebauungs-
plan die zulassigen Emissionskontingente geregelt, Betriebe und Anlagen mit n&achtlichem Lie-
ferverkehr sind unzuldssig. Dartber hinaus sind im Gewerbegebiet Betriebe und Anlagen der
Abstandsklasse | bis VI nicht zulassig. Das Mal3 der baulichen Nutzung wird nicht durch den
Bebauungsplan geregelt und orientiert sich nach § 34 BauGB. Noérdlich und westlich des Plange-
bietes sind durch den rechtskraftigen Bebauungsplan ebenfalls Gewerbegebiete festgesetzt.

Hochwasserrisiko

Das Plangebiet befindet sich gemal der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung fur die
Itter im Bereich eines HQexrem, d.h. die Flachen werden in sehr seltenen Fallen tberflutet. Das
Plangebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten oder vorlaufig gesicherten Uberschwem-
mungsgebiet.

6. Ziel und Zweck der Planung

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird die vorhandene Gewerbegebietsausweisung
zur Dusseldorfer Stral3e hin erweitert, um hier das derzeit minder genutzte Grundstlick fir eine
gewerbliche Nutzung zu aktivieren. Westlich des Plangebietes hat sich in den vergangenen Jah-
ren die Firma MC? Europe erfolgreich entwickelt. Die Grundstticksflachen der Firma MC? Europe
sind mittlerweile ausgeschopft. Es besteht die Absicht, die Flachen des Plangebietes gegebe-
nenfalls fur eine Betriebserweiterung in Anspruch zu nehmen. Der Bedarf an weiteren gewerbli-
chen Flachen in der Stadt Hilden wird erkannt. Mit der Aufstellung des vorliegenden Bebauungs-
planes (Angebotsplanung) soll die Bereitstellung neuer Gewerbeflachen verfolgt werden. Auch
sieht der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Hilden hier die planungsrechtliche Grundlage
fur die Gewerbegebietsausweisung vor.

Durch die Entwicklung von integrierten Standorten soll eine Innenentwicklung forciert werden und
es wird demnach ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden im Sinne des BauGB verfolgt. Mit
dem Bebauungsplan werden einem bereits ortsansassigen Unternehmen angemessene Expan-
sionsmoglichkeiten in unmittelbarer Nahe angeboten, auch um die Verlagerung von in Hilden
ansassigen und expansionswilligen Betrieben in andere Stadte zu vermeiden. Der Erhalt, die Si-
cherung und die Schaffung von Arbeitsplatzen ist ein vorrangiges Ziel dieses Bauleitplanverfah-
rens.

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung, soll auf Grundlage des Baugesetzbuches die baupla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen fur die geplante Entwicklung schaffen.
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7. Planinhalte

7.1  Stadtebauliche Konzeption

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes soll das im rechtskraftigen Bebauungsplan festge-
setzte Gewerbegebiet erweitert werden. Die stadtebauliche Konzeption sieht demnach eine Er-
weiterung der gewerblichen Flachen in Richtung Disseldorfer StralRe vor. Die im rechtskraftigen
Bebauungsplan festgesetzten Griinflachen sollen demnach reduziert und langs der Diisseldorfer
StraRe analog des westlich anschlieRenden Teilbereichs des Bebauungsplanes Nr. 103, 2. An-
derung entlanggefiihrt werden. So soll ein gleichmafig breiter Grinstreifen zwischen der Dussel-
dorfer Stral3e und dem Gewerbegebiet vorgesehen werden, in dem sich die vorhandenen Ge-
hdlzstrukturen entlang der DUsseldorfer Strafl3e einordnen und planungsrechtlich gesichert wer-
den kdnnen.

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden zunéchst drei Entwurfsvarianten erarbeitet. Zwei
Varianten sahen gemaR der Planungsintention eine Erweiterung der gewerblichen Flachen vor,
eine Variante sah die Nullvariante als verbleibende Option vor. Eine konkrete Entwurfsplanung
besteht fur das Plangebiet derzeit nicht, es soll vielmehr eine Angebotsplanung durch die Erwei-
terung des Gewerbegebietes verfolgt und demnach neue Entwicklungsmdglichkeiten fir die um-
liegenden Gewerbebetriebe oder neue Betriebe geschaffen werden.

In der Variante 1 kdnnte die Erschlieung Uber die Niedenstral3e in das Plangebiet erfolgen. Die
Zufahrt des Gewerbegebietes verlauft demnach nérdlich der vorhandenen fernmeldetechnischen
Anlagen, welche im Bebauungsplan als Flache fur Versorgungsanlagen festgesetzt wird. Die pri-
vaten Grinflachen fuhren langs der Dlsseldorfer Straf3e und der Niedenstrae und kénnen so
das Gewerbegebiet als auch die Flache fiir die Versorgungsanlagen raumlich einfassen.

Die Variante 2 verfolgt grundsatzlich das gleiche Ziel wie Variante 1, jedoch ist hier die Erschlie-
Bung alternativ an der Dusseldorfer StraRe im Westen des Plangebietes vorgesehen. Das Ge-
werbegebiet kann bei dieser Variante in etwa die gleichen AusmalRe einnehmen, die privaten
Griunflachen kdnnen in der Variante 2 jedoch in Verlangerung der Disseldorfer StralRe auch langs
der NiedenstralRe weitergefuhrt werden.

Die Variante 3 umschreibt die Nullvariante gemafl dem rechtskraftigen Bebauungsplan. In dieser
Variante kénnen die Planungsziele, ein weiteres Angebot an gewerblichen Flachen zu schaffen,
nicht ausreichend erzielt werden.

Im Nachgang zur Birgeranhdrung wurde aufgrund der vorgebrachten Anregungen eine Variante
4 gepruft. Diese sollte eine Erschlielung Uber die ForststralRe vorsehen. Da es sich jedoch um
einen Angebotsbebauungsplan handelt, soll eine ErschlieBung tber 6ffentlichen Raum erfolgen
und nicht Uber das bestehende und bebaute Firmengelande. Zudem wurde fir den Fall einer
Betriebserweiterung auch die Erschlie3ung tUber die ForststralRe mit Umfahrung der bestehenden
Halle geprift.

Im Nachgang zur ersten Offenlage wurde die Konzeption modifiziert. Durch die Einbeziehung
zusatzlicher Flachen besteht nun die Mdglichkeit, die bestehenden Hallen der Firma MC2 Europe
auch in Richtung Osten zu erweitern. Die verkehrstechnische Erschliel3ung des Plangebietes soll
ausschlie3lich auRerhalb der Nacht stattfinden, um Nutzungskonflikte mit der Nachbarschaft zu
vermeiden. Eine Zufahrt zum Plangebiet ist tUber die NiedenstralRe vorgesehen. Mit dem Erwerb
der zusatzlichen Flachen untermauert die Firma MC? Europe die Absichten, am bestehenden
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Betriebsstandort expandieren zu wollen. Die grundsatzliche Machbarkeit einer Erschliel3ung Uber
die Niedenstral3e wurde im Zuge einer schalltechnischen Untersuchung dargestellt. Die im Be-
bauungsplan festgesetzten Emissionskontingente sind einzuhalten, der Nachweis ist im Bauge-
nehmigungsverfahren zu erbringen. Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der
benachbarten Wohnbebauung ist eine ErschlielBung des Plangebietes lUber die ForststralRe nicht
oder nur sehr untergeordnet méglich. Die urspringlich angedachte LKW-Umfahrt um die beste-
hende Halle ist ohne umfangreiche SchallschutzmalRnahmen nicht moglich. Daher wird die Zu-
und Abfahrt zum Plangebiet nun von der NiedenstralRe geplant.

Planungsintention ist, durch die vorhandenen und geplanten gewerblichen Nutzungen Synergien
zu erzeugen und Entwicklungsmaoglichkeiten fir die ansassigen Gewerbebetriebe zu ermégli-
chen.

7.2  Artund Mafld der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung wird analog des rechtskraftigen Bebauungsplanes ein Gewerbe-
gebiet festgesetzt. Mit der Festsetzung wird der Planungsintention entsprochen, die Flachen fir
eine gewerbliche Entwicklung zur Verfiigung zu stellen. Dabei wird im Geltungsbereich des vor-
liegenden Bebauungsplanes Nr. 103, 3. Anderung ,Dusseldorfer Strate / NiedenstraRe* das Ge-
werbegebiet in die Teilbereiche GE2, GE8a, GE8b und GE8C gegliedert. Die Nummerierung folgt
dabei der Systematik des rechtskraftigen Bebauungsplanes Nr. 103, 2. Anderung. Hier wurde
das Gewerbegebiet in die Teilbereiche GE1 bis GE8 gegliedert, wobei sich das GE2 und das
GES8 auf den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplanes erstrecken.

Das Gewerbegebiet wird zum Schutz benachbarter Gebiete analog dem Anhang (Abstandsliste
2007) zum Runderlass des Ministeriums fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom
06.06.2007 - Abstandserlass - (SMBI. NW 283) gegliedert. So sind die Anlagen der Abstands-
klassen I-VII fur die Uberwiegenden Teile des Plangebietes ausgeschlossen. Lediglich im Sid-
westen des Plangebietes sind Anlagen der Abstandsklasse VII gemaR Abstandsliste 2007 zulds-
sig. Anlagen der Abstandsklassen I-VI sind auch im Stidwesten des Plangebietes unzulassig. Ziel
ist es, nur Betriebe und Anlagen zuzulassen, die fir die schutzwirdigen Nutzungen in der Umge-
bung keine wesentlichen Stdérungen verursachen kénnen. Insgesamt ergeben sich somit im Plan-
gebiet zwei Untergliederungen im Sinne des Abstandserlasses, in denen Betriebe und Anlagen,
der in den festgesetzten Gebieten jeweils angefiihrten Abstandsklassen von der Ansiedlung aus-
geschlossen sind.

Ausnahmen von der vorgenannten Festsetzung konnen nach § 31 Abs. 1 BauGB im Einzelfall fir
Betriebe und Anlagen zugelassen werden, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass die
Emissionen der geplanten Anlagen z. B. durch tiber den Stand der Technik hinausgehende Mal3-
nahmen oder durch Betriebseinschrankungen, soweit begrenzt werden, dass schéadliche Umwelt-
einwirkungen in den schutzwirdigen Gebieten vermieden werden. Diese Ausnahmeregelung
tragt der neusten Entwicklung und den damit einhergehenden sich stetig A&ndernden Stand der
Technik Rechnung.

Insgesamt wird mit dieser Feinsteuerung der zulassigen Anlagen im Gewerbegebiet dem Tren-
nungsgrundsatz gem. 8 50 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) sowie dem Vorsorgeprin-
zip Rechnung getragen, um immissionsrechtlichen Konflikten durch ein Nebeneinander verschie-
dener Nutzung vorzubeugen. Somit wird sichergestellt, dass die Belange der schutzwiirdigen
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Wohnnutzung im Umfeld des Plangebietes mit den anlagen- und betriebsbezogenen Anforderun-
gen des Gewerbegebietes in Einklang sind.

Mit den getroffenen Festsetzungen wird dem Gebietserhaltungsanspruch eines Gewerbegebie-
tes Rechnung getragen. Gemal § 15 BauNVO sind generell nur solche Betriebe und Nutzungen
zulassig, von denen keine unzumutbaren Auswirkungen, insbesondere im Hinblick auf den Im-
missionsschutz, ausgehen. Die Priifung der Einhaltung des Immissionsschutzes bzw. der Nach-
weis zur Einhaltung des Immissionsschutzes hat im Rahmen von Genehmigungsverfahren durch
entsprechende Fachgutachten auf Grundlage der einschldgigen Richtlinien und Vorschriften (u.a.
TA Larm, TA Luft) zu erfolgen. In diesem Rahmen muss fiur Anlagen und Betriebe, die den Vor-
schriften der 88 4 ff. BImSchG unterliegen, der Nachweis erbracht werden, dass der Betrieb oder
die betriebliche Anlage durch eine atypische Betriebsweise in einem Gewerbegebiet zulassungs-
fahig sind. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass die alleinige Einhaltung der
gesetzlich vorgeschriebenen Grenz- und Richtwerte nicht zur Beurteilung einer atypischen Be-
triebsweise flhren. Im Rahmen von Genehmigungsverfahren sind die hierfur erforderlichen Fach-
gutachten zu erbringen.

Innerhalb des Gewerbegebietes werden zur Sicherung des Hildener Zentrums Ausschliisse bzw.
Einschrankungen zu Einzelhandelsbetrieben aufgenommen. So ist im Bebauungsplan festge-
setzt, dass in den mit GE gekennzeichneten Flachen gemalf § 1 Abs. 5 BauNVO Einzelhandels-
betriebe nicht zulassig sind. Ausnahmsweise konnen jedoch Einzelhandelsbetriebe, die in unmit-
telbarem Zusammenhang mit Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieben stehen
(Werksverkauf), zugelassen werden. Gerade fir kleine bis mittlere Handwerks- oder Gewerbe-
betriebe hat der Werksverkauf eine grof3e Bedeutung. Ferner steht der Werksverkauf in direktem
raumlichen und funktionalen Zusammenhang mit dem jeweiligen Betrieb. Durch die Festsetzung
soll das Plangebiet fiir diese Art von Betrieben attraktiv bleiben. Da es sich hier um eine aus-
nahmsweise zuldssige Nutzung handelt, steht sie auch nicht im Widerspruch zu den sonstigen
Planungszielen.

Ferner werden im Gewerbegebiet Bordelle, Dirnenunterkiinfte und Einrichtungen mit erotischen
Angeboten sowie Vergnlgungsstatten ausgeschlossen. Fir den Ausschluss liegen im Bereich
des Plangebietes besondere stadtebauliche Grinde vor. Das Plangebiet befindet sich am west-
lichen Ortseingang der Stadt Hilden, an der Diisseldorfer StralRe. Demnach sind besondere An-
forderungen an die Gestaltung des Stadt- bzw. StraRenraums und die getroffenen Regelungsnot-
wendigkeiten gegeben. Auch schlieRen nordostlich des Plangebietes vorwiegend Wohnnutzun-
gen an. Diese sensible Nutzung steht in einem Konflikt mit den hier in Rede stehenden Einrich-
tungen. Durch eine Haufung von Vergnigungsstatten im Bereich des Ortseingangs werden ne-
gative Auswirkungen auf das Stadt- und Straf3enbild und sog. , Trading-Down-Effekte“ befurchtet.
Im Hildener Stadtgebiet gibt es an weniger sensiblen Standorten Flachen, an denen diese Nut-
zungsarten grundsatzlich moglich sind.

Die EU-Dienstleistungsrichtlinie (2006/123/EG) enthélt Vorschriften zur Niederlassungsfreiheit fur
Dienstleistungserbringer (einschliellich Einzelhandel). MengenméaRige oder réumliche Be-
schrankungen fiir die Aufnahme oder Auslibung einer Dienstleistungstatigkeit sind demnach nur
zulassig, wenn sie nicht-diskriminierend, erforderlich und verhaltnismafig sind. Mit Urteil vom
30.01.2018 des EuGH (Az.: C-360/15) sind diese Vorschriften auch im Rahmen der kommunalen
Bauleitplanung in die Abwagung einzubringen. Mit den getroffenen Festsetzungen werden zwar
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Schranken fir die Ausiibung oder Ansiedlung von Dienstleistungsbetrieben wie Einzelhandels-
betrieben vorbereitet, jedoch werden diese Schranken aus stadtebaulichen Griinden zur Wah-
rung der stadtebaulichen Qualitat und des Gebietscharakters sowie bezugnehmend auf das ge-
samtstadtische Einzelhandelskonzept fiir erforderlich gehalten. Da in den Baugebieten des Be-
bauungsplanes Dienstleistungsbetriebe (und eingeschrénkt auch Einzelhandelsbetriebe) allge-
mein_oder ausnahmsweise zuldssiq sind, werden die getroffenen Einschrdnkungen als verhalt-
nismafig betrachtet. Eine Diskriminierung von Dienstleistungserbringer wird dadurch nicht vor-
bereitet.

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird tber die Festsetzung einer Grundflachenzahl (GRZ), einer
Geschossflachenzahl (GFZ) sowie einer maximal zulassigen Gebaudehohe geregelt. Durch die
Festsetzungen wird der Rahmen der baulichen Entwicklung im Plangebiet definiert.

Fur alle Gewerbegebiete (GE2, GEBa, GE8h, GES8c) wird eine GRZ von 0,8 und eine GFZ von
2,4 festgesetzt. Die Festsetzungen entsprechen damit den Orientierungswerten des 8§ 17
BauNVO fir die Bestimmung des Mal3es der baulichen Nutzung. Mit der Festsetzung wird dem
Ziel Rechnung getragen, attraktive gewerbliche Entwicklungsflachen zur Verfigung zu stellen
und gleichzeitig einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden im Sinne des § 1a Abs. 2 BauGB
durch die optimale Ausnutzung dieser Flachen zu ermdglichen.

Bei der Festsetzung der maximalen Gebaudehdhe wird zum einen der geplanten gewerblichen
Nutzung Rechnung getragen und zum anderen auf die bestehende Bebauung im Umfeld reagiert.
Das Bestandsgelande liegt bei einer Hohe von rd. 43. m & NHN. Durch die tberwiegend festge-
setzte zulassige Hohe von 54,0 m (. NHN kénnen somit Gebaude mit einer Hohe von rd. 11m
errichtet werden. Damit wird den Ansprichen gewerblicher Nutzer bei der Realisierung neuer
Lagehallen Rechnung getragen. Zum anderen liegen die Firsthohen der Bebauung Niedenstral3e
11 (54,27 m 0. NHN) oder Porscheweg 10-12 (53,75 m 4. NHN) in dieser Grof3enordnung. Im
Nordwesten wird im Hinblick auf die angrenzende Wohnbebauung die zuldssige Hohe mit max.
51,0 m (. NHN festgesetzt, sodass hier eine Erweiterung der westlich angrenzenden Halle mog-
lich ist und eine Abstaffelung der zulassigen Geb&udehdhen von der Dusseldorfer Straf3e hin zur
ndrdlich des Plangebiets gelegenen Wohnbebauung erfolgt. Aufgrund des Abstandes zur angren-
zenden Wohnbebauung am Porscheweg und zur Wohnbebauung an der Niedenstral3e wird sich
die geplante Bebauung ins Ortshild einflgen.

Darlber hinaus wird in einem untergeordneten Teilbereich des GE 8a eine maximale Gebaude-
héhe von 57,5m . NHN festgesetzt, um hier gegebenenfalls auch Betriebsleiterwohnungen ober-
halb der geplanten Hallen erméglichen zu kdnnen. Die Teilflache mit einer maximalen Geb&ude-
héhe von 57,5m u. NHN liegt von der Dusseldorfer Stral3e abgewandt und befinden sich in einem
raumlichen Abstand zur Niedenstral3e, sodass keine Beeintrachtigung der angrenzenden Nut-
zungen zu erwarten sind. Die Abstandflachen gem&aR BauO NRW sind gegentiber benachbarter
Grundsticke in Abhangigkeit der festgesetzten Bauweise einzuhalten.

Ausnahmsweise wird die Uberschreitung der festgesetzten Hohe baulicher Anlagen durch
Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen fiir Abgase und Abluft, sowie durch untergeordnete
Dachaufbauten (wie z. B. Treppenhduser oder technische Einrichtungen wie Fahrstuhlschachte
etc.) bis zu 3 m auf maximal 15% der festgesetzten Uberbaubaren Grundsticksflache innerhalb
der mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) zugelassen. Die Festsetzung
ist erforderlich, um den Anforderungen fur gewerbliche Nutzungen Rechnung zu tragen. Durch
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den Anteil von maximal 15% wird weiterhin sichergestellt, dass die zulassigen Uberschreitungen
auf ein deutlich untergeordnetes Mal3 reduziert werden.

Aufgrund der erforderlichen Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflachen kdnnen
auch bei Ausnutzung der erméglichten baulichen Héhe die gesunden Wohn- und Arbeitsverhalt-
nisse im Hinblick auf eine ausreichende Belichtung und Besonnung angrenzender Nutzungen
gewabhrleistet werden.

7.3 Bauweise und Uberbaubare Grundstlicksflache

Erganzend zu den Festsetzungen zum Malf3 der baulichen Nutzung werden im Bebauungsplan
die Bauweise und die tberbaubaren Grundstiicksflachen festgesetzt, wodurch der Rahmen der
baulichen Entwicklung im Plangebiet weiter ausformuliert wird.

In den Gewerbegebieten ist eine geschlossene Bauweise (g) festgesetzt. Die Festsetzung einer
geschlossenen Bauweise ermdoglicht, an die bereits bestehenden Hallen auf dem Betriebsge-
lande der Firma MC2 Europe unmittelbar anzubauen und so eine betriebliche Erweiterung des
Bestandes erméglicht. Zudem sind so Gebaudelangen von mehr als 50 m zulassig, wie sie in
Gewerbegebieten oft vorkommen.

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen sind so angeordnet, dass eine flexible Ausgestaltung und
Nutzung der Grundstiicke fir zukinftige bauliche Entwicklungsmdéglichkeiten nach den Erforder-
nissen der sich ansiedelnden Gewerbebetriebe besteht. Die grof3ziigig ausgewiesenen tiberbau-
baren Grundstiicksflachen ermdglichen eine flexible Anordnung neuer Baukéorper. Baukorper
kénnen so angeordnet werden, dass sie als aktiver Schallschutz fungierend larmintensive Be-
triebsfreiflachen abschirmen. Entsprechend kénnen benachbarte schutzwiirdige Nutzungen vor
auftretenden Larmimmissionen auf den Freiflachen im Plangebiet geschitzt werden.

Gleichzeitig wird mit den Baugrenzen Bezug auf die westlich angrenzende Bestandsbebauung
genommen und die Ausbildung einer Bebauung parallel zur Disseldorfer Stral3e ermdéglicht. Ein
harmonisches Ortsbild kann durch die Festsetzungen erhalten werden.

7.4  Erschliel3ung

Die verkehrliche ErschlieBung des Plangebietes soll Uiber die umgebenden StraRen erfolgen. Die
Dusseldorfer StrafRe B 228 fungiert als Hauptverkehrsachse zwischen dem Dusseldorfer Stiden
und Hilden. Die Niedenstraf3e fungiert als ErschlieBungsstral3e fur die nérdlich anschlieRenden
Wohn- und Gewerbegebiete. Die Forststral3e dient ebenfalls als ErschlieBungsstral3e fiir die
ndrdlich anschlielenden Wohn- und Gewerbegebiete. Das Plangebiet kann durch die unmittel-
bare Lage an der Disseldorfer Strae B 228 Uber die Niedenstral3e sehr gut an das tberértliche
Stral3ennetz angebunden werden.

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurden unterschiedliche Erschlie3ungsvarianten gepruft
(siehe 6.1 stadtebauliches Konzept). Eine ErschlieBung direkt von der Diisseldorfer Stral3e aus
erfolgt nicht. Damit wurde der Anregung des Landesbetriebes Stralenbau NRW entsprochen und
auf Zufahrten und Zugange zur freien Strecke verzichtet.

! Vgl. Stellungnahme des Landesbetriebes Stralenbau Nordrhein-Westfalen vom 21.11.2017
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Eine ErschlieRung des Gelandes ist somit sowohl Uber die Niedenstraf3e als auch tber die Forst-
stral3e (Uber das Betriebsgelande von MC2 Europe) grundsatzlich denkbar. Im Rahmen des nun
vorliegenden Bauleitplanverfahrens ist die ErschlieBung von der Niedenstral3e aus vorgesehen.
Schon alleine aufgrund der schalltechnischen Situation ist eine ErschlieBung tber die ForststralRe
nicht moglich. Sofern jedoch einzelne, untergeordnete Fahrten tber das bestehende Betriebsge-
lAnde erfolgen sollten, ist vergesehen, im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens ist der
Nachweis zu erbringen, dass die im Bebauungsplan festgesetzten Emissionskontingente einge-
halten werden. Aufgrund der festgesetzten Emissionskontingente und der benachbarten Wohn-
bebauung ist bereits ersichtlich, dass eine ErschlielBung des Plangebietes Uber die Forststralle
nur sehr untergeordnet und in Verbindung mit zusatzlichen SchallschutzmalRnahmen umzusetzen
ware.

7.5 Tiefgaragen

Dem stadtebaulichen Ziel folgend, die innerstadtischen Flachenpotenziale im Sinne des Vorrangs
der Innenentwicklung zu nutzen, soll die Mdglichkeit geschaffen werden, im Plangebiet den ru-
henden Verkehr in einer Tiefgarage unterzubringen. Es wird daher festgesetzt, dass Tiefgaragen
und deren Zufahrten innerhalb der Baugrenzen sowie in der mit TGa gekennzeichneten Flache
zulassig sind. Damit wird zugleich der festgesetzten privaten Griinflache Rechnung getragen und
hierzu ein ausreichender Abstand durch die Tiefgarage eingehalten.

Die zZufahrt zur Tiefgarage ist grundsatzlich tiber die NiedenstralR3e vorgesehen. Eine-Anbindung

7.6 Private Grinflachen

Langs der Dusseldorfer StralRe als auch der Niedenstral3e sollen private Griinflaichen festgesetzt
werden, die das geplante Gewerbegebiet rAumlich einfassen sollen. Auch bleibt durch die Fest-
setzung der privaten Grinflachen der begriinte Charakter der Disseldorfer Strafl3e erhalten.

Um den Charakter der privaten Grinflachen zu wahren, sind auf diesen Flachen Nebenanlagen
im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplatze gemaR § 12 BauNVO
nicht zulassig.

Die vorhandenen Gehdlzstrukturen entlang der Disseldorfer StralRe werden durch die Festset-
zung einer Flache zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen planungs-
rechtlich gesichert. Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten
Bereiche sind dauerhaft zu unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung.
Demnach sind entfernte Gehoélze geman den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, au-
tochthonen Arten sowie den im Bebauungsplan festgesetzten Mindestqualitdten zu ersetzen.

Die Rodung und der Rickschnitt von Gehélzen sind nur aus Verkehrssicherheitsgrinden zul&s-
sig. Diese MalRnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grunflachenamt — Sachgebiet Griinflachen /
Forst — der Stadt Hilden vorab abzustimmen. Zudem sind Neupflanzungen mit dem Landesbe-
trieb StralRenbau Nordrhein-Westfalen abzustimmen.
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7.7 Grinordnung, Mallnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft

MaRnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Um Kollisionsschaden mit Flederméusen auszuschlie3en, wird den Ergebnissen der Artenschutz-
prufung entsprechend im Bebauungsplan festgesetzt, dass die Beleuchtung von Stellflachen und
Wegestrukturen auf3erhalb von baulichen Anlagen sowie die eventuelle Beleuchtung der Aul3en-
bereiche / Gartenanlagen ausschlief3lich mit LED-Leuchtkérpern zu realisieren ist.

Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag erstellt. Dabei
wurde eine naturschutzfachliche Bilanzierung vorgenommen. Innerhalb der festgesetzten Gewer-
begebietsflachen sind daher 20 Laubbdume mit einem Stammumfang von mind. 18 — 20 cm (ge-
messen in einer Hohe von 100 cm Uber dem Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.
Vorhandene Laubbdume, welche erhalten bleiben, kdnnen auf die Anzahl an anzupflanzende
Baume angerechnet werden. Entfernte Baume sind geman den in der Pflanzliste unter 5.4 der
textlichen Festsetzungen angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitaten
zu ersetzen. Zudem gewahrleistet die Festsetzung ein Mindestmalfd an Begriinung innerhalb des
Plangebietes.

Flachen zum Erhalt von BaAumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen

Entlang der Dlsseldorfer Straf3e wird eine Flache zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sons-
tigen Bepflanzungen festgesetzt. Die Gehdlze sind dauerhaft zu unterhalten und unterliegen einer
Wiederanpflanzungsverpflichtung. Entfernte Geholze sind gemal den in der Pflanzliste angege-
benen heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitédten zu ersetzen. Die Festsetzung wird
zur Sicherung der Grinstrukturen im unmittelbaren Nahbereich zur Dusseldorfer Stral3e aufge-
nommen. Damit werden der Erhalt dieser Strukturen und der Anschluss an die unmittelbar an-
grenzenden Grinstrukturen entlang der Dusseldorfer StraRe gewahrleistet. Die Festsetzung tragt
zu einem harmonischen Einfiigen der Planung in die Bestandssituation bei.

Die Rodung und der Riickschnitt von Geholzen sind nur aus Verkehrssicherheitsgriinden zulas-
sig. Diese MaBhahmen sind mit dem Tiefbau- und Griinflachenamt - Sachgebiet Grunflachen /
Forst - vorab abzustimmen. Neupflanzungen sind zudem mit dem Landesbetrieb Stral3enbau
Nordrhein-Westfalen abzustimmen.

Flachen und MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und
Landschaft sowie Zuordnung der Flachen fiir 6kologische AusgleichsmalRnahmen

Im Rahmen des landschaftspflegerischen Fachbeitrages wurde eine Eingriffs- Ausgleichsbilan-
zierung erstellt, diese wurde im Zuge des Verfahrens auf Anregung der Unteren Naturschutzbe-
horde des Kreises Mettmann tberarbeitet und mit der Fachbehdrde abgestimmt. Unter Beruck-
sichtigung der zuvor genannten MalRhahmen und der geanderten Bewertung der Bestandsfla-
chen verbleibt nun ein Defizit von 1.834 Okopunkten. Um den Verlust der Biotopstrukturen aus-
zugleichen, ist daher die Zuordnung einer externen Kompensationsflache erforderlich. Aus dem
Okokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Okopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet.
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Die zugeordnete MaRnahmenflache fiir die Okopunkte ist ,An den Gélden/Sidlich Itter* auf der
von der Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur
15, Flurstiick 326.

7.8  Flache fur Versorgungsanlagen

Im Plangebiet wird zur planungsrechtlichen Sicherung der vorhandenen fernmeldetechnischen
Anlagen (Funkturm einschl. Nebenanlagen) eine Flache fur Versorgungsanlagen mit der Zweck-
bestimmung ,fernmeldetechnische Anlagen” festgesetzt.

7.9 Ver-und Entsorgung

Es wird zum derzeitigen Zeitpunkt davon ausgegangen, dass aufgrund der integrierten Lage die
Ver- und Entsorgung fir das Plangebiet sichergestellt werden kann. Die Flachen sollen an die
offentliche Kanalisation angeschlossen werden, diese entwassert im Trennsystem. Vorflut dieses
Systems ist fur das Gebiet der MOnchengraben. Die Einleitung erfolgt Gber das Regenklarbecken
an der ReisholzstralRe. Die Beseitigung der Niederschlage erfolgt somit den Vorgaben gemal §
55 Wasserhaushaltsgesetz.

Die Flachen sind im Generalentwasserungsplan (GEP) der Stadt Hilden berticksichtigt, aufgrund
der hydraulischen Belastung der vorhandenen Regenwasserkanéle in der Disseldorfer StralRe
und ForststraRe ist eine Riickhaltung im Plangebiet erforderlich. Uber Details der Ruickhaltemaf3-
nahmen und der Anschlussmaoglichkeiten wird im Rahmen der jeweiligen Grundstiicksentwasse-
rungsplanung im Baugenehmigungsverfahren detailliert entschieden.

Gemal der Stellungnahme der Unteren Wasserbehodrde vom 05.12.2017 soll im vorliegenden
Bebauungsplan die Dachflachenniederschlagswasserbeseitigung vorzugsweise per Einleitung in
die 6ffentliche Kanalisation erfolgen. Dies wurde in der vorliegenden Planung beriicksichtigt; einer
ortsnahen (kiinstlichen) Versickerung im Plangebiet steht insbesondere die bekannte Altlastensi-
tuation entgegen. Versickerungsanlagen sind daher derzeit nicht geplant. Im Zuge eines Bauge-
nehmigungsverfahrens wird, vor dem Hintergrund einer konkreten Planung, die Altlastensituation
in Abstimmung mit dem Kreis Mettmann - Untere Bodenbehérde - detailliert zu kldren sein. Ein
realistisches Ergebnis kdnnte sein, dass eine Versickerung nicht méglich ist. Dann wirde eine
Einleitung in den Mdnchengraben unter Beriicksichtigung weiterer, erganzender MalRnahmen der
Rickhaltung erfolgen kénnen.

Generell qilt, dass aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes das
im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstiicken
zurtickgehalten und / oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt allein aus dem Grunde,
dass vorhandene Kanalnetz zuklnftig hydraulisch zu entlasten und die Abflusskapazitdten zu
verbessern. Sofern eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht méglich ist,
werden daher MaBnahmen der Rickhaltung im Plangebiet umzusetzen sein.

Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann davon ausgegangen werden, dass die Abwas-
serbeseitigung fir das Plangebiet grundsatzlich gesichert ist. Die konkrete Entwasserungspla-
nung ist jedoch im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren zu erbringen. Hier ist u.a. ein Uber-
flutungsnachweis bei Starkregenereignissen zu erbringen; hier werden Malinahmen zur Regen-
rickhaltung oder Niederschlagswasserbehandlung festgelegt, um etwaige Auswirkungen auf das
Bestandsnetz zu vermeiden.
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7.10 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Im Plangebiet sind entlang der Dusseldorfer StraRe keine Ein- und Ausfahrten zulassig. Eine
direkte Anbindung an die freie Strecke soll hierdurch, wie vom Landesbetrieb Stralien NRW ge-
fordert, unterbunden werden und die Leichtigkeit und Sicherheit des Verkehrs gewéhrleistet wer-
den.

8. Immissionsschutz
Schallschutz

Bereits zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 103 wurde eine schalltechnische Untersu-
chung? erstellt und im Bebauungsplan neben dem Ausschluss von Betrieben der Abstandsklasse
I bis VI (Abstandserlass 1998) flachenbezogene Schallleistungspegel fur die gewerblichen Bau-
flachen festgesetzt, um ein vertragliches Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen sicherzustel-
len.

Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens zur 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr.
103 wurde eine erneute schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt, welche nach der durchge-
fuhrten Offenlage auf die aktuellen ortlichen Gegebenheiten aktualisiert wurde2. Aufgrund der
vorliegenden Normenkontrollantrége wurden die schalltechnischen Untersuchungen nochmals
uberprift und ein neues Fachgutachten” als Basis fiir die Festsetzungen im Bebauungsplan er-
stellt. Im Bebauungsplan werden flachenbezogene Schallleistungspegel fur die gewerblichen
Bauflachen festgesetzt, um ein vertragliches Nebeneinander von Gewerbe und Wohnen sicher-
zustellen.

2 TAC Technische Akustik: Bericht TAC-347-06; ,Schalltechnische Untersuchung (iber die Gerduschimmis-
sionen aus Gewerbe und éffentlichem StraRenverkehr bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.
103, 2. Anderung fiir den Bereich Diisseldorfer Stral3e / ForststraRe / NiedenstraRe in Hilden- West*
vom 14.07.2006

3 TAC Technische Akustik: Gutachten, Bericht TAC 3268-128-C; Schalltechnische Untersuchung zur 3.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 103 ,Diisseldorfer Strae | NiedenstraBe” in Hilden-West vom
27.08.2018 (redaktionell ergdnzt)

4 TAC Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103
Disseldorfer Stralle / Niedenstral3e” in Hilden-West, Bericht TAC 4605-21-B, 21.11.2021
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Zur Sicherstellung des vorbeugenden Larm-Immissionsschutzes sind innerhalb der Gewerbege-
biete GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflachen gemaf § 1 Abs. 4
BauNVO i. V. m. 8 1 Abs. 9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur zulassig, wenn die von Betrieben
und Anlagen ausgehenden Gerausche die nachfolgend festgesetzten Gerausch-Emissionskon-
tingente nach DIN 45691 (Stand: Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch
nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) tberschreiten.

Teilflache Lexin dB(A), TagL ex in dB(A), Nacht
GE2 56 41
GE8a 66 49 41
GE8b 65 5142
GE8c 53 66 38 44
Flache fir Versorgungsanlagen 55 42

(Zweckbestimmung Fernmeldetech. Anlagen)

Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt 5. Er-
streckt sich der geplante Betrieb tGiber mehrere Teilflaichen, so ist das Vorhaben dann zuléssig,
wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht gré3er ist, als die Summe der sich aus den
Emissionskontingenten der Teilflachen ergebenden Immissionskontingenten.

Gegeniiber dem vormaligen Stand vom Satzungsbeschluss am 10.07.2019 wurden die Ge-
rausch-Emissionskontingente in den Teilflichen GE8a und GE8b reduziert. Mit Ausnahme des
GE8c wurden die zuldssigen Emissionskontingente fiir den Tagzeitraum nicht verdndert. Im GE8c
konnte auf Grundlage der neuen schalltechnischen Berechnungen das zuldssige Emissionskon-
tingente auf 66 dB(A) im Tagzeitraum erhéht werden, im Nachtzeitraum konnte das Emissions-
kontingent dieser Teilflache auf 44 dB(A) erhéht werden.

Durch die Festsetzung von Emissionskontingenten wird sichergestellt, dass die Immissionsricht-
werte der TA Larm an umliegenden Immissionsorten weitgehend eingehalten werden. Dabei wird
beriicksichtigt, dass aufgrund der Gemengelage an den Immissionsorten 10 8 (ForststraRe 4 W
2. 0OG), 10 8a (ForststraRe 4 O 2. OG),lO 8b (Forststralle 4 S 2. OG) und 109 (Porscheweq 12)
um 3 dB(A) erhdhte Immissionsrichtwerte herangezogen werden. Auch diese erhéhten Immissi-
onsrichtwerte liegen noch deutlich unterhalb der Immissionsrichtwerte fiir Mischgebiete. In Misch-
gebieten liegen die Immissionsrichtwerte bei 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts. Bei diesen Wer-
ten wird noch von gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnissen ausgegangen.

Lediglich am Immissionsort 13 (Niedenstral3e 2c) werden die zuldssigen Immissionswerte der TA
Larm tags und nachts um bis zu 1 dB(A) lberschritten. Am Immissionsort 13 liegt der rechneri-
sche Beurteilungspegel der Gesamtbelastung tags bei 56 dB(A) und nachts bei 40,6 dB(A). Die
Immissionsrichtwerte fir diesen Immissionsort liegen tags bei 55 dB(A) und nachts bei 40 dB(A).
Die Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte von maximal 1 dB(A) werden im Zuge der Abwé-
gung hingenommen, um dem stadtebaulichen Ziel, den integrierten Standort gewerblich zu ent-
wickeln, Rechnung zu tragen. Die geringfiigigen Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte sind
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fir das menschliche Ohr nicht wahrnehmbar. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse bleiben
bei den ermittelten Beurteilungspegeln gewahrt.

Zudem werden die zuldssigen Immissionswerte der TA Larm nachts an den Immissionsorten 15,
15a (beide Diisseldorfer Strae 160) um bis zu 6,1 dB(A) Uberschritten, wobei die maRgeblichen
Uberschreitungen durch die Firma 3M hervorgerufen werden.

Wegen der Uberschreitungen erfolgt derzeit keine Nutzung des Parkplatzes von 3M in der Zeit
von 22 Uhr bis 6 Uhr. Eine Wiederaufnahme der nachtlichen Parkplatznutzung erfordert Schall-
schutzmalRnahmen im Bereich der Zufahrt (z. B. Larmschutzwand) und ist unabhangig vom hier
vorliegenden Bauleitplanverfahren notwendig. Des Weiteren weist der Fachgutachter bereits in
der schalltechnischen Untersuchung darauf hin, dass ,in Bezug zur Firma 3M aufgrund des ge-
genseitigen Ricksichtnahmegebotes an den Immissionsorten auf Grundlage von Nr. 6.7 TA Larm
um 5 dB(A) héhere Immissionsrichtwerte heranzuziehen sind.*®

Weiterhin erldutert der Fachgutachter, dass gerade vor dem Hintergrund der schalltechnischen
Situation an dem Immissionsort 15 in der schalltechnischen Untersuchung eine Reduzierung der
Kontingente zur Nachtzeit erfolgte ,so, dass die Uberschreitung des Beurteilungspegels bei Nacht
an _diesem Immissionsort durch alle gewerblichen Gerduschimmissionen auf maximal 1 dB(A)
beschrankt bleibt. Hierzu wurden die Kontingente LEK der Teilflachen TF 8A und TF 8B fiir die
Nachtzeit so reduziert, dass der Beurteilungspegel hervorgerufen durch Gewerbe aul3erhalb des
Plangebietes, der Summe der Gerauschbelastung hervorgerufen durch die Emissionskontin-
gente der Teilflichen TE1* TF2, TE3, TF4, TFE5, TFE6, TF 7, TF 8a, TF 8b, TF 8C und TF 8d
sowie der zusatzlichen Vorbelastung hervorgerufen durch die Gerdusche der Firma 3M fir den
Immissionsort 10 15 Dusseldorfer Str. 160 S nachts auf (ungerundet) 46,1 dB(A) begrenzt wird.“¢
Die Erhdéhung der Beurteilungspegel durch die vorliegende Planung ist so geringfligig, dass sie
fur das menschliche Ohr nicht wahrnehmbar ist. Daher werden durch die Planung auch keine
Beeintrachtigungen von gesunden Wohn- und Arbeitsverhéltnissen erkannt.

Der Schallschutz fir die im Umfeld liegenden schutzwirdigen Nutzungen wird somit durch die
festgesetzten Emissionskontingente gewahrleistet. Weitergehende Regelungen und Vorgaben
zu Nutzungszeiten sowie An- und Abfahrten werden im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens
bei Vorlage einer konkreten Vorhabenplanung erteilt. Die schalltechnische Untersuchung zum
Bebauungsplan zeigt, dass die ErschlieBung des Plangebietes im Tageszeitraum uber die
NiedenstralRe mdglich ist. Im Zuge eines Baugenehmigungsverfahrens werden daher zeitliche
Einschrankungen zur Nutzung bericksichtigt werden, um Nutzungskonflikte mit der benachbar-
ten Wohnnutzung zu vermeiden.

Des Weiteren wird im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung bereits dargelegt, dass sich
der anlagenbezogene Verkehr mit dem Ubrigen Verkehr auf der Niedenstral3e vermischen wird.
Bei einem konservativen Ansatz hat der Fachgutachter dabei bereits bertcksichtigt, dass bis zu
10% des Gesamtverkehrs durch das Plangebiet erzeugt werden kénnte. Eine Erhéhung des Ver-
kehrslarms um mindestens 3 dB(A) wirde jedoch erst bei einer Verdopplung des Verkehrsauf-
kommens eintreten.

5 TAC Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103
L,Dusseldorfer Stralle / Niedenstralle” in Hilden-West, Bericht TAC 4605-21-B, 21.11.2021, Seite 30

6 TAC Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103
L,Dusseldorfer Stralle / Niedenstralle” in Hilden-West, Bericht TAC 4605-21-B, 21.11.2021, Seite 30
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Die unter Nummer 7.4 Absatz 2 der TA Larm genannten Kriterien sind damit nicht erfiillt und eine
gesonderte Betrachtung der Gerdusche des kinftig zu erwartenden An- und Abfahrverkehrs auf
den offentlichen Stral3en ist nicht erforderlich.

In diesem Kontext ist bei der Festlegung von Emissionskontingenten in Gewerbegebieten auf ein
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG) vom 07.12.2017 (Az.: 4 CN 7/16) hinzuweisen.
Gemal dem Urteil missen im Stadtgebiet der plangebenden Kommune grundsatzlich Gewerbe-
flachen vorhanden sein, in denen das Nutzungsspektrum des 8§ 8 BauNVO planungsrechtlich
ausgeschopft werden kdnnen. Dies ist in Hilden der Fall; es bestehen ausreichende Gewerbe-
und Industriegebiete, in denen Gewerbebetriebe aller Art (gemanR § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 9
Abs. 1 und 2 BauNVO) planungsrechtlich zulassig sind. Der Giberwiegende Flachenanteil der Ge-
werbe- und Industriegebiete im Stadtgebiet Hilden ist nicht kontingentiert.

Ausgehend von einer stadtweiten Begutachtung der Gewerbegebiete im Zusammenhang mit der
Aufstellung des Flachennutzungsplanes der Stadt Hilden (Beschluss des FNP zum 31.08.1993)
wurde in der Folgezeit flr groRe Teile der Gewerbe- und Industriegebiete sowie flir die Sonder-
gebiete jeweils aktuelleres Planungsrecht geschaffen.

Ziel der Stadt Hilden war und ist es, im Rahmen einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung,
einerseits dem Bedarf an Wohn-, Gewerbe- und Industrieflachen zu entsprechen. Andererseits
ist die Stadt gemalR den Geboten der Konfliktbewéltigung und der Konfliktvermeidung verpflichtet,
den unterschiedlichen Belangen entsprechend ihres jeweiligen Schutzbedirfnisses Rechnung zu
tragen, aber auch Planungssicherheit zu gewahrleisten.

Seit Ende der 1990er Jahre bis heute (2022) wurden fiir die Hildener Gewerbe- und Industriege-
biete sowie flir die Sondergebiete in zahlreichen Bebauungsplan-Verfahren die verschiedenen
planerischen Instrumente zur Konfliktvermeidung angewendet. Ob mit einer Gerauschkontingen-
tierung gearbeitet wurde oder mit einer Abstandsregelung, ergab sich jeweils aus der konkreten
Lage im Stadtgebiet und der plangebietseigenen Bebauungs- und Nutzungsstruktur.

Diese Vorgehensweise hat sich flir Hilden bewéhrt; in einer Stadt, die gepragt ist von einer deut-
lichen raumlichen Enge, einer allerorten feststellbaren Flachenkonkurrenz unterschiedlicher Nut-
zungen und einer_hohen Bevdlkerungsdichte in den bebauten Bereichen (bedingt durch das
kleine Stadtgebiet), muss auch im gewerblichen und industriellen Bereich mit Kompromissen ge-
lebt werden. Dies wurde und wird durch die beschriebene Vorgehensweise erreicht.

Im Ergebnis kann die Stadt Hilden auch heute Gewerbe- und Industriegebiete sowie Sonderge-
biete vorhalten, die ohne Gerauschkontingentierung auskommen und sich in stadtraumlichen La-
gen befinden, die sowohl aus Sicht der Stadtentwicklung als auch planungsrechtlich geeignet
sind. Eine Kontingentierung wird insbhesondere in Gewerbegebieten mit unmittelbar angrenzen-
der Wohnbebauung vorgesehen, dies ist auch im vorliegenden Planverfahren der Fall.

In den Ubrigen Bereichen konnten/kénnen mit den Instrumenten der Bauleitplanung Konflikte zwi-
schen Gewerbe und Wohnen requliert und/oder vermieden werden.

Wohnungen fur Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und Betriebslei-
ter
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Im Hinblick auf die im Plangebiet ausnahmsweise zuldassigen Wohnungen fir Aufsichts- und Be-
reitschaftspersonen sowie fiir Betriebsinhaber und Betriebsleiter wurde der dffentliche StrafRen-
verkehrslarm im Zuge der schalltechnischen Untersuchung betrachtet. GemaR der geplanten
Konzeption, die zuvor genannte Nutzung oberhalb der geplanten Halle unterzubringen, wurde
dies im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung geprift. Die Ergebnisse der Untersuchung
zeigen, dass im Bereich der geplanten Wohnung bzw. Wohnungen sowohl tagsiber als auch
nachts die Orientierungswerte der DIN 18005 von 65 dB(A) fur die Tagzeit und 55 dB(A) fur die
Nachtzeit in einem Gewerbegebiet unterschritten werden. Folglich werden die Anforderungen der
DIN 18005 fur Larm aus offentlichem Stral3enverkehr erfullt. MaBhahmen zum Schutz vor Ver-
kehrsgerauschen sind somit nicht erforderlich.

Auch hinsichtlich des Gewerbeldrms kommt die schalltechnische Untersuchung zu dem Ergebnis,
dass die Gerauschimmissionen aus dem Gewerbeléarm die zuldssigen Orientierungswerte der
DIN 18005 bzw. die Immissionsrichtwerte gemarn TA Larm ebenfalls deutlich unterschreiten.

Auf Ebene des Bebauungsplanes wird somit nachgewiesen, dass die Unterbringung von Woh-
nungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fr Betriebsinhaber und Betriebsleiter im
Plangebiet grundsatzlich maoglich ist. Je nach Anordnung dieser Wohnungen innerhalb des Plan-
gebietes sind im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens Anforderungen an den Schallschutz zu
stellen. Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung sind zu berlcksichtigen. Die zur
Wahrung gesunder Wohnverhéltnisse im Inneren von Geb&uden notwendige Betrachtung der
AulRenbauteile muss jedoch im Rahmen des Schallschutznachweises einer konkreten Vorhaben-
planung erfolgen.

SEVESO-llI-Richtlinie

Im unmittelbaren Nahbereich zum Plangebiet, sidlich der Disseldorfer Stral3e, befindet sich der
Betriebsbereich der 3M Deutschland GmbH in Hilden. Im Jahr 2013 (Redaktion 2018) wurde im
Auftrag der Stadt ein Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-lI-Richtlinie bzw. 850 BImSchG
zur Vertraglichkeit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und Akzo Nobel Packaging
Coatings GmbH mit Planungen in deren Umfeld durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis des
Gutachtens werden Abstandsempfehlungen im Hinblick auf Warmestrahlung und Toxitat gege-
ben. Das Plangebiet liegt Gberwiegend innerhalb des Achtungsabstandes aufgrund der Richtlinie
VDI 3783. Daruber hinaus liegen weite Teile des Plangebietes innerhalb der Abstandsempfeh-
lung auf Grundlage des Beurteilungswertes fur Warmestrahlung beim Brand von Aceton. Das
Gutachten zeigt jedoch auch auf, dass es sich im Umfeld der Betriebe um eine Gemengelage
handelt. Bereits heute befindet sich 6stlich der Niedenstral3e eine realisierte Wohnbebauung.

Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde daher ein ergdnzendes Gutachten zur
Berlcksichtigung des Art. 13 der Seveso-llI-Richtlinie bzw. des § 50 BImSchG innerhalb des
Bebauungsplans Nr. 103-03 der Stadt Hilden durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis ist die
Realisierung der geplanten Betriebsangehdrigen Wohnungen innerhalb des angemessenen Ab-
standes eines Betriebsbereiches sowie innerhalb eines Gewerbegebietes im Sinne des § 50 BIm-
SchG maoglich.

Ferner schlagt der Gutachter vor, dass Einzelhandel (Werksverkauf) zur Wahrung angemessener
Abstande ausgeschlossen werden sollte. Dieser Empfehlung wird im vorliegenden Bauleitplan-
verfahren nicht gefolgt, da im Fall des Unternehmens MC?2 Europe der Verkauf von Messeartikeln
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nicht mit dem klassischen Einzelhandel an Endkunden vergleichbar ware und es sich um einen
sehr kleinen Kundenkreis handeln wiirde. In diesem Fall wéren geeignete Malinahmen im Zuge
des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass eine Gefahrdung ausgeschlossen werden
kann.

9. Kennzeichnung

Im Plangebiet befinden sich Flachen, die im ,Altlastenkataster” des Kreises Mettmann verzeich-
net sind. Das Flurstlick 313, ist Bestandteil der Flache mit der Nummer 35369/4 Hi ,Umgebung
Fa. Radenberg und Fa. Herzog", welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit der Alt-
lastenklasse 2 ,keine Gefahr bei derzeitiger Nutzung“ verzeichnet ist.

Im Bebauungsplan wird der entsprechende Bereich des Plangebietes gekennzeichnet und ein
Hinweis aufgenommen, dass bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsédnderungen im Bereich
der Flache 35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann die Untere Bodenschutz-
behdrde des Kreises Mettmann zu beteiligen ist.

Das Thema Altlasten und Bodenschutz wird zudem im Umweltbericht behandelt.

10. Hinweise

Griungestaltungssatzung in Gewerbegebieten

Die Satzung Uber die Griingestaltung in Gewerbegebieten vom 16.12.1991 der Stadt Hilden in
der zurzeit glltigen Fassung ist im rAumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes anzu-
wenden.

Leitungen der Stadtwerke Hilden

Entlang der sldlichen Grundstiicksgrenze verlaufen in dem zum Erhalt festgesetzten Gehdlz-
streifen mehrere Leitungen der Stadtwerke Hilden. Samtliche Arbeiten in diesem Bereich sind
vorab mit den Stadtwerken abzustimmen. Bei Neupflanzung von Baumen ist, wenn méglich, ein
Abstand zur Leitung einzuhalten. Ist dies nicht mdglich, ist ein geeigneter Leitungsschutz einzu-
bauen.

Zudem verlaufen entlang der stdlichen und 6stlichen Grundstiicksgrenze Leitungen der Gas-
LINE. Die Kabelschutzrohranlage liegt in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m beiderseits der
Achse). Samtliche Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den Versorgungstragern abzustim-
men. Das Merkblatt "Berticksichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit einliegen-
den Lichtwellenleiterkabeln bei der Aufstellung von Flachennutzungsplanen und Bebauungspla-
nen" ist zu bertcksichtigen.

Artenschutz

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestande gem&R § 44 Bundesnhaturschutzgesetz
(BNatSchG) auszuschlieRen, sind Rodungen von Gehdlzen gemal3 8 39 BNatSchG nur im Zeit-
raum vom 01.10. eines Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulassig.
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Bei der Fallung der (potentiellen) Quartierbdume sind MaRnahmen zur Risikominimierung (Kon-
trolle von Hohlen vor der Fallung mittels Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abendstun-
den vor den Fallarbeiten) vorzusehen, die durch eine dkologische Baubegleitung sichergestellt
werden. Falls im Zuge der Arbeiten Tiere vorgefunden werden, kénnen diese versorgt und ggf.
umgesiedelt werden. In diesem Fall sind die Verluste an Quartierangeboten durch das Anbringen
von artenspezifischen Nistkasten im unmittelbaren Umfeld auszugleichen.

Kampfmittel

Luftbilder aus den Jahren 1939 — 1945 und andere historische Unterlagen liefern Hinwiese auf
einen konkreten Verdacht auf Kampfmittel. Die Uberpriifung der Militéreinrichtung des 2. Welt-
krieges (Laufgraben) wird empfohlen.

Sofern es nach 1945 Aufschiittungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geldndeniveau von
1945 abzuschieben. Zur Festlequng des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorge-
hensweise wird um Terminabsprache fiir einen Ortstermin gebeten. Hierzu ist das Formular An-
trag auf Kampfmitteluntersuchung zu verwenden.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriin-
dungen, Verbauarbeiten etc. wird zusatzlich eine Sicherheitsdetektion empfohlen. In diesem Fall
ist das Merkblatt fir Baugrundeingriffe zu beachten.’

Grundwassermessstellen

Im Plangebiet befinden sich die zwei Grundwassermesstellen (MG 4/1 und MG4/2), welche Be-
standteil des regelméaRigen Monitorings des Kreises Mettmann zur Eintragung der LCKW-Grund-
wasserbelastung Hilden-Benrath sind. Bei Umsetzung des Bebauungsplanes und einer Uberpla-
nung der bestehenden Grundwassermessstellen ist ein adaquater Ersatz in Abstimmung mit dem
Kreis Mettmann zu schaffen. Dartiber hinaus liegt der Stadt Hilden sowie dem Kreis Mettmann
von Seiten der heutigen Grundstiickseigentiimer eine entsprechende Absichtserklarung vor.

Schutzzonen der Bundesstrafle (Disseldorfer Strafle) gemafl §9 Abs. 2 Fernstrallengesetz

(EStrG)

Anbauverbotszone

In_einer Entfernung bis zu 20m, gemessen vom aulReren Rand der befestigten Fahrbahn der
Bundesstralle (Anbauverbotszone 89 Abs. 2 FStrG) dirfen Hochbauten jeder Art nicht errichtet
werden und Aufschiittungen und Abgrabungen gréReren Umfangs nicht durchgefiihrt werden.
Ebenfalls unzulassig sind Anlagen der AuRenwerbung sowie Einrichtungen, die flr die rechtliche
oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten erforderlich sind (z.B. Pflichtstellplétze, Feuer-
wehrumfahrten, Lagerflachen 0.4.).

! Vgl. Stellungnahme Bezirksregierung Diisseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung, Schrei-
ben vom 08.11.2017.
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Sicht- und Larmschutzwélle - sowie Wéande bedirfen der Genehmigung der StraRenbauverwal-
tung.

Anbaubeschrénkungszone

In einer Entfernung bis zu 40m, gemessen vom aufReren Rand der befestigten Fahrbahn der
Bundesstral3e (Anbaubeschrankungszone 89 Abs. 2 FStrG)

a) durfen nur solche Bauanlagen errichtet, erheblich gedandert oder anders genutzt weden, die
die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bundesstral3e weder durch Lichteinwirkung,
Dampfe, Gase, Rauch, Gerdusche, Erschiitterungen und dgl. Gefdhrden oder beeintrdchtigen.
Anlagen der AuRenwerbung stehen den baulichen Anlagen gleich.

b) sind alle Beleuchtungsanlagen innerhalb und auRerhalb von Grundstiicken und Gebauden so
zu gestalten oder abzuschirmen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bun-
desstralRe nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise beeintrachtigt wird.

c) diurfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben uUber die Art von Anlagen oder sonstige Hin-
weise mit Wirkung zur Bundesstraf3e einer straRenrechtlichen Prifung und Zustimmung.

Zur befestigten Fahrbahn gehdren auch die Standstreifen, Beschleunigungs- und Verzégerungs-
streifen der Knotenpunkte.®

Einsichtnahme in aulRerstaatliche Regelungen

Die aul3erstaatlichen Regelungen (wie z. B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die in den
textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, kénnen im Planungs- und Vermessungsamt
der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 40721 Hilden, eingesehen werden.

11. Eingriff in Boden, Natur und Landschaft

Der rechtskraftige Bebauungsplan Nr. 103, 2. Anderung aus dem Jahre 2006 setzt fur den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes ein Gewerbegebiet sowie private Grinflachen fest. Das Ge-
werbegebiet soll gemal’ Planung zulasten der privaten Grinflachen erweitert werden. Demnach
wird ein entsprechender Eingriff in Boden, Natur und Landschaft durch Umsetzung des Bebau-
ungsplanes vorbereitet. Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde daher eine Bilanzierung
des Eingriffs im landschaftspflegerischen Fachbeitrag vorgenommen und im Umweltbericht zum
Bebauungsplan dokumentiert.

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist (wie in Kapitel 7.7 dargestellt) die Zuord-
nung einer externen Kompensationsflache erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden wer-
den 1.834 Okopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete MaRnahmen-
flache fur die Okopunkte ist ,An den Golden/Sidlich ltter* auf der von der Gemeinde bereitge-
stellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstiick 326.

8 \gl. Stellungnahme des Landesbetriebes Stralenbau Nordrhein-Westfalen vom 21.11.2017
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Teil B — Umweltbericht

1 Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes

Das Plangebiet befindet sich an der Disseldorfer Stral3e, im Westen des Stadtgebietes Hilden.
Es umfasst Grundstiicksflachen im Bereich der Disseldorfer StralRe, westlich der Niedenstrale.

Das Plangebiet ,Dusseldorfer Stra3e/ NiedenstraRe“ wird im Westen und Norden begrenzt durch
vorhandene, gewerblich genutzte Grundsticksflachen, im Osten durch die Niedenstral3e und im
Suden durch die Dusseldorfer StralRe (B 228). Fur das Plangebiet existiert der rechtskraftige Be-
bauungsplan Nr. 103 in der 2. Anderung aus dem Jahr 2006. Der geplante Bebauungsplan stellt
die 3. Anderung des rechtskraftigen Bebauungsplanes dar.

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung setzt fir den tiberwiegenden Teil des Plangebietes ein
gegliedertes Gewerbegebiet fest. Es werden zur zuldssigen Art der baulichen Nutzung Aus-
schlisse von bestimmten Betrieben und Einrichtungen, insbesondere mit Bezug auf die umge-
bende Wohnbebauung als erforderlich angesehen. Als MaR der baulichen Nutzung werden fir
Gewerbegebiete typische Ausnutzungskennziffern festgesetzt, welche sich an den Orientierungs-
werten der BauNVO anlehnen. Im Siden ist parallel zur Disseldorfer StralRe ein 8 m breiter Griin-
streifen als private Griinflache mit einem Pflanzerhalt festgesetzt. Im Osten des Plangebietes
befindet sich ist ein Funkmast einschliel3lich Nebenanlagen. Diese fernmeldetechnischen Anla-
gen sind durch einen Zaun eingefriedet. Im Bebauungsplan wird eine Flache fir Versorgungsan-
lagen mit der Zweckbestimmung ,Fernmeldetechnik - Anlagen® festgesetzt.

Ziel der Planung ist es, eine fur den Standort angemessene gewerbliche Nutzung zu ermdglichen.
Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes wird die vorhandene Gewerbegebietsausweisung
zur Dusseldorfer Strafl3e hin erweitert, um hier derzeit minder genutzte Grundstlcke fir eine ge-
werbliche Nutzung zu aktivieren. Durch die Entwicklung von integrierten Standorten soll eine In-
nenentwicklung forciert werden und es wird demnach ein sparsamer Umgang mit Grund und Bo-
den im Sinne des BauGB verfolgt. Mit dem Bebauungsplan werden einem bereits ortsansassigen
Unternehmen angemessene Expansionsmoéglichkeiten in unmittelbarer Nahe angeboten, auch
um die Verlagerung von in Hilden anséssigen und expansionswilligen Betrieben in andere Stadte
zu vermeiden. Der Erhalt, die Sicherung und die Schaffung von Arbeitsplatzen ist ein vorrangiges
Ziel dieses Bauleitplanverfahrens.

Der Bedarf an Grund und Boden belauft sich insgesamt auf rund 7.100 m2. Davon werden etwa
4.900 m? als Gewerbegebiet ausgewiesen, dies sind rund 2.300 m2 mehr im Vergleich zur 2. An-
derung des Bebauungsplanes. Fiir die Fernmeldetechnische Anlage werden 500 m2 und fiir die
private Grinflache 1.700 m2 vorgesehen.
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2 Ziele des Umweltschutzes

2.1 Allgemeine Umweltschutzziele

Die Umweltschutzziele fur das Plangebiet lassen sich wie folgt zusammenfassen:

Schutzgut | Quelle Zielaussage
Tiere und Bundesnaturschutzgesetz/ | Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Le-
Pflanzen (bio- | Landschaftsgesetz NW bensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung fur die kinftigen
logische Viel- Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich so zu schiitzen,
falt) zu pflegen, zu entwickeln und, soweit erforderlich, wiederherzustellen,
dass
. die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes,
. die Regenerationsfahigkeit und nachhaltige Nutzungsféhig-
keit der Naturgditer,
. die Tier- und Pflanzenwelt einschlief3lich ihrer Lebensstatten
und Lebensrdume sowie
. die Vielfalt, Eigenart und Schonheit sowie der Erholungswert
von Natur und Landschaft
auf Dauer gesichert sind.

Baugesetzbuch Bei Aufstellung der Bauleitpléne sind insbesondere die Belange des Um-
weltschutzes, einschlieBlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu beriicksichtigen; insbesondere die Auswirkungen auf Tiere,
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefiige zwischen
ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt (§ 1a Ill BauGB)

Boden / Fla- | Bundesbodenschutzgesetz | Ziele des BBodSchG sind
che

. der langfristige Schutz des Bodens hinsichtlich seiner Funkti-
onen im Naturhaushalt, insbesondere als

- Lebensgrundlage und —raum fir Menschen, Tiere und Pflan-
zen

- Bestandteil des Naturhaushaltes mit seinen Wasser- und
Nahrstoffkreislaufen

- Ausgleichsmedium fir stoffliche Einwirkungen (Grundwasser-
schutz),

- Archiv fur Natur- und Kulturgeschichte,

- Standorte fur Rohstofflagerstéatten, fur land- und forstwirt-
schaftliche sowie siedlungsbezogene und 6ffentliche Nutzun-

gen

. der Schutz des Bodens vor schadlichen Bodenveranderun-
gen

. Vorsorgeregelungen gegen das Entstehen schadlicher Bo-
denverénderung

. die Forderung der Sanierung schadlicher Bodenveréanderun-

gen und Altlasten

Baugesetzbuch

Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-
dernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und Innenentwick-
lung zur Verringerung zusétzlicher Inanspruchnahme von Boden.
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Wasser Wasserhaushaltsgesetz Sicherung der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes und als Le-
bensraum fiir Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum Wohl
der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeintrachtigun-
gen ihrer 6kologischen Funktionen.

Landeswassergesetz Ziel der Wasserwirtschaft ist der Schutz der Gewésser vor vermeidbaren
Beeintréachtigungen und die sparsame Verwendung des Wassers sowie
die Bewirtschaftung von Gewéassern zum Wohl der Allgemeinheit.

Niederschlagswasser ist fur erstmals bebaute oder befestigte Flachen
ortsnah zu versickern, zu verrieseln oder in ein Gewasser einzuleiten,
sofern es die ortlichen Verhaltnisse zulassen.

Klima Landesnaturschutzgesetz Schutz, Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur Sicherung
NRW des Naturhaushaltes (und damit auch der klimatischen Verhéaltnisse) als
Lebensgrundlage des Menschen und Grundlage fiir seine Erholung.

Luft Bundesimmissionsschutz- Schutz der Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Was-
gesetz sers, der Atmosphéare sowie der Kultur- und Sachgiter vor schadlichen
Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des
Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Belas-
tigungen durch Luftverunreinigungen, Gerausche, Erschitterungen,
Licht, Warme, Strahlen und ahnliche Erscheinungen).

TA Luft Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schadlichen Um-
welteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie deren Vorsorge zur
Erzielung eines hohen Schutzniveaus fur die gesamte Umwelt.

Landschaft Bundesnaturschutzgesetz/ | Schutz, Pflege, Entwicklung und ggfs. Wiederherstellung der Landschaft
Landschaftsgesetz NW aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen
auch in Verantwortung fur die kiinftigen Generationen im besiedelten und
unbesiedelten Bereich zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart
und Schdnheit sowie des Erholungswertes von Natur und Landschaft.

Mensch inklu- | TA Larm / BImSchG & VO /| Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schadlichen Um-

sive der DIN 18005 welteinwirkungen durch Gerausche sowie deren Vorsorge.
menschlichen N R - .

- Als Voraussetzung fir gesunde Lebensverhaltnisse fiir die Bevolkerung
Gesundheit

ist ein ausreichender Schallschutz notwendig, dessen Verringerung ins-
besondere am Entstehungsort, aber auch durch stadtebauliche Mal3nah-
men in Form von Larmvorsorge und —minderung bewirkt werden soll.

Kultur- und Baugesetzbuch / Denkmal- | Schutz von Kultur- und sonstigen Sachgiitern vor negativen Einflissen,
Sachguter schutzgesetz NRW Uberbauung etc.

(kulturelles
Erbe)

2.2 Planungsrechtliche Ausgangssituation
Regionalplan

Das Plangebiet wird im gultigen Regionalplan der Bezirksregierung Dusseldorf (RPD 2018) als
Bereich fiur gewerbliche und industrielle Nutzung (GIB) ausgewiesen.

Flachennutzungsplan

Der wirksame Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Hilden stellt das Plangebiet als Gewerbege-
biet dar. Im Eckbereich der DUsseldorfer Strafl3e/ Niedenstral3e ist das Symbol ,,Post* als Gemein-
bedarfseinrichtung dargestellt. Ferner ist eine Richtfunkstrecke im Plangebiet dargestellt. Entlang
der Dusseldorfer Stral3e sind Leitungen der Stadtwerke Wuppertal — Stadtwerke Solingen sowie
eine Hauptabwasserleitung im Flachennutzungsplan dargestellt. Die Grenze der Ortsdurchfahrt
ist im Flachennutzungsplan im westlichen Anschluss der Niedenstral3e dargestellt, obwohl sie
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zurzeit weiter 6stlich und zwar im Bereich der Einmindung der Grabenstral3e in die Dusseldorfer
Stral3e liegt.

Der Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung, kann gem. § 8 (2) BauGB aus den Darstellungen des
wirksamen Flachennutzungsplanes entwickelt werden.

Bebauungsplan

Fur das Plangebiet besteht bereits seit dem 22.12.2006 der rechtskréaftige Bebauungsplan
Nr. 103 in der 2. Anderung. Dieser setzt fiir den Geltungsbereich des Bebauungsplans im Norden
ein Gewerbegebiet und im Siden eine private Grunflache fest. Fir das Gewerbegebiet sind im
Bebauungsplan die zulassigen Emissionskontingente geregelt, Betriebe und Anlagen mit nacht-
lichem Lieferverkehr sind unzuldssig. Dariiber hinaus sind im Gewerbegebiet Betriebe und Anla-
gen der Abstandsklasse | bis VI nicht zulassig.

Hochwasserrisiko

Das Plangebiet befindet sich gemal der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung fur die
Itter im Bereich eines HQexirem, d.h. die Flachen werden in sehr seltenen Fallen lberflutet. Das
Plangebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten oder vorléaufig gesicherten Uberschwem-

mungsgebiet.

3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschlief3lich der
Prognose bei Durchfiihrung der Planung

Im Folgenden werden die Auswirkungen des Planvorhabens auf die einzelnen Schutzgiter ana-
lysiert und bewertet. Da fur das Plangebiet ein geltendes Planungsrecht aus dem Jahr 2006 be-
steht, wird auf dieser Grundlage das neue Planvorhaben in der Umweltprifung bewertet. In einem
ersten Schritt wird allgemein die Bestandssituation beschrieben. AnschlieRend werden in einem
weiteren Schritt die Umweltauswirkungen im Verhaltnis zwischen altem und neuem Baurecht
analysiert und in diesem Zusammenhang bewertet. Aus diesen Ergebnissen werden die Auswir-
kungen bei Umsetzung des Planvorhabens abgeleitet und unter dem Punkt ,Ergebnis® zusam-
mengefasst und unter dem Punkte ,Bewertung® in der Abstufung gering, mafRig oder erheblich
bewertet.

3.1 Schutzgut Mensch — Bevoélkerung/Gesundheit

Fur das Schutzgut Mensch einschlief3lich der menschlichen Gesundheit sind die mit der Planung
einhergehenden Auswirkungen auf das Wohnumfeld von Bedeutung.
Beschreibung

a) Bestand

Die Flache wird im Wesentlichen durch eine Rasenflache und den begrenzten Baumbestand ent-
lang der Dusseldorfer Stral3e gepragt. Da diese Flachen nicht zuganglich sind, haben sie keine
wesentliche Erholungsfunktion fur das ,,Schutzgut Mensch®.
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In der gesamtstadtischen Larmkartierung (Larmkartierung zur Neuaufstellung des Flachennut-
zungsplanes der Stadt Hilden in Verbindung mit der Kartierung im Rahmen der EU-Umgebungs-
l[armrichtlinie — StralRenverkehrslarmemissionen — April 2008, Grasy + Zanolli, KdIn) der Stadt
Hilden ist fur das Plangebiet bereits durch die Gerauschimmissionen aus Stra3enverkehrslarm
sowie Gewerbelarm eine Larmbelastung festgestellt worden. Entlang der Dusseldorfer Stral3e
konnten demnach bis zu 70 dB(A) am Stral3enrand, im hinteren Plangebiet 60 dB (A) aufgrund
des Verkehrslarms ermittelt werden. Durch die umliegenden Gewerbe- und Industriebetriebe, vor
allem im Suden der Diisseldorfer StraRe konnten bis zu 65 dB(A) im gesamten Planungsgebiet
in der gesamtstadtischen Larmkartierung aus 2008 festgestellt werden. Nachts werden Spitzen-
werte von bis zu 60 dB(A) erreicht. Das Plangebiet ist deshalb durch Gewerbe- und Straf3enlarm
als vorbelastet zu bewerten.

Aus den Nutzungen der umliegenden Grundstiicke ergeben sich typische nutzungsbedingte
Larmimmissionen. Eine schalltechnische Untersuchung® wurde im November 2021 durch die
TAC-Technische Akustik im Rahmen des Bauleitplanverfahrens erstellt. Diese zeigt, dass durch
den offentlichen Stralenverkehrslarm sowohl tagsiiber als auch nachts die Orientierungswerte
der DIN 18005 fur Gewerbegebiet (GE) im gesamten Plangebiet unterschritten werden.

Lichtemissionen im Plangebiet und dessen Umfeld sind auf den Verkehr sowie die StraRen- und
Gebaudebeleuchtung zuriickzufiihren. Vom Plangebiet selbst gehen im Bestand keine
Lichtemissionen aus.

Im unmittelbaren Nahbereich zum Plangebiet, sidlich der Diisseldorfer Stral3e, befindet sich der
Betriebsbereich der 3M Deutschland GmbH in Hilden. Im Jahr 2013 wurde im Auftrag der Stadt
ein Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-lI-Richtlinie bzw. § 50 BImSchG zur Vertraglich-
keit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und Akzo Nobel Packaging Coatings GmbH
mit Planungen in deren Umfeld durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis des Gutachtens
werden Abstandsempfehlungen im Hinblick auf Warmestrahlung und Toxizitdt gegeben. Das
Plangebiet liegt Uiberwiegend innerhalb des Achtungsabstandes aufgrund der Richtlinie VDI 3783.
Daruber hinaus liegen weite Teile des Plangebietes innerhalb der Abstandsempfehlung auf
Grundlage des Beurteilungswertes fir Warmestrahlung beim Brand von Aceton. Das Gutachten
zeigt jedoch auch auf, dass es sich im Umfeld der Betriebe um eine Gemengelage handelt. Be-
reits heute befindet sich dstlich der NiedenstralRe eine realisierte Wohnbebauung.

b) altes Baurecht

Im bestehenden Bebauungsplan ist im ndrdlichen Bereich ein Gewerbegebiet festgesetzt in dem
nur Betriebe und Anlagen zulassig sind, deren Gerédusche die angegebenen Emissionskontin-
gente Lex nach DIN 45691 (tags 57 dB(A), nachts 42 dB(A)) weder tagsuiber noch nachts tber-
schreiten. Au3erdem sind in allen GE-Flachen Betriebe und Anlagen der Abstandsklassen | bis
VI nicht zul&assig.

Der Grolteil des Plangebietes ist parallel der Disseldorfer Straf3e als private Griinflache ausge-
wiesen.

9 Schalltechnische Untersuchung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103 ,Diisseldorfer StraRe / Niedenstral3e*
in Hilden-West, 21.11.2021, TAC — Technische Akustik - Heinrich-Hertz-Stra3e 3 - 41516 Grevenbroich
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C) heues Baurecht

Aus den Nutzungen der umliegenden Grundstiicke ergeben sich typische nutzungsbedingte
Larmimmissionen. Eine schalltechnische Untersuchung wurde im Rahmen des
Bauleitplanverfahrens durchgefiihrt, im Ergebnis wurden Emissionskontingente festgesetzt. Bei
Einhaltung dieser Kontingente wird ein vertragliches Nebeneinander der geplanten gewerblichen
Entwicklung des Plangebietes und der benachbarten Wohnnutzung gewéhrleistet. Durch die
Festsetzung von Emissionskontingenten wird sichergestellt, dass die Immissionsrichtwerte der
TA Larm an_umliegenden Immissionsorten weitgehend eingehalten werden. Dabei wird
bertcksichtigt, dass aufgrund der Gemengelage an den Immissionsorten 10 8 (ForststralRe 4 W
2. 0G), 10 8a (ForststralRe 4 O 2. OG) und 10 8b (ForststralRe 4 S 2. OG) um 3 dB(A) erhdhte
Immissionsrichtwerte herangezogen werden.

Lediglich am Immissionsort 13 (NiedenstraRe 2c) werden die zulassigen Immissionswerte der TA
Larm tags und nachts um bis zu 1 dB(A) Uberschritten. Am Immissionsort 13 liegt der rechneri-
sche Beurteilungspegel der Gesamtbelastung tags bei 56 dB(A) und nachts bei 40,6 dB(A). Die
Immissionsrichtwerte flr diesen Immissionsort liegen tags bei 55 dB(A) und nachts bei 40 dB(A).
Die Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte von maximal 1 dB(A) werden im Zuge der Abwa-
gung hingenommen, um das stadtebauliche Ziel den integrierten Standort gewerblich zu entwi-
ckeln Rechnung zu tragen. Die geringfiigigen Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte sind
fur das menschliche Ohr nicht wahrnehmbar. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhéltnisse bleiben
bei den ermittelten Beurteilungspegeln gewahrt.

Aus schalltechnischer Sicht deutlich kritischer zu bewerten ist die Uberschreitung der Immissi-
onsrichtwerte der TA Larm an Immissionsort 15. Die zuldssigen Immissionswerte der TA Larm
werden nachts an den Immissionsorten 15, 15a (beide Diisseldorfer Stra3e 160) um bis zu
6,1 dB(A) Uiberschritten, wobei die maRgeblichen Uberschreitungen durch die Firma 3M hervor-
gerufen werden.

Wegen der Uberschreitungen erfolgt derzeit keine Nutzung des Parkplatzes von 3M in der Zeit
von 22 Uhr bis 6 Uhr. Eine Wiederaufnahme der néchtlichen Parkplatznutzung erfordert Schall-
schutzmafRnahmen im Bereich der Zufahrt (z. B. LArmschutzwand) und ist unabhangig vom hier
vorliegenden Bauleitplanverfahren notwendig. Des Weiteren weist der Fachgutachter bereits in
der schalltechnischen Untersuchung darauf hin, dass ,in Bezug zur Firma 3M aufgrund des ge-
genseitigen Riicksichtnahmegebotes an den Immissionsorten auf Grundlage von Nr. 6.7 TA Larm
um 5 dB(A) héhere Immissionsrichtwerte heranzuziehen sind.“*°

Weiterhin erlautert der Fachgutachter, dass gerade vor dem Hintergrund der schalltechnischen
Situation an dem Immissionsort 15 in der schalltechnischen Untersuchung eine Reduzierung der
Kontingente zur Nachtzeit erfolgte, ,so dass die Uberschreitung des Beurteilungspegels bei Nacht
an _diesem Immissionsort durch alle gewerblichen Gerauschimmissionen auf maximal 1 dB(A)
beschrankt bleibt. Hierzu wurden die Kontingente LEK der Teilflachen TF 8A und TF 8B fiir die
Nachtzeit so reduziert, dass der Beurteilungspegel hervorgerufen durch Gewerbelarm auf3erhalb
des Plangebietes, der Summe der Gerauschbelastung hervorgerufen durch die Emissionskontin-
gente der Teilflachen TF 1*, TF2, TE3, TF 4, TF5, TF 6, TF 7, TF 8a, TF 8b, TF 8C und TF 8d
sowie der zusatzlichen Vorbelastung hervorgerufen durch die Gerausche der Firma 3M fiir den

10 TAC Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103
L,Dusseldorfer Stralle / Niedenstralle” in Hilden-West, Bericht TAC 4605-21-B, 21.11.2021, Seite 30
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Immissionsort 10 15 Disseldorfer Str. 160 S nachts auf (ungerundet) 46,1 dB(A) begrenzt wird."**
Die Erhdéhung der Beurteilungspegel durch die vorliegende Planung ist so geringfligig, dass sie
fir das menschliche Ohr nicht wahrnehmbar ist. Daher werden durch die Planung auch keine
Beeintrachtigungen von gesunden Wohn- und Arbeitsverhéltnissen erkannt.

Die Festsetzung des alten Baurechts, bezlglich der aufgrund der Abstandsklassen zuldssigen
Betriebe, wurde grundsatzlich in das neue Baurecht ibernommen, sodass hier keine wesentli-
chen Veranderungen gegeniber dem alten Baurecht entstehen.

Der Verkehrslarm wurde unter Zuhilfenahme der gesamtstadtischen Larmkartierung bewertet.
Hieraus ist eine bestehende Belastung durch Verkehrslarm ersichtlich. Es ist davon auszugehen,
dass mit voller Ausnutzung des Bebauungsplanes in Bezug auf Larmimmissionen keine wesent-
liche Anderung gegentber der heutigen Bestandssituation entstehen wird.

Mit Umsetzung der Planung ist mit zusatzlichen Lichtemissionen durch Wege- und Gebaudebe-
leuchtung zu rechnen. Aufgrund der bereits vorhandenen Beleuchtung im Umfeld ist nur mit einer
unwesentlichen Zunahme zu rechen. Die Lichtemissionen gehen nicht tiber die im urbanen Kon-
text Ublichen Auswirkungen hinaus und stellen keine erhebliche Zusatzbelastung dar.

Im Rahmen des vorliegenden Bauleitplanverfahrens wurde ein ergédnzendes Gutachten zur Be-
ricksichtigung des Art. 13 der Seveso-llI-Richtlinie bzw. des § 50 BImSchG innerhalb des Be-
bauungsplans Nr. 103-03 der Stadt Hilden durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis ist die
Realisierung der geplanten Betriebsangehdrigen Wohnungen innerhalb des angemessenen Ab-
standes eines Betriebsbereiches sowie innerhalb eines Gewerbegebietes im Sinne des § 50 BIm-
SchG maoglich.

Ferner schlagt der Gutachter vor, dass Einzelhandel (Werksverkauf) zur Wahrung angemessener
Abstande ausgeschlossen werden sollte. Dieser Empfehlung wird im vorliegenden Bauleitplan-
verfahren nicht gefolgt, da im Fall des Unternehmens MC2 Europe der Verkauf von Messeartikeln
nicht mit dem klassischen Einzelhandel an Endkunden vergleichbar ware und es sich um einen
sehr kleinen Kundenkreis handeln wirde. In diesem Fall wéren geeignete Malinahmen im Zuge
des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, dass eine Gefahrdung ausgeschlossen werden
kann.

Auswirkung

Durch die 3. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 103 wird eine hohere Auslastung des Grund-
stiickes vorbereitet. Ein GroRteil der Flache wird als Gewerbegebiet ausgewiesen, wodurch eine
hohere bauliche Ausnutzung des Grundstiickes erméglicht wird. Mit der Planung geht eine Erho-
hung der Larmemissionen einher. Gleichwohl werden durch die im Bebauungsplan festgesetzten
Emissionskontingente die zuldssigen Emissionen begrenzt, sodass gesunde Wohn- und Arbeits-
verhaltnisse gewahrt bleiben. Das Plangebiet ist durch die umliegenden Gewerbe- und Industrie-
betriebe und die Diusseldorfer Stral3e bereits vorbelastet. Die Vorbelastung wurde im Zuge der
schalltechnischen Untersuchung berlcksichtigt. Durch die zusatzlichen Gewerbeflachen wird
durch die festgesetzten Emissionskontingente keine erhebliche Larmbelastung erwartet. Zum

11 TAC Technische Akustik: Schalltechnische Untersuchung zur 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103
L,Dusseldorfer Stral3e / Niedenstralle” in Hilden-West, Bericht TAC 4605-21-B, 21.11.2021, Seite 30
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Schutz vor Gerduschen aus dem offentlichen StralRenverkehr sind keine Schallschutzmalf3nah-
men notwendig, der anlagenbezogene Verkehr wird sich umgehend mit dem Stral3enverkehr mi-
schen und in Anbetracht der bestehenden Verkehrsbelastung auf den umliegenden Straf3en nur
eine deutlich untergeordnete Rolle spielen.

Risiken durch Unfélle oder Katastrophen

Uberschwemmungen

Das Plangebiet wird nach der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Disseldorf in sel-
tenen Fallen (HQ > 500) liberschwemmt. Das Plangebiet liegt jedoch nicht in einem festgesetzten
Uberschwemmungsgebiet. Besondere Gefahren durch Hochwasser sind daher nicht zu erwarten.
Im Hinblick auf zunehmende Starkregenereignisse ist im Zuge der Baugenehmigungsplanung die
Versickerung und/oder Riickhaltung des anfallenden Niederschlagswassers detailliert zu planen,
um Uberschwemmungen zu vermeiden.

Kampfmittel

Luftbilder aus den Jahren 1939 — 1945 und andere historische Unterlagen liefern Hinwiese auf
einen konkreten Verdacht auf Kampfmittel. Die Uberpriifung der Militéreinrichtung des 2. Welt-
krieges (Laufgraben) wird seitens dem Kampfmittelbeseitigungsdienst empfohlen.

Sofern es nach 1945 Aufschiittungen gegeben hat, sind diese bis auf das Geldndeniveau von
1945 abzuschieben. Zur Festlequng des abzuschiebenden Bereichs und der weiteren Vorge-
hensweise wird um Terminabsprache fiir einen Ortstermin gebeten. Hierzu ist das Formular An-
trag auf Kampfmitteluntersuchung zu verwenden.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahlgriin-
dungen, Verbauarbeiten etc. wird zusatzlich eine Sicherheitsdetektion empfohlen. In diesem Fall
ist das Merkblatt fir Baugrundeingriffe zu beachten.*?

Die Hinweise des Kampfmittelbeseitigungsdienstes wurden in den Bebauungsplan aufgenom-
men und sind zu beachten.

Allgemein gilt, dass die Bauarbeiten im Plangebiet sofort einzustellen sind, sofern Kampfmittel
gefunden werden. In diesem Fall ist die zustandige Ordnungsbehdrde, der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst oder die ndchstgelegene Polizeidienststelle unverziiglich zu verstandigen.

Storfallbetriebe

Im unmittelbaren Nahbereich zum Plangebiet, stidlich der Disseldorfer Stral3e, befindet sich der
Betriebsbereich der 3M Deutschland GmbH in Hilden. Im Jahr 2013 wurde im Auftrag der Stadt
ein Gutachten auf Basis des Art. 12 der Seveso-lI-Richtlinie bzw. 850 BImSchG zur Vertraglich-
keit der Betriebsbereiche der 3M Deutschland GmbH und Akzo Nobel Packaging Coatings GmbH
mit Planungen in deren Umfeld durch die UCON GmbH erstellt. Im Rahmen des vorliegenden

12 Vgl. Stellungnahme Bezirksregierung Dusseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) / Luftbildauswertung,
Schreiben vom 08.11.2017.
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Bauleitplanverfahrens wurde zudem ein erganzendes Gutachten zur Beriicksichtigung des Art.
13 der Seveso-llI-Richtlinie bzw. des 8§ 50 BImSchG innerhalb des Bebauungsplans Nr. 103-03
der Stadt Hilden durch die UCON GmbH erstellt. Im Ergebnis ist die Realisierung der geplanten
Betriebsangehdrigen Wohnungen sowie die geplante gewerbliche Nutzung des Grundstiicks in-
nerhalb des angemessenen Abstandes eines Betriebsbereiches sowie innerhalb eines Gewerbe-
gebietes im Sinne des 8 50 BImSchG méglich.

Der Anrequng des Gutachters, Einzelhandel (Werksverkauf) zur Wahrung angemessener Ab-
stdnde auszuschlieRen, wird nicht gefolgt, da im Fall des Unternehmens MC2 Europe der Verkauf
von Messeartikeln nicht mit dem klassischen Einzelhandel an Endkunden vergleichbar wére und
es sich um einen sehr kleinen Kundenkreis handeln wiirde. In diesem Fall waren jedoch zwingend
geeignete MaRnahmen im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens hachzuweisen, dass eine Ge-
fahrdung ausgeschlossen werden kann.

Ergebnis

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgefihrt.
Im Ergebnis wurden Emissionskontingente festgesetzt, wodurch ein vertragliches Nebeneinander
der geplanten gewerblichen Nutzung und der angrenzenden Wohnnutzung gewahrleistet wird.

Die durchgefuhrte schalltechnische Untersuchung stellte fest, dass die Anforderungen der TA
Larm weitgehend erfullt werden. Die geringfiigigen Uberschreitungen der zulassigen Immissions-
werte der TA Larm tags und nachts um bis zu 1 dB(A) am Immissionsort 13 (Niedenstral3e 2c)
sind fiir das menschliche Ohr nicht wahrnehmbar. Zudem wird aufgrund der vorhandenen Nahe
zur BundesstraRe (Verkehrslarm) sich fiir die Bewohner keine spiirbare Anderung der Larmsitu-
ation einstellen.

Ferner wurde im Rahmen der umfangreichen Untersuchungen die aus schalltechnischer Sicht
deutlich kritischer zu bewertende Uberschreitung der Immissionsrichtwerte der TA L4rm am Im-
missionsort 15 thematisiert. Hier werden seitens 3M bauliche Anlagen (Larmschutzwand) erfor-
derlich, um den Parkplatz kiinftig auch wieder im Nachtzeitraum nutzen zu kénnen. Eine Wieder-
aufnahme der nachtlichen ist unabhangig vom hier vorliegenden Bauleitplanverfahren notwendig.
Die Emissionskontingente im vorliegenden Bebauungsplan wurden im Nachtzeitraum so redu-
ziert, ,so, dass die Uberschreitung des Beurteilungspegels bei Nacht an diesem Immissionsort
durch alle gewerblichen Gerduschimmissionen auf maximal 1 dB(A) beschrankt bleibt. Gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse knnen so gewahrt bleiben.

Ferner werden durch die Festsetzung der zuldssigen Betriebe die LA&rmemissionen durch die Ge-
werbenutzung eingeschrankt. Gewerbelarm ist im Bestand durch die umliegenden Betriebe be-
reits existent. Den Ergebnissen der schalltechnischen Untersuchung ist jedoch zu entnehmen,
dass die Anteile der Vorbelastung an den betrachteten Immissionsorten deutlich unterhalb der
zulassigen Immissionsrichtwerte liegen (Ausnahme Immissionsort 15, 15a). Bureh-die-nun-be-
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Hinsichtlich des unmittelbar stidlich der Dusseldorfer StraRe angrenzenden Storfallbetriebes sind
grundsatzlich die vorgesehenen Nutzungen des Plangebietes mdglich, im Zuge von Baugeneh-
migungsverfahren sind jedoch geeignete MaRnahmen festzulegen, welche eine Gefahrdung des
Schutzgutes Mensch minimieren.

Bewertung: gering-mafig

3.2 Schutzgut Arten—und-Lebensgemeinschaften/Biotoptypen-Tiere, Pflanzen
(biologische Vielfalt)

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) regelt in 8 44 die Vorschriften fir besonders und
streng geschitzte Tier- und Pflanzenarten. Demnach ist es verboten Tiere zu tbéten, wéhrend
bestimmter Zeiten erheblich zu stéren oder Fortpflanzungs- oder Ruhestétten zu beschadigen.
Zusatzlich ist es verboten, Pflanzen zu beschéadigen.

Um dem Gesetz Rechnung zu tragen, wurde eine Artenschutzprifung nach den Vorgaben der
Verwaltungsvorschrift zur Anwendung der nationalen Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinien
92/43/EWG (FFH-RL) und 2009/147/EG (V-RL) zum Artenschutz bei Planungs- und Zulassungs-
verfahren (VV-Artenschutz) durchgefihrt. In einem ersten Schritt wurde das Vorkommen streng
bzw. besonders geschiitzter Arten anhand des Naturschutz-Fachinformationssystems unter
http://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de geprift. Anhand der Liste planungsrelevanter
Arten des Messtischblattes 48071 (Hilden) wurden die Habitatanforderungen der Arten mit den
im Plangebiet vorhandenen Raumstrukturen verglichen und bei Ortsbegehungen in der Ortlichkeit
Uberprift. Die Ergebnisse sind im Folgenden zusammengefasst.

Beschreibung
a) Bestand

Die Bestandssituation im Plangebiet ist gepragt durch die Griunflache parallel zur Dusseldorfer
StralRe und zur Niedenstral3e, die durch einen Baumbestand eingegrenzt wird. Im 6stlichen Plan-
gebiet befindet sich auf3erdem ein Funkmast mit den dazugehérigen Nebeneinrichtungen. Auf
dem schmalen Streifen im nérdlichen Plangebiet haben bereits Fallungen stattgefunden. Hoch-
wertige Strukturen sind im Plangebiet nicht vorhanden.

b) altes Baurecht

Im rechtskraftigen Bebauungsplan Nr. 103, 2. Anderung ist die nérdliche Flache des Plangebietes
als Gewerbegebiet, die sudliche Flache als private Grinflache festgesetzt.

C) nheues Baurecht

Das neue Baurecht sieht im Wesentlichen eine Erweiterung der Gewerbeflachen und die entspre-
chende Reduktion der Grinflache vor. Der Funkmast mit den Nebeneinrichtungen bleibt von der
Planung unberthrt. LAngs der Dusseldorfer StralRe als auch der Niedenstral3e werden private
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Grunflachen festgesetzt, die das geplante Gewerbegebiet raumlich einfassen. Entlang der Dis-
seldorfer Straf3e wird diese private Grinflache zudem als Flache zum Erhalt von Baumen, Strau-
chern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Durch diese Festsetzungen werden die vorhan-
denen Gehdlzstrukturen entlang der Disseldorfer StralRe planungsrechtlich gesichert. Somit
bleibt der begriinte Charakter der Diisseldorfer Stral3e an dieser Stelle erhalten.

Auswirkung

Gegeniber dem alten Planungsrecht wird durch die Neuplanung im Wesentlichen nur die Griun-
flache ohne Baumbestand reduziert und als Gewerbegebiet ausgewiesen.

Hinweise auf planungsrelevante Arten liegen fur diesen Bereich nicht vor. Das Vorkommen streng
bzw. besonders geschutzter Arten wurde anhand der Naturschutz-Fachinformationssysteme
NRW unter http://artenschutz.naturschutzinformationen.nrw.de geprift. Anhand der Liste von pla-
nungsrelevanten Arten des Messtischblattes 4807 _1 (Hilden) wurden die Habitatanforderungen
der Arten mit den im Plangebiet vorhandenen Raumstrukturen und Lebensraumtypen verglichen.
Die Artenschutzpriifung aus dem Jahr 20172 wurde durch das Biiro ISR - Innovative Stadt- und
Raumplanung GmbH im Jahr 2022'* aktualisiert, da sich in der Planungspraxis die Konvention
durchgesetzt hat, dass Daten einer 6kologischen Bestandserfassung bis zu einem Alter von etwa
5 Jahren als aktuell anzusehen sind. Zudem gibt es Rechtsprechungen die eine Gilltigkeit der
Aussagen bei einem Alter der Daten von 6-7 Jahren angeben. Aufgrund des Alters der Bestand-
serfassung aus dem Gutachten 2017 wurde nun eine Aktualisierung des Gutachtens vorgenom-
men, um die Gilltigkeit der Artenschutzprifung auch weiterhin zu gewahrleisten. Im Rahmen der
Aktualisierung wurde das Messtischblatt erneuert sowie die artenschutzrechtliche Einschatzung-
auf Aktualitat geprift.

Im Plangebiet befindet sich keine registrierte Biotop- bzw. Biotopverbundflache. Ferner ist es nicht
Bestandteil eines gemeldeten FFH- oder Vogelschutzgebiets.

Der Uberwiegende Teil der planungsrelevanten Arten des Messtischblattes, unter Eingrenzung
der Lebensraumtypen, ist im Erhaltungszustand als gtinstig zu bewerten. Im Plangebiet sind po-
tenzielle Lebensraume fir Allerweltsarten mit einem landesweit glinstigen Erhaltungszustand und
einer grofl3en Anpassungsfahigkeit vorhanden.

Im Rahmen der Artenschutzrechtlichen Prifung konnten keine planungsrelevanten Arten im Be-
reich des Plangebietes nachgewiesen werden. Ferner wurden in einer Recherche in der ,Land-
schaftsinformationssammlung® (@LINFOS) des Ministeriums keine Anhaltspunkte fur planungs-
relevante Arten gefunden. Lediglich die Geholzstrukturen kdnnten potentiell fir die Avifauna von
Bedeutung sein. Diese werden jedoch bei der Anderung des Bebauungsplanes nur geringfiigig

13 ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH; Artenschutzpriifung zum Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung —
Hilden — ,Diisseldorfer Stralle/Niedenstralle” vom 22.05.2017.

14 ISR Innovative Stadt- und Raumplanung GmbH; Artenschutzpriifung zum Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung —
Hilden — ,Diisseldorfer StralBe/Niedenstralle” vom 23.03.2022
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tangiert, da im sidlichen Bereich eine private Grinflache sowie eine Flache zum Erhalt von Bau-
men, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt wird und somit der Gehdlzbestand in
diesem Bereich erhalten werden kann. Lediglich im nordlichen Bereich kann es zum Verlust der
Gehdlzstruktur kommen.

Im noérdlichen Bereich des Teilgebietes GE 8c wurden in einer ergdnzenden Ortsbegehung im
Frahjahr 2019 im Rahmen der Artenschutzprifung zwei Baume mit Spechthdhlen festgestellt.
Um artenschutzrechtliche Konflikte abschlieRend ausschlie3en zu kdnnen, werden im Bebau-
ungsplan artenschutzrechtliche Vermeidungsmal3nahmen formuliert. Es ist bereits ein textlicher
Hinweis im Bebauungsplan auf die einzuhaltenden Rodungszeiten gemafl § 39 BNatSchG ent-
halten. Die Hinweise werden geméafR den Abstimmungen mit der Unteren Naturschutzbehorde
beim Kreis Mettmann erganzt, sodass bei der Féllung der (potentiellen) Quartierbdume Mal3nah-
men zur Risikominimierung (artenschutzrechtliche Kontrolle von Hohlen vor der Fallung mittels
Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fallarbeiten) vorzusehen
sind, die durch eine 6kologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der Arbeiten
Individuen vorgefunden werden, kdnnen diese versorgt und ggf. umgesiedelt werden. In diesem
Fall sind die Verluste an Quartiersangeboten durch das Anbringen von artenspezifischen Nist-
késten im unmittelbaren Umfeld auszugleichen. Die Vorschriften des § 45 Abs. 7 BNatSchG zur
Ausnahmegenehmigung bei der Unteren Naturschutzbehérde beim Kreis Mettmann zur Féllung
der Quartierbaume bleiben davon unberihrt.

Insgesamt ist der durch das Vorhaben verursachte Eingriff in Bezug auf die planungsrelevanten
Arten als nicht erheblich einzustufen, da die Kernbereiche bzw. Verbreitungsschwerpunkte der
lokalen Populationen nicht betroffen sind.

Ergebnis

Durch die anthropogen tiberformten und versiegelten Flachen in der Umgebung des Plangebietes
ist die Flache grundsatzlich einer geringen 6kologischen Wertigkeit zuzuordnen. Durch die Um-
setzung der Planung kommt es zwar zu einer VergroRerung der Uberbaubaren Flachen und zu
einer héheren Versiegelungsrate, jedoch werden durch die Festsetzung ,Griinfliche® entspre-
chende unversiegelte Bereiche erhalten. Auswirkungen auf planungsrelevante Arten sind nicht
zu erwarten, da planungsrelevante Arten im Plangebiet keinen Lebensraum haben. Geholzbe-
stande, welche potenziell fir Végel von Bedeutung sind, werden im stidlichen Bereich nicht tan-
giert. Im noérdlichen Bereich des Plangebietes sind die Gehdlzstrukturen bereits durch den rechts-
kraftigen Bebauungsplan Uberplant.

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestande gem&R § 44 Bundesnhaturschutzgesetz
(BNatSchG) auszuschlief3en, sind Rodungen von Geholzen gemaR § 39 BNatSchG nur im Zeit-
raum vom 01.10. eines Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulassig, ein entsprechender Hin-
weis wird in den Bebauungsplan aufgenommen. Ferner wird den gutachterlichen Ausfuhrungen
Rechnung getragen und eine Festsetzung aufgenommen, dass die Beleuchtung von Stellflachen
und Wegestrukturen aufRerhalb von baulichen Anlagen sowie die eventuelle Beleuchtung der Au-
Renbereiche / Gartenanlagen ausschlie3lich mit LED-Leuchtkdrpern zu realisieren ist.
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Zusammenfassend lasst sich festhalten, dass fir das Schutzgut Tier, Pflanzen und biologische

VielfaltArten-und-Lebensgemeinschaften/Biotoptypen keine erheblichen Beeintrachtigungen zu
erwarten sind.

Bewertung: Es sind keine erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten

3.3 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild

Bei der Betrachtung des Schutzgutes Ort- und Landschaftsbild stehen die optischen Eindriicke
in der Betrachtung im Vordergrund. Von Bedeutung sind die Aspekte Vielfalt, Eigenart und Schon-
heit als festgelegte Faktoren fur die Bewertung. Im Folgenden wird das Schutzgut Ortsbild verbal
argumentativ beschrieben und bewertet. Auf die Betrachtung des Landschaftsbildes wird jedoch
verzichtet, da das Plangebiet vollsténdig dem stadtischen Siedlungsbereich zuzuordnen ist.

Beschreibung

a) Bestand

Das Umfeld des Plangebietes ist durch Industrie- und Gewerbebetriebe gepragt, die sich nach
Osten hin verdichten. Sudlich der Dusseldorfer Str., au3erhalb des Plangebietes, befindet sich
eine groRRzlgige Grunflache (Betriebserweiterungsflache 3 M Deutschland).

b) altes Baurecht

Das alte Baurecht setzt fiir den Geltungsbereich der 3. Anderung des Bebauungsplans Nr. 103
im nordlichen Bereich eine Gewerbeflache und fir das lbrige Plangebiet eine private Grinflache
inklusive des Funkmastes mit Nebenanlagen fest.

C) neues Baurecht

Das neue Baurecht setzt fur den grofdten Teil des Plangebietes ein Gewerbegebiet fest. Langs
der Dusseldorfer Str. und der NiedenstraRe werden Griinflachen festgesetzt, sodass der einge-
grinte Charakter zur Disseldorfer Straf3e hin erhalten bleibt.

Auswirkung

Das neue Baurecht sieht fir den Planbereich im Wesentlichen die Ausweisung eines Gewerbe-
gebietes vor. Durch die Planung soll die Erweiterung und Arrondierung des umliegenden Gewer-
begebietes ermoglicht werden. Die l&ngs der Disseldorfer Strafl3e bestehenden Gehdlzstrukturen
sowie der Funkmast mit Nebenanlagen werden planungsrechtlich gesichert. Dieser Gehdlzstrei-
fen fungiert als Sichtschutz vor dem Gewerbebau.

Ferner wird festgesetzt, dass innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflachen 20 Laubbaume
mit einem Stammumfang von mind. 18 — 20 cm (gemessen in einer Héhe von 100 cm uber dem
Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten sind. Vorhandene Laubbaume, welche erhalten
bleiben, kdnnen auf die Anzahl an anzupflanzende B&ume angerechnet werden. Entfernte
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Baume sind gemaf den in der Pflanzliste unter 4.2 angegebenen heimischen, autochthonen Ar-
ten und Mindestqualitaten zu ersetzen.

Daruiber hinaus wurde im landschaftspflegerischen Fachbeitrag eine Eingriffs- Ausgleichsbilan-
zierung durchgefuhrt. Im Ergebnis wurde ein Defizit von 1.834 Okopunkten ermittelt, welches
plangebietsextern ausgeglichen wird. Im Bebauungsplan wurde eine entsprechende Zuord-
nungsfestsetzung aufgenommen, dass aus dem Okokonto der Stadt Hilden 1.834 Okopunkte
(NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet werden. Die zugeordnete MafRnahmenflache fir die
Okopunkte ist ,An den Goélden/Sidlich Itter” auf der von der Gemeinde bereitgestellten Flache
mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstiick 326. Gegen die Zahlung von
5,00 € pro Okopunkt werden die fiir die Kompensation erforderlichen Wertpunkte gekauft. Die
Abbuchung ist fur den Eingriffsverursacher kostenpflichtig. Die Kostenerstattung ist in einem 06f-
fentlichrechtlichen Vertrag néher zu regein.

Somit sind keine erheblichen negativen Auswirkungen in Bezug auf das Orts- und Landschafts-
bild zu erwarten.

Ergebnis

Durch den Erhalt des wesentlich das Stral3enbild pragende Baumbestandes entlang der Dissel-
dorfer Straf3e sind keine erheblichen negativen Auswirkungen auf das Orts- und Landschaftsbild
zu erwarten.

Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet

3.4 Schutzgut Boden / Flache

Der Boden nimmt mit seinen vielfaltigen Funktionen eine zentrale Stellung im Okosystem ein und
ist damit ein wichtiger Bestandteil der natirlichen Lebensgrundlagen. Nach dem BauGB ist ein
sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Nachverdichtung und Innen-
entwicklung anzustreben (8§ 1a Abs. 2 BauGB). Neben dem Schutzgut Boden wird in diesem Ka-
pitel auch das Schutzgut Flache bewertet.

Beschreibung
a) Bestand

Das Plangebiet istim Bestand zu grof3en Teilen unversiegelt. Laut digitaler Bodenkarte NRW gibt
es im Plangebiet Vorkommen von zwei verschiedenen Bodentypen.

Ein schmaler Streifen im Westen wird hier unter der Bezeichnung L4906 _G732GA5 aufgefiihrt.
Hierbei handelt es sich um den Bodentyp Typische Gley, vereinzelt Braunerde-Gley. Dieser Bo-
dentyp besteht im oberen Horizont aus lehmigem und stark lehmigem Sand aus jungpleistozénen
bis holozanen Hochflutablagerungen. Er liegt Gber einer Schicht aus kiesigem Grobsand und
Sand aus jungpleistozéanen Terrassenablagerungen.

Das restliche Plangebiet wird unter der Bezeichnung L4906_G331GA5S dargestellt. Dieser Typi-
sche Gley, vereinzelt typischer Auengley, besteht in der oberen Schicht aus lehmigem Schluff
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und zum Teil schluffigem Lehm aus jungpleistozénem L6 und Schwemml6R, alternativ aus ho-
loz&nen Bachablagerungen. Hierunter liegt eine Schicht aus kiesigem Sand aus mittelpleistozé-
nen und jungpleistozanen Terrassenablagerungen.

Gemald der Stellungnahme des Kreises Mettmann (Untere Bodenschutzbehdrde) vom
05.12.2017 werden folgende Ausfuhrungen zum Thema Altlasten erganzt:

Im Plangebiet befinden sich Flachen, die im ,Altlastenkataster” des Kreises Mettmann verzeich-
net sind. Das Flurstiick 313 ist Bestandteil der Flache mit der Nummer 35369/4 Hi ,Umgebung
Fa. Radenberg und Fa. Herzog", welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit der Alt-
lastenklasse 2 ,keine Gefahr bei derzeitiger Nutzung® verzeichnet ist:

[Zitat]

Im Rahmen einer stadtweiten Bodenluftuntersuchungskampagne des Kreises Mettmann wurden
1991 im Bereich der aneinandergrenzenden Standorte erhthte LCKW-Gehalte in der Bodenluft
ermittelt. Die daraufhin 1992 vom Kreis veranlassten ergdnzenden Untersuchungen ergaben ne-
ben einer Bestatigung der Bodenluftbelastung erhebliche Grundwasserkontaminationen (Tetra-
chlorethen) im Abstrombereich beider Betriebe. Um Ursache, Ausmall und Quelle der LCKW-
Grundwasserbelastungen zu ermitteln, beauftragte der Kreis im Oktober 1994 ein Sachverstan-
digenbiro zundchst mit weiteren Bodenluftuntersuchungen. Die 1995 vorgelegten Befunde erga-
ben ein diffuses Bild der Schadstoffverteilung, so dass eine Zuordnung der Belastungen zu einem
der beiden Betriebe bzw. zu beiden Betrieben gleichermalen nicht méglich war.

Die Stadt Dusseldorf stellte 1996 Untersuchungsergebnisse vor, nach denen eine Belastungs-
fahne aus dem Bereich der Fa. Radenberg und der Fa. Herzog in Dusseldorfer Stadtgebiet ge-
langen soll. Im Rahmen der Grundwasserstudie des Kreises Mettmann im Grenzbereich der
Stadte Dusseldorf und Hilden (vgl. 6370/1 Hi) sollten auch die Darstellungen der Stadt Disseldorf
untersucht werden. Der im April 1997 vorgelegte Bericht macht deutlich, dass ein Zusammen-
hang des Belastungsbereiches der Fa. Radenberg / Fa. Herzog mit Diisseldorfer Schadensfallen
nicht besteht.

Zur Ermittlung von Verursacher und Eintragstelle hat der Kreis Bodenluft- und weitere Grundwas-
seruntersuchungen an den vorhandenen Messstellen verdichtet und auch in das nahere Umfeld
der Standorte ausgedehnt. Der Ende 1999 vorgelegte Bericht verdeutlicht, dass sowohl im Be-
reich der Fa. Radenberg als auch im Bereich der Fa. Herzog maRige Bodenluftbelastungen vor-
handen sind. In der ndheren Umgebung der beiden Standorte konnten dagegen keine Belastun-
gen festgestellt werden. Die Befunde erklaren sich méglicherweise aus der hohen Grundwasser-
belastung, die in die dartiber liegende Bodenluft ausgast.

Trotz der umfangreichen Untersuchungen konnten Eintragstelle und Verursacher des Schadens
nicht ermittelt werden. Im n&chsten Schritt veranlasste der Kreis im Mai 1998 die Planung und
Errichtung eines Grundwassermessstellennetzes. Da im Februar 2000 mit der Stadt Disseldorf
eine gemeinsame Bearbeitung der weitraumigen LCKW-Grundwasserbelastungen im Grenzbe-
reich Hilden / Dusseldorf (vergl. Einfihrung) vereinbart wurde, bestand die Stadt Disseldorf da-
rauf, auch die bereits vom Kreis beauftragten MalRnahmen im Bereich der Standorte Radenberg
und Herzog in die gemeinsame regionale Untersuchungskampagne zu integrieren.
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Auf Drangen der Bezirksregierung folgte der Kreis diesem Ersuchen und stellte zunéchst die hier
laufenden Grundwasseruntersuchungen ein. Im August 2001 wurde gemeinsam von Stadt DUs-
seldorf und Kreis der Auftrag fur die regionalen Sanierungsuntersuchungen einschlie3lich der
Errichtung weiterer Grundwassermessstellen erteilt. Allein auf Hildener Stadtgebiet und somit
auch im Abstrombereich der Firmen Radenberg und Herzog wurden 2001/2002 insgesamt 34
neue, bis zu 80 m tiefe Messstellen errichtet. Sowohl fur die Gutachterleistungen als auch fur die
Errichtung der Grundwassermessstellen hat das Land Fordermittel in Hohe von 80% der Projekt-
kosten bewilligt. Nach Vorlage und Auswertung des Berichts zur Sanierungsuntersuchung vom
August 2002 fand zur Erdrterung und weiteren Verfahrensweise am 28. 10. 2002 die Abschluss-
besprechung bei der Bezirksregierung statt. Im Gutachten wird bestétigt, dass im Grenzbereich
Hilden/Dusseldorf-Benrath groRraumige Grundwasserverunreinigungen mit LCKW vorliegen.
Ausgehend und teilweise Uberlagernd erstrecken sich in der Spitze ineinander verlaufende
Grundwasserbelastungsfahnen von insgesamt 2.800 m Lange und maximal 750 m Breite. Emis-
sionsherde in Hilden sind das ehem. Mannesmann-Gelande (gesichert), die Fa. ICl (vermu-
tet/fraglich) und die Fa. Herzog (vermutet/fraglich). Die Schadstofffahnen sind insgesamt weitge-
hend lagestabil. An den Randern der Belastungsbereiche mit sinkenden LCKW-Gehalten findet
nachweislich ein nattrlicher Schadstoffabbau statt. Einzugsgebiete von Trinkwassergewinnungs-
anlagen sind nicht betroffen. Die Schadstoffkonzentrationen in den Belastungsfahnen erreichen
maximal 500 ug/l, liegen rdumlich (berwiegend zwischen 200 und 300 ug/l, also auf maligem
Niveau. Unmittelbare bzw. akute Gefahren sind nicht ersichtlich. Ein Handlungsbedarf besteht
zwar, jedoch nicht unverzuglich. Unbestritten ist dagegen die Notwendigkeit der jeweiligen Herd-
sanierungen.

Auf der Grundlage der von der Bezirksregierung verfuigten Sanierungsvariante wurde mit Bewil-
ligung von Landesmitteln im Mai 2003 von Stadt Disseldorf und Kreis Mettmann die gemeinsame
behdrdliche Sanierungsplanung in Auftrag gegeben. 2006 und 2007 wurden auf dieser Grundlage
die 12 Sanierungsbrunnen sowie weitere 22 Messstellen auf Hildener Stadtgebiet errichtet. Die
Planungen fir die Wasseraufbereitungsanlage und dem dazugehdrigen Rohrleitungsnetz sind in
2008 abgeschlossen worden. Nach Vertragsunterzeichnung im Februar / Marz 2009 ist nach 6f-
fentlicher Ausschreibung im August 2009 mit der Errichtung der Sanierungsanlage im Fahnenab-
schnitt an der ReisholzstralRe begonnen worden. Seit April 2010 wird aus den 12 Brunnen auch
das Grundwasser aus dem Bereich Radenberg und Herzog erfasst, sodass zukiinftig zumindest
der weitere Abstrom von belastetem Wasser verhindert wird.

Bei einem Hallenabriss im Dezember 2008 konnte der Untergrund unterhalb der Betriebshalle
von Herzog untersucht werden. Dabei sind weder im Boden, noch in der Bodenluft Hinweise auf
Schadstoffeintrage festgestellt worden. [Zitatende]

b) altes Baurecht

Das alte Baurecht sieht die Festsetzung einer Gewerbeflache langs der nérdlichen Flanke des
Plangebietes vor. Das Ubrige Plangebiet wird als eine private Grinflache festgesetzt.
C) neues Baurecht

Nach dem neuen Baurecht wird im Plangebiet ein Gewerbegebiet festgesetzt, welches nur durch
die reduzierte private Grunflache von der Disseldorfer Stral3e getrennt wird.
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Im Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung wird eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Ferner wird eine
Flache fir Versorgungsanlagen festgesetzt, um den bestehenden Funkmast im Plangebiet pla-
nungsrechtlich zu sichern. Ferner wird zur Begrenzung der Bodenversiegelung im Bebauungs-
plan festgesetzt, dass Nebenanlagen im Sinne des 8§ 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports
und Stellplatze gem. § 12 BauNVO in den Grunflachen nicht zulassig sind.

Im Bebauungsplan wird die Flache mit der Nummer 35369/4 Hi ,Umgebung Fa. Radenberg und
Fa. Herzog“, welche im Altlastenkataster des Kreises Mettmann mit der Altlastenklasse 2 ,keine
Gefahr bei derzeitiger Nutzung® verzeichnet ist, gekennzeichnet. Im Bebauungsplan wird darauf
hingewiesen, dass bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsénderungen im Bereich der Flache
35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann die Untere Bodenschutzbehétrde
des Kreises Mettmann zu beteiligen ist.

Zwei Grundwassermessstellen existieren im Bereich der Firma mc? Europe, die Bestandteil des
regelmafigen Monitorings des Kreises Mettmann zur Erfassung der LCKW-Grundwasserbelas-
tung Hilden-Benrath sind. Diese Grundwassermessstellen werden durch den Bebauungsplan
nicht verandert. Sofern sie aufgrund von Bautatigkeiten entfallen missten, wéren sie jedoch ada-
quat zu ersetzen.

Durch den Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung sollen Flachen in integrierter Lage einer gewerb-
lichen Entwicklung zugefuhrt werden. Damit wird dem Leitsatz Innenentwicklung vor Aul3enent-
wicklung gefolgt.

Auswirkung

Durch die Planung wird eine ggw. grof3tenteils unversiegelte Grinflache tberplant. Dadurch ist
eine hohere bauliche Ausnutzung des Grundstiicks mit den entsprechenden Versiegelungen
moglich. Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Boden sind nicht zu erwarten, der nordliche
Bereich des Plangebietes ist bereits planungsrechtlich fir eine gewerbliche Entwicklung vorbe-
reitet und die dstlichen Bereiche sind anthropogen tberformt. Ferner wird eine private Griinflache
entlang der Disseldorfer Strale und Niedenstral3e festgesetzt.

Gemal dem Leitsatz, Innenentwicklung vor AuBenentwicklung, soll der vorliegende Bebauungs-
plan aufgestellt werden. Anstatt bislang unbebaute Flachen im AuRenbereich gewerblich zu ent-
wickeln, soll das Plangebiet kiinftig gewerblich genutzt werden. Damit wird einem sparsamen
Umgang mit Grund und Boden Rechnung getragen. Zwar kommt es zur Inanspruchnahme wei-
terer bislang unbebauter Flachen, dies erfolgt jedoch gezielt in einer stadtebaulich integrierten
Lage und nicht im AufRenbereich.

Ergebnis

Durch die Planung erhéht sich die zulassige Versiegelungsrate im Gewerbegebiet. Somit werden
Eingriffe in den Boden vorbereitet, welche jedoch bereits auf den Ebenen der vorbereitenden
sowie verbindlichen Bauleitplanung (2. Anderung, BP 103) vorbereitet und zuléssig sind. Der Fla-
chennutzungsplan sieht fur das Plangebiet bereits Gewerbeflachen vor und spiegelt die Entwick-
lungsziele der Stadt Hilden wider. Da der Bestand im Plangebiet bereits teilweise anthropogen
tiberformt ist und im nérdlichen Bereich bereits planungsrechtlich eine gewerbliche Nutzung vor-
bereitet wurde, sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Boden / Flache zu er-
warten.
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Bewertung: gering

3.5 Schutzgut Wasser

Fur die Bewertung des Schutzgutes Wasser sind grundsatzlich die Bereiche Grundwasser und
Oberflachengewasser zu unterscheiden. Da innerhalb des Untersuchungsraumes keine Oberfla-
chengewasser vorhanden sind, wird im Folgenden lediglich der Bereich des Grundwassers sowie
Starkregenereignisse verbal argumentativ bewertet.

Beschreibung

a) Bestand

Angaben zum Grundwasser bzw. zur Grundwassertiefe wurden mithilfe des elektronischen was-
serwirtschaftlichen Verbundsystems (ELWAS WEB) ermittelt. Bei einer Gelandeoberkante im Mit-
tel von 43 mNHN wurde ein durchschnittlicher Wasserstand an der aktiven Grundwassermess-
stelle der Bezirksregierung Diisseldorf an der Walter-Wiederhold-StrafRe (LGD-Nr. 036460175)
sowie der Grundwassermessstelle des Landesamtes fur Natur, Umwelt und Verbraucherschutz
an der NiedenstralRe/Eichenstrae (LGD-Nr. 031020318) von 39,62 mNHN bzw. 39,29 mNHN
gemessen. Folglich sind Flurabstande von ca. 3 bis 4 m zu erwarten.

Das Plangebiet wird nach der Hochwassergefahrenkarte der Bezirksregierung Dusseldorf in sel-
tenen Fallen (HQ > 500) uberschwemmt. Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines fest-
gesetzten Uberschwemmungsgebietes.

Im Jahr 2021 wurden umfangreiche Untersuchungen zu den Gefahren und Risiken von Starkre-
genereignissen im Stadtgebiet Hilden durch das Unternehmen Fischer Teamplan im Auftrag der
Stadt Hilden durchgefiihrt. Im Ergebnis dieser Untersuchungen wird deutlich, dass je nach Sze-
nario Teile des Plangebietes im Fall Starkregen unter Wasser stehen kdénnten (bis max. 50 cm
Tiefe)®. Im Fall von auRergewdhnlichen Starkregen wirde dies den iiberwiegenden Teil des
Plangebietes betreffen.

b) altes Baurecht

Das alte Baurecht sieht neben einem Gewerbegebiet im Norden im Wesentlichen die Festsetzung
einer privaten Grlnflache vor.

C) neues Baurecht

Nach dem neuen Baurecht wird im Wesentlichen eine Gewerbeflache festgesetzt, die eine hohe
Versiegelungsrate ermoglicht. Die Grinfliche im Siden entlang der Dusseldorfer Straf3e ver-
bleibt.

15 Stadt Hilden (Geoportal): https://geoportal.hilden.de/karten_intern/hochwasser_starkregen/ [Zugriff 07.03.2022].
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Auswirkung

Durch das Planvorhaben sind verschiedene Auswirkungen, wie zum Beispiel ein erhéhter Ober-
flachenabfluss, eine niedrigere Versickerung und eine verringerte Grundwasserneubildung auf
das Schutzgut Wasser sind zu erwarten, da durch die Planung die zulassige Versiegelungsrate
erhoht wird. Auf Ebene des Flachennutzungsplanes ist das Plangebiet als Gewerbeflachen vor-
gesehen. Es wird davon ausgegangen, dass in den begrinten Teilbereichen des Plangebietes
im Suden eine natirliche Versickerung des dort anfallenden Niederschlagswassers mdglich ist.
Daruber hinaus ist vorgesehen, die Flachen des Plangebietes an die 6ffentliche Kanalisation an-
zuschlieBen, diese entwéssert im Trennsystem. Einer Versickerung im Plangebiet steht insbe-
sondere die bekannte Altlastensituation entgegen. Vorflut dieses Systems ist fir das Gebiet der
Monchengraben. Die Einleitung erfolgt Gber das Regenklarbecken an der ReisholzstralRe. Die
Beseitigung der Niederschlage erfolgt somit den Vorgaben gemal § 55 Wasserhaushaltsgesetz.
Auf den befestigten Flachen anfallendes Niederschlagswasser wird folglich der Regenwasserka-
nalisation zugefuihrt. So ist das Plangebiet bereits im Generalentwdsserungsplan (GEP) der Stadt
Hilden berucksichtigt, aufgrund der hydraulischen Belastung der vorhandenen Regenwasserka-
nale in der Dusseldorfer Straf3e und Forststral3e ist eine Riickhaltung im Plangebiet erforderlich.
Auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens kann folglich davon ausgegangen werden, dass die
Abwasserbeseitigung fir das Plangebiet grundsatzlich gesichert ist.

Generell qilt, dass aufgrund der bekannten, hydraulischen Belastung des RW-Kanalnetzes das
im Einzugsgebiet des Bebauungsplanes anfallende Niederschlagswasser auf den Grundstiicken
zurtickgehalten und / oder versickert werden soll. Diese Forderung erfolgt allein aus dem Grunde,
dass vorhandene Kanalnetz zukinftig hydraulisch zu entlasten und die Abflusskapazitdten zu
verbessern. Sofern eine Versickerung des Niederschlagswassers im Plangebiet nicht méglich ist,
werden daher MaBnahmen der Rickhaltung im Plangebiet umzusetzen sein.

Auch vor dem Hintergrund zunehmender Starkregenereignisse ist bei der geplanten zusatzlichen
Flachenversiegelung im Zuge der konkreten BaumalRnahme im Baugenehmigungsverfahren ein
Konzept zur Versickerung und / oder Riickhaltung von Niederschlagswasser unter Beachtung der
Altlastensituation vorzulegen. Uber Details der RiickhaltemaRnahmen und der Anschlussmég-
lichkeiten wird im Rahmen der jeweiligen Grundstiicksentwasserungsplanung im Baugenehmi-
gungsverfahren detailliert entschieden.

Bei der Errichtung einer Tiefgarage ist eine Abstimmung mit der Unteren Wasserbehoérde erfor-
derlich. Da es zu baubedingten und temporéaren Eingriffen in den Grundwasserkorper kommen
kann, so ist voraussichtlich die Umsetzung einer ,weillen Wanne* im Rahmen der Ausfiihrungs-
planung notwendig.

Es sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten.

Ergebnis

Durch die Planung erhoht sich die zuldssige Versiegelungsrate. Da der umliegende Bestand be-
reits teilweise anthropogen tiberformt ist und die Erh6hung der zulassigen Versiegelungsrate sich
nur auf einen Teilbereich bezieht, sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Was-
ser zu erwarten. Die Untere Wasserbehorde ist in einem nachfolgenden Baugenehmigungsver-
fahren zu beteiligen.
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Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet

3.6 Schutzgut Klima und Luft

Im Falle der Bebauung von Stadt- und Landschaftsraumen sind Umweltauswirkungen auf das
Schutzgut Klima und Luft zu analysieren. Dies geschieht verbal argumentativ.

Beschreibung
a) Bestand

Der Untersuchungsraum liegt im atlantisch gepragten Klimaraum mit relativ milden Wintern und
mafigen Sommern. Die mittlere Lufttemperatur liegt bei 1,5°C im Januar und bei 17,5 C im Juli.
Die mittlere Niederschlagshohe betragt ca. 800 mm. Das Plangebiet ist in der Karte Klima- und
immissionsokologische Funktion in der Stadt Hilden (Planungshinweise Stadtklimal®) als Grin-
und Freiflaiche von hoher stadtklimatischer Bedeutung gekennzeichnet. In der Karte zu den
Klima- und immissionsokologischen Funktionen der Stadt Hilden ist die Flache als Ausgleichs-
raum mit einer hohen Kaltluftlieferung gekennzeichnet.

Die Flache wird durch die private Griinflache sowie den Baumbestand an allen Grundstiicksgren-
zen gepragt.

b) altes Baurecht

Das alte Baurecht weist einen kleinen Bereich im Norden des Plangebietes als Gewerbegebiet,
den Ubrigen Teil als private Griinflache aus.

C) neues Baurecht

Nach dem neuen Planrecht erhéht sich der Versiegelungsgrad in der Flachenbilanz gegeniber
dem alten Baurecht. Nach dem neuen Baurecht kann ein Grof3teil der Flache mit einer GRZ von
maximal 0,8 bebaut werden. Entlang der Dusseldorfer Str. wird eine private Grinflache festge-
setzt.

Auswirkung

Im urbanen und anthropogen vorgepragten Bereich des Hildener Westens ist der Bestand als
vorbelastet anzusehen. Im Verhéltnis zwischen altem und neuem Baurecht lassen sich neben
der héheren Versiegelungsrate nach neuem Baurecht keine erheblichen Auswirkungen in Bezug
auf das Schutzgut Klima und Luft feststellen. Neben der Versiegelung von Fldchen wird moglich-
erweise die Heizungstechnik der kiinftigen Bebauung die lufthygienische Situation im Plangebiet
sowie dessen unmittelbares Umfeld beeinflussen. Aufgrund der geringen FlachengréRe und der
bestehenden Vorbelastung wird jedoch keine wesentliche Anderung der Bestandssituation er-
wartet. Heizungsanlagen sind gemal} den gesetzlichen Vorgaben auszufiihren.

16 Klima- und immissionsodkologische Funktionen im Stadtgebiet Hilden, GEO-NET Umweltconsulting GmbH
August 2009, Grol3e Pfahlstral3e 5a, 30161 Hannover
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Durch den Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung wird eine Bebauung von unversiegelten Flachen
vorbereitet. Entlang der Dusseldorfer Stral3e soll im Bebauungsplan eine private Griinflache fest-
gesetzt werden, sodass die vorhandenen Baume erhalten bleiben und gesichert werden. Die pri-
vate Grunflache im Sitden des Plangebietes wird weiterhin ihre Funktion zur Verbesserung des
Kleinklimas und der Luft erfillen kdnnen.

Ergebnis

Aufgrund der Vorbelastungen ist das Schutzgut Klima und Luft als mafig-mittel beeintrachtigt zu
betrachten.

Bewertung: Es werden keine erheblichen Auswirkungen erwartet

3.7 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter (kulturelles Erbe)

Unter Kultur- und Sachgititern sind Giter zu verstehen, die Objekte von gesellschaftlicher Bedeu-
tung - wie architektonisch wertvolle Bauten oder archaologische Schatze - darstellen. Wichtige
Grundlage bilden hier die jeweiligen Denkmallisten der Stadt oder des Landes. Die Bewertung
erfolgt verbal argumentativ.

Beschreibung

a) Bestand

Die Bestandssituation im Plangebiet ist gepragt von der urbanen Umgebung des Gewerbe- und
Industriegebietes im Hildener Westen. Im Plangebiet befinden sich keine eingetragenen Bau-
denkmaler. Im Umfeld des Plangebietes befindet sich ein eingetragenes Baudenkmal an der
Forststrale 2. Dieses Gebaude befindet sich auf dem Betriebsgelande der Firma MC?2 Europe
und ist durch die Ostlich anschlie@enden Hallen vom Plangebiet abgeschnitten, sodass keine
Blickbeziehungen zwischen Denkmal und Plangebiet bestehen.

Verdachtsmomente oder Erkenntnisse tiber Bodendenkmaler liegen fir das Plangebiet nicht vor.

b) altes Baurecht

Das alte Baurecht setzt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes in Wesentlichen eine Grinfla-
che mit der Zulassigkeit fur einen Funkmasten inklusive Nebenanlagen sowie ein Gewerbegebiet
fest.

C) neues Baurecht

Das neue Baurecht setzt fir den Grol3teil des Plangebietes ein Gewerbegebiet sowie eine private
Grunflache entlang der Dusseldorfer Str. und der Niedenstral3e fest.

Auswirkung

Beeintrachtigungen des Denkmales an der ForststraRe werden nicht erwartet, da keine Blickbe-
ziehungen zwischen Denkmal und Plangebiet bestehen. Die im Plangebiet befindlichen Baume
bleiben entlang der Stral3en erhalten. Im Planungsbereich werden keine Aussagen zum Mal} der
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baulichen Nutzung getroffen. Folglich werden keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und
Sachguter erwartet.

Ergebnis

Durch die Neuplanung werden keine Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachguter
(kulturelles Erbe) erwartet.

Bewertung: Es werden keine Auswirkungen erwartet

3.8 Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen

Die zu betrachtenden Umweltbelange beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem Mal3e.
Durch die vorgesehenen MalRBhahmen (Begrenzung der Bodenversiegelung, Festsetzung einer
Flache zum Erhalt von Baumen, Str&uchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Vorkehrungen
zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren im Sinne des BIm-
SchG) kénnen jedoch Eingriffe in die jeweiligen Schutzguter reduziert werden, so dass keine
erheblichen Beeintrachtigungen zu erwarten sind. Zwischen den Schutzgitern Mensch, Tiere,
Pflanzen, Boden, Wasser, Luft und Klima sowie Kultur- und Sachgtter sind auf Grund der zuvor
benannten MaRnahmen keine erheblichen Wechselwirkungen zu erwarten.

3.9 Kumulative Wirkungen mit anderen Planungen

Unter kumulativen Umweltauswirkungen wird die rdumliche Uberlagerung der Umweltauswirk-
ungen mehrerer Planfestlegungen, bezogen auf ein Schutzgut (z. B. Landschaftsbild, Luftqualitit
oder_Larmsituation eines Teilraumes) verstanden. Weitere kumulative Wirkungen kénnen aus
den Zerschneidungseffekten (Lebensraumzerschneidung, visuelle Beeintrdchtigungen der Land-
schaft, klimatische Effekte auf Kaltluftabflussbahnen) resultieren.

In der unmittelbaren Nachbarschaft des Plangebietes sind nach aktuellem Kenntnisstand keine
weiteren Bauleitplanverfahren bekannt. Es werden keine kumulierenden Wirkungen mit anderen
Planungen erwartet.

3.10 Eingriffsbilanzierung - Kompensationsbedarf

Die Ergebnisse der Bilanzierung dienen der nachfolgenden Eingriffsbeurteilung als Berechnungs-
grundlage.

In der Betrachtung des Verhéltnisses zwischen altem und neuem Baurecht ist zu beachten, dass
entsprechend den Festsetzungen der 2. Anderung ein Eingriff in Boden, Natur und Landschaft
bereits vor der planerischen Entscheidung iiber die 3. Anderung des Bebauungsplanes i. S. d.
§ 1a (3) BauGB zulassig war.

Maf3gebend flr die Bestandsbeschreibung ist in dem hier vorliegenden Fall nicht die derzeitige
Real-Auspragung der Flache, sondern die Flachengestaltung wie sie sich nach Umsetzung der
derzeit noch rechtskraftigen Bebauungsplane Nr. 103, 2. Anderung darstellen konnte.

Die Eingriffsbewertung erfolgte anhand der "Numerischen Bewertung von Biotoptypen fir die
Bauleitplanung in NRW* von Marz 2008:
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Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein landschaftspflegerischer Fachbeitrag erstellt. Dabei
wurde eine naturschutzfachliche Bilanzierung vorgenommen. Unter Beriicksichtigung, dass 20
Baume innerhalb der Gewerbegebietsflachen angepflanzt werden bzw. vorhandene Baume er-
halten bleiben, ergibt sich ein zuséatzliches externes Kompensationserfordernis (1.834 Oko-
punkte). Die ,Satzung Uber die Griingestaltung in Gewerbegebieten® der Stadt Hilden aus dem
Jahre 1991 wurde bericksichtigt. Hiernach sind auf gewerblichen und industriellen genutzten
Grundstucken 20 % der gesamten Grundsticksflache als Vegetationsflache freizuhalten.

Des Weiteren gilt es einen mittel- bis grof3kronigen einheimischen und standortgerechten Baum
mit einem Stammumfang von mindestens 18-20 cm je 50,0 m2 Vegetationsflache zu pflanzen.
Baume innerhalb des Gewerbegebietes werden Uber die Baumschutzsatzung der Stadt Hilden
ersetzt.

Im Anhang des Landschaftspflegerischen Fachbeitrags befinden sich erganzend zur tabellarisch
dargestellten Eingriffs- Ausgleichsbilanzierung zwei Karten mit Biotoptypen, wie sie sich geman
Bestand (2. Anderung) und Planung (3. Anderung) darstellen. Die Karte 1 stellt den Bestand
(Eingriff) gemaR des geltenden Planungsrechtes dar. Die zweite Karte visualisiert die Planung
und Malinahmen (Ausgleich). Erganzend hierzu wird die Zuordnung einer externen Kompensati-
onsflache erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Okopunkte (NRW-Ver-
fahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete MaRnahmenflache fiir die Okopunkte ist ,An
den Golden/Sudlich Itter” auf der von der Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbe-
zeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstick 326.

3.11 Sachgerechter Umgang mit Abfallen und Abwassern

Baubedingte Abfalle und Abwasser sind gemaf den gesetzlichen Vorgaben fachgerecht zu ent-
sorgen oder einer Behandlung zuzufihren. Im Zuge der nachgelagerten Abbruch- und Bauge-
nehmigungsverfahren ist darzustellen, wie entsprechende Nachweise zu fiihren sind.

Betriebsbedingte Abfélle und Abwésser durch die Gewerbenutzung sind geméaR den ortlichen
Vorgaben durch die kommunale Abfallbeseitigung bzw. der kommunalen Abwasserbehandlung
zu entsorgen und zu behandeln. Hierzu sind entsprechende Angaben im Zuge der Genehmi-
gungsverfahren zu machen.

4 Malnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich erheblicher
nachteiliger Umweltauswirkungen

4.1 Gerausch-Emissionskontingent

Im Rahmen des Planverfahrenes wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt. Im
Ergebnis dieser Untersuchungen wurden Emissionskontingente im Bebauungsplan festgesetzt.
Somit sind Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Ge-
fahren im Sinne des BImSchG (gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) getroffen worden:

Zur Sicherstellung des vorbeugenden Larm-Immissionsschutzes sind innerhalb der Gewerbege-
biete GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflachen gemal} § 1 Abs. 4
BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur zulassig, wenn die von Betrieben
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und Anlagen ausgehenden Gerausche die nachfolgend festgesetzten Gerausch-Emissionskon-
tingente nach DIN 45691 (Stand: Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch
nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) tberschreiten.

Gerausch-Emissionskontingente pro m2 der festgesetzten Gewerbegebiet GE 2, GE 8a, GE 8b,
GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflachen fir die Zeitraume tags und nachts in dB(A).

Flache Emissionskontingent
L ex [dB(A)/ m?]
tags nachts
(6:00 bis 22:00 Uhr) | (22:00 bis 6:00 Uhr)

GE 2 56 41

GE 8a 66 4941

GE 8b 65 5142

GE 8c 53 66 3844
Versorgungsflache 55 42

(Zweckbestimmung Fernmeldetech.
Anlagen)

Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt 5. Er-
streckt sich der geplante Betrieb tiber mehrere Teilflachen, so ist das Vorhaben dann zuldssig,
wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht gréf3er ist, als die Summe der sich aus den
Emissionskontingenten der Teilflaichen ergebenden Immissionskontingente.

4.2 Grunordnerische Mainahmen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25, 8 9
Abs. 1a BauGB)

Entlang der Dusseldorfer Straf3e ist ein 8,00 m breiter Streifen als Flache zum Erhalt von Baumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt um den vorhandenen Gehdélzstreifen im
Bestand zu sichern. Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflachen sind 20 Laubbdume mit
einem Stammumfang von mind. 18 — 20 cm (gemessen in einer Hohe von 100 cm uber dem
Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Vorhandene Laubbdume, welche erhalten blei-
ben, kénnen auf die Anzahl an anzupflanzende Baume angerechnet werden. Entfernte Baume
sind gemaf den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindest-
qualitaten zu ersetzen. Ferner ist zur Begrenzung der Bodenversiegelung festgesetzt, dass Ne-
benanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplatze
gem. 8§ 12 BauNVO in den privaten Griunflachen nicht zuléassig sind.

Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten Bereiche sind dauer-
haft zu unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. Entfernte Gehoélze
sind gemaf den in der Pflanzliste angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindest-
qualitaten zu ersetzen.

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen Kompen-
sationsflache erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Okopunkte (NRW-
Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete MaRnahmenflache fiir die Okopunkte ist
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»+An den Golden/Sudlich Itter auf der von der Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Kataster-
bezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, Flurstiick 326.

Die Rodung und der Rickschnitt von Gehoélzen sind nur aus Verkehrssicherheitsgrinden zulas-
sig. Diese MalRnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grinflachenamt der Stadt Hilden vorab abzu-
stimmen. Neupflanzungen sind zudem mit dem Landesbetrieb Stral3enbau Nordrhein-Westfalen
abzustimmen.

Bei Pflanzungen sind Arten der nachfolgend aufgefiihrten Pflanzen auszuwéhlen.

Baume: Mindestqualitat: Hochstamm, 3 x v, mDb, STU 18-20
Straucher: Mindestqualitat: 2 x v, 100-150 cm

GrofRRkronige Baume:

Quercus robur Stieleiche
Carpinus betulus Hainbuche
Fraxinus excelsior Esche
Acer pseudoplatanus Bergahorn

Mittelkronige Baume:

Acer campestre Feld-Ahorn

Prunus avium SufRkirsche

Prunus padus Traubenkirsche
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Stréucher:

Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna WeilRdorn
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Die Planung fuhrt zu keinen erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen, demzufolge sind
keine weiteren MalRnahmen festzusetzten.

5 Entwicklungsprognose — 0-Variante (Nichtdurchfiihrung der Planung)

In der Entwicklungsprognose der 0-Variante, wenn die aktuelle Planung nicht umgesetzt wiirde,
koénnte nach dem alten Planungsrecht des Bebauungsplanes aus dem Jahr 2006 die Flache teil-
weise bebaut werden. Das alte Baurecht setzt im Bebauungsplan eine Flache fir Gewerbebe-
triebe und eine private Grunflache fest. Im Rahmen der Festsetzungen waren auf der Grundlage
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des bestehenden Baurechts geringfligige Erweiterungen und bauliche Erganzungen der umlie-
genden Betriebe (bspw. durch Nebenanlagen) denkbar.

6  Anderweitige Planungsmaoglichkeiten

Aufgrund der relativ kleinen Gesamtflache, dem vorhandenen Funkmast im Plangebiet, der Lar-
mimmission und der umliegenden Gewerbe- und Industriebetriebe ist eine Nutzung der Flache
durch ein Gewerbegebiet sinnvoll. Eine andere Nutzung, statt der gewerblichen Nutzung des Ge-
landes, vor allem eine Wohnnutzung ist auf diesem Plangebiet schon auf Ebene des Flachennut-
zungsplanes nicht vorgesehen und vor dem Hintergrund der angrenzenden Gewerbebetriebe
nicht sinnvoll.

Durch die Entwicklung dieses integrierten Standortes soll die Innenentwicklung auch im Gewer-
bebereich forciert werden. Mit der Planung wird ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden im
Sinne des BauGB verfolgt.

7 Technische Verfahren sowie Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der
Zusammenstellung der Angaben aufgetreten sind

Der Umweltbericht wurde geméaf den Vorgaben der Anlage 1 zum BauGB erstellt. Die Verwen-
deten Quellen (insbesondere Fachgutachten und Stellungnahmen von Behérden und sonstigen
Tragern offentlicher Belange) sind im Quellenverzeichnis aufgefihrt.

Die jeweiligen Gutachten wurden durch Fachleute unter Berlicksichtigung der ublichen techni-
schen Verfahren erstellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen des erganzenden Verfahrens gemal §214 Abs. 4
BauGB eine erneute schalltechnische Untersuchung durch das Biro TAC Technische Akustik
durchgefihrt wurde. Dies war erforderlich, da die Larmvorbelastung im Rahmen der urspriingli-
chen schalltechnischen Untersuchung unzureichend ermittelt wurde. Dieser Mangel wurde nun
durch die neue schalltechnische Untersuchung und die geanderten Larmkontingente behoben.

8 Beschreibung der geplanten MaRnahmen zur Uberwachung der
planungsbedingten, erheblichen Umweltauswirkungen

Gemal § 4c BauGB ist es das Ziel des sog. ,Monitorings®, die erheblichen Umweltauswirkungen,
die aufgrund der Durchfiihrung der Bauleitplane eintreten, zu tberwachen und unvorhergesehene
nachteilige Auswirkungen friihzeitig zu ermitteln, um ggf. geeignete Abhilfemaf3nahmen ergreifen
zu kdnnen.

Da durch die Aufstellung und Durchfiihrung des Bebauungsplanes nach gegenwartigem Informa-
tionsstand keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, kann demzufolge bei die-
sem verbindlichen Bauleitplan die Festlegung von UberwachungsmafRnahmen i.S.d. § 4c BauGB
entfallen.
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9 Zusammenfassung

Der bestehende Bebauungsplan Nr. 103, 2. Anderung weist im Wesentlichen im Norden schmale
Bereiche als Gewerbegebiet und den tbrigen Planungsbereich als private Griinflache aus. Inner-
halb der Griunflache ist am Kreuzungsbereich Disseldorfer Stral3e / Niedenstral3e ein Funkmast
mit den entsprechenden Nebenanlagen gekennzeichnet. Die 3. Anderung des Bebauungsplanes
Nr. 103 soll die bessere Ausnutzung des Plangebietes durch Gewerbebetriebe vorbereiten. Durch
die Entwicklung von integrierten Standorten soll die Innenentwicklung forciert werden und es wird
demnach ein sparsamer Umgang mit Grund und Boden im Sinne des BauGB verfolgt. Die vor-
handene Gewerbegebietsausweisung wird zur Dusseldorfer Stral3e hin erweitert. Westlich des
Plangebietes hat sich in den vergangenen Jahren die Firma MC2 Europe erfolgreich entwickelt.
Die Grundstucksflachen der Firma MC2 Europe sind mittlerweile ausgeschopft, sodass in abseh-
barer Zeit eine Betriebserweiterung notwendig wird.

Das Umfeld des Planbereichs wird wesentlich gepragt durch die groR3flachigen Gewerbegebiete
im Hildener Westen. Nordlich und westlich schlielen gewerbliche Nutzungen sowie Wohnge-
baude an das Plangebiet an. Stdlich der Disseldorfer StrafRe befinden sich ebenfalls gewerblich
genutzte Strukturen. Ostlich der NiedenstraRe befindet sich im Eckbereich zu der Diisseldorfer
StralRe sowie im weiteren Verlauf der NiedenstraRe Wohnbebauung.

Die stadtebauliche Konzeption sieht eine Erweiterung der gewerblichen Flachen in Richtung Dis-
seldorfer Straf3e vor. Die im rechtskraftigen Bebauungsplan festgesetzten Grinflachen sollen
demnach reduziert und langs der Dlsseldorfer StraRe analog des westlich anschlieRenden Teil-
bereichs des Bebauungsplanes entlanggefiihrt werden. So soll ein gleichméRig breiter Griinstrei-
fen zwischen der Disseldorfer Stral3e und dem Gewerbegebiet vorgesehen werden, in dem sich
die vorhandenen Gehdlzstrukturen einordnen und planungsrechtlich gesichert werden kénnen.

Die Gliederung der einzelnen Schutzgiter dient dazu, die umweltschiitzenden Belange der Pla-
nung als Bestandteil des Abwagungsmaterials aufzubereiten. Der Umweltbericht enthalt eine Be-
schreibung und Bewertung der Auswirkungen auf die jeweiligen Schutzgiter Mensch, Biotopty-
pen (Pflanzen und Tiere), Landschaftsbild, Boden, Wasser, Klima und Luft, Kultur- und Sachgu-
ter. Des Weiteren sollen die Wechselwirkungen zwischen diesen Schutzgitern beriicksichtigt
werden.

Der Umweltbericht kommt zu dem Ergebnis, dass durch die geplanten Anderungen hinsichtlich
verschiedener Umweltmedien und -potenziale Uberwiegend nur geringe bis mafige Eingriffe ver-
ursacht werden, die nicht im Schwellenbereich zur Erheblichkeit und Nachhaltigkeit liegen. Das
Schutzgut Mensch ist u.a. in Bezug auf die Larmimmissionen untersucht worden. Insgesamt ist
davon auszugehen, dass durch Umsetzung des Bebauungsplans keine erheblichen Beeintrach-
tigungen zu erwarten sind. Die von der zuséatzlichen Gewerbeflache resultierenden LA&rmimmissi-
onen wurden im Planverfahren durch Gutachten ermittelt und entsprechende Festsetzungen von
Emissionskontingenten im Bebauungsplan aufgenommen. Aufl3erdem wird das Gewerbegebiet
gemal den bestehenden Festsetzungen nach Vorgaben des Abstandserlasses 2007 gegliedert,
um ein vertragliches Nebeneinander von Gewerbe und den norddstlichen anschlieRenden Wohn-
nutzungen sicherzustellen. Die Belange des Artenschutzes wurden anhand einer artenschutz-
rechtlichen Prifung analysiert. Im Ergebnis lasst sich zusammenfassen, dass durch die vorge-
stellte Planung voraussichtlich keine unmittelbare Fortpflanzungs- und Ruhestatte zerstort wird.
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Es wurden keine sonstigen Arten festgestellt, fir welche die Verbotstatbestdnde gem. § 44
BNatSchG der Planung entgegenstiinden. Bei der Fallung der (potentiellen) Quartierbdume sind
Mafnahmen zur Risikominimierung (Kontrolle von Héhlen vor der Fallung mittels Hubsteiger oder
Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Fallarbeiten) vorzusehen, die durch eine 6ko-
logische Baubegleitung sichergestellt werden.

Mit der Planung geht eine Erh6hung der zulassigen Versiegelungsrate einher. Hierdurch werden
die Schutzguter Boden/ Flache und Wasser sowie Klima und Luft tangiert. Da der Bestand bereits
anthropogen uberformt ist und im Bebauungsplan weiterhin eine private Grinflache festgesetzt
wird, sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgiter zu erwarten. bzgl. des Schutzgu-
tes Klima ist zu erwahnen, dass bereits durch den rechtskraftigen Bebauungsplan eine weitere
Versiegelung des Plangebietes mdglich ist. Aufgrund der Gro3e des Plangebietes wird es bei der
kleinrAumigen Betrachtung zu Auswirkungen auf das Schutzgut Klima kommen. Auf der gesamt-
stadtischen Ebene werden aufgrund der FlachengroRe jedoch keine erheblichen Auswirkungen
auf das Schutzgut Klima erwartet.

Durch die anthropogene Pragung ist das Plangebiet insgesamt einer geringen 6kologischen Wer-
tigkeit zuzuordnen.

Zusammenfassend lasst sich feststellen, dass es teilweise zwar zu einer geringen Beeintrachti-
gung durch die Realisierung des Planvorhabens kommen kann, doch in der Summe keine erheb-
lichen und dauerhaften negativen Auswirkungen zu erwarten sind.

Zusammenfassende Tabelle mit den zu erwartenden Umweltauswirkungen:

Schutzgut Auswirkungen Erheblichkeit

Mensch inklusive der Verkehrs- und Gewerbelarm gering-mafiig
menschlichen Gesundheit

Pflanzen / Tiere Reduzierung von Lebensraum gering-mafig

durch Uberbauung

Boden / Flache Eingriff in die Bodenfunktion gering

durch Versiegelung und Uberbauung

Wasser Minderung der Versickerung gering

von Niederschlagswasser

Luft / Klima Veranderung des lokalen Klimas |gering-malRig
durch  Uberbauung, Luftbelastung
durch Brand und Verkehr

Landschaft / Landschaftsbild | Verdnderung des Siedlungs- gering
/ Siedlungsbild / Erholungs-
raum

und Landschaftsbildes

Kultur- und sonstige Sach-|keine Denkmaler / Bodendenkmaéler | gering
guter bekannt
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Textliche Festsetzungen:

Stand: 03.03.2022

Die Anpassungen und Ergdnzungen im Zuge des ergdnzenden Verfahrens gegeniiber dem

Stand vom Satzungsbeschluss am 10.07.2019 sind in den textlichen Festetzungen lila, kursiv

und unterstrichen kenntlich gemacht.

11

1.2

1.3

14

15

Zulassigkeit von sonstigen Nutzungen (gem. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO)

Die Gewerbegebiete (GE) werden gemal § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO in Verbindung mit
dem Anhang (Abstandsliste 2007) zum Runderlass des Ministeriums fir Umwelt und
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 6. Juni 2007 (MBI. NRW. 659)
gegliedert.

Unbeschadet weitergehender Bestimmungen sind Betriebe und Anlagen der in den
festgesetzten Gewerbegebieten (GE) jeweils aufgeflihrten Abstandsklassen von der
Ansiedlung ausgeschlossen.

Ausnahmen von der vorgenannten Festsetzung kénnen nach 8 31 Abs. 1 BauGB im
Einzelfall fur Betriebe und Anlagen zugelassen werden, wenn gutachterlich
nachgewiesen wird, dass die Emissionen der geplanten Anlagen z. B. durch Uber den
Stand der Technik hinausgehende MalRnahmen oder durch Betriebseinschrankungen
soweit begrenzt werden, dass schadliche Umwelteinwirkungen in den schutzwirdigen
Gebieten vermieden werden.

In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal3 § 1
Abs. 5 BauNVO Einzelhandelsbetriebe nicht zulassig.

In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal3 § 1
Abs. 5 BauNVO Einzelhandelsbetriebe, die in unmittelbarem Zusammenhang mit
Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieben stehen (Werksverkauf), nur
ausnahmsweise zulassig.

In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal § 1
Abs. 5 BauNVO Bordelle und Dirnenunterkiinfte sowie Einrichtungen mit erotischen
Angeboten nicht zul&ssig.

In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal § 1
Abs. 9 BauNVO Vergnugungsstétten nicht zulassig.

Begrenzung der Bodenversiegelung (gem. 8 1 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Auf den mit ,privaten Griinflachen“ gekennzeichneten Flachen sind Nebenanlagen im
Sinne des § 14 Abs. 1 BauNVO und Garagen, Carports und Stellplatze gem. § 12
BauNVO nicht zulassig.



5.1

5.2

5.3

MalR der baulichen Nutzung

Hohe der baulichen Anlagen

(gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; 88 16 bis 20 BauNVO)

Ausnahmsweise zulassig ist die Uberschreitung der festgesetzten Hohe baulicher
Anlagen durch Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen fur Abgase und Abluft, sowie
durch untergeordnete Dachaufbauten (wie z. B. Treppenhé&user oder technische
Einrichtungen wie Fahrstuhlschéchte etc.) bis zu 3 m auf maximal 15% der festgesetzten
Uberbaubaren Grundstticksflache innerhalb der mit GE gekennzeichneten Flachen (GE
2, GE 8a, GE 8b, GE 8c).

Stellplatze, Garagen, Tiefgaragen und Nebenanlagen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Tiefgaragen (gem. § 12 BauNVO)
Tiefgaragen und deren Zufahrten sind nur innerhalb der Baugrenzen sowie in der mit
TGa gekennzeichneten Flache zuléssig.

Grunordnung, Mallnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft (8 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25, 8 9 Abs. 1a BauGB)

Maflnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
Landschaft (gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die Beleuchtung von Stellflachen und Wegestrukturen auf3erhalb von baulichen Anlagen
sowie die eventuelle Beleuchtung der Aul3enbereiche / Gartenanlagen ist ausschlief3lich
mit LED-Leuchtkdrpern zu realisieren.

Flachen und Mallnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft sowie Zuordnung der Flachen fir o©kologische
Ausgleichsmallnahmen (gem. 8§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. 8 9 Abs. 1a BauGB)

Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen
Kompensationsflache erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 1.834
Okopunkte  (NRW-Verfahren) dem Eingriff zugeordnet. Die zugeordnete
MaRnahmenflache fir die Okopunkte ist ,An den Gélden/Siidlich Itter* auf der von der
Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur
15, Flurstick 326.

Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflachen sind 20 Laubb&ume mit einem
Stammumfang von mind. 18 — 20 cm (gemessen in einer Héhe von 100 cm Uber dem
Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Vorhandene Laubbdume, welche
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erhalten bleiben, kdénnen auf die Anzahl an anzupflanzende B&ume angerechnet
werden. Entfernte Baume sind gemaR den in der Pflanzliste unter 5.4 angegebenen
heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitaten zu ersetzen.

Flachen zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(gem. 8 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten Bereiche
sind dauerhaft zu unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung.
Entfernte Gehdlze sind gemall den in der Pflanzliste angegebenen heimischen,
autochthonen Arten und Mindestqualitaten zu ersetzen.

Die Rodung und der Rickschnitt von Gehdlzen sind nur aus Verkehrssicherheits-
grinden zulassig. Diese MalRnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grunflachenamt -
Sachgebiet Grinflachen / Forst - vorab abzustimmen. Neupflanzungen sind zudem mit
dem Landesbetrieb Stral3enbau Nordrhein-Westfalen abzustimmen.

Baume: Mindestqualitat: Hochstamm, 3 x v, mDb, STU 18-20
Straucher: Mindestqualitat: 2 x v, 100-150 cm

Grof3kronige Baume:

Quercus robur Stieleiche
Carpinus betulus Hainbuche
Fraxinus excelsior Esche
Acer pseudoplatanus Bergahorn

Mittelkronige Bdume:

Acer campestre Feld-Ahorn

Prunus avium Sufkirsche

Prunus padus Traubenkirsche
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Stréucher:

Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna Weil3dorn
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Gerauschkontingentierung (8 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO)

Emissionskontingente

Zur Sicherstellung des vorbeugenden Larm-Immissionsschutzes sind innerhalb der
Gewerbegebiete GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflachen
gemal 8 1 Abs. 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur
zulassig, wenn die von Betrieben und Anlagen ausgehenden Gerausche die
nachfolgend festgesetzten Geréusch-Emissionskontingente nach DIN 45691 (Stand:
Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00
Uhr) Gberschreiten.



Gerausch-Emissionskontingente pro m2 der festgesetzten Gewerbegebiet GE 2, GE 8a,
GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflachen fur die Zeitrdume tags und nachts
in dB(A)

Flache Emissionskontingent
L ek [dB A)/ m2]
tags nachts
(6:00 his 22:00 Uhr) (22:00 his 6:00 Uhr)
GE 2 56 41
GE 8a 66 41
GE 8b 65 42
GE 8c 66 44
Versorgungsflache 55 42
(Zweckbestimmung
Fernmeldetech. Anlagen)

Die Prufung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691, Ausgabe Dezember 2006, Abschnitt
5. Erstreckt sich der geplante Betrieb tUber mehrere Teilflachen, so ist das Vorhaben
dann zulassig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht groR3er ist, als die
Summe der sich aus den Emissionskontingenten der Teilflachen ergebenden
Immissionskontingente.

Kennzeichnung:

1.

Altlasten

Bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsédnderungen im Bereich der
gekennzeichneten Flache 35369/4 Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann
ist die Untere Bodenschutzbehdtrde des Kreises Mettmann zu beteiligen.

Textliche Hinweise:

1.

Gringestaltungssatzung in Gewerbegebieten

Die Satzung Uber die Griingestaltung in Gewerbegebieten vom 16.12.1991 der Stadt
Hilden in der zurzeit gultigen Fassung ist im raumlichen Geltungsbereich dieses
Bebauungsplanes anzuwenden.

Leitungen der Versorgungstrager

Entlang der sudlichen Grundstiicksgrenze verlaufen in dem zum Erhalt festgesetzten
Geholzstreifen mehrere Leitungen der Stadtwerke Hilden. Samtliche Arbeiten in diesem
Bereich sind vorab mit den Stadtwerken abzustimmen. Bei Neupflanzung von B&aumen
ist, wenn moglich, ein Abstand zur Leitung einzuhalten. Ist dies nicht moglich ist ein
geeigneter Leitungsschutz einzubauen.

Zudem verlaufen entlang der sidlichen und 6stlichen Grundstiicksgrenze Leitungen der
GasLINE. Die Kabelschutzrohranlage liegt in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m
beiderseits der Achse). Samtliche Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den
Versorgungstragern abzustimmen. Das Merkblatt "Berlcksichtigung von unterirdischen



Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln bei der Aufstellung von
Flachennutzungsplénen und Bebauungsplanen" ist zu berlcksichtigen.

Artenschutz

Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestande gemafl § 44 Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG) auszuschlieRen, sind Rodungen von Gehdlzen gemaf3 § 39 BNatSchG nur
im Zeitraum vom 01.10. eines Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulassig.

Bei der Fallung der (potentiellen) Quartierbaume sind MalBnhahmen zur
Risikominimierung (Kontrolle von Hohlen vor der Fallung mittels Hubsteiger oder
Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den Féllarbeiten) vorzusehen, die durch
eine Okologische Baubegleitung sichergestellt werden. Falls im Zuge der Arbeiten Tiere
vorgefunden werden, kdnnen diese versorgt und ggf. umgesiedelt werden. In diesem
Fall sind die Verluste an Quartierangeboten durch das Anbringen von artenspezifischen
Nistkasten im unmittelbaren Umfeld auszugleichen.

Kampfmittel

Luftbilder aus den Jahren 1939 — 1945 und andere historische Unterlagen liefern
Hinwiese auf einen konkreten Verdacht auf Kampfmittel. Die Uberpriifung der
Militareinrichtung des 2. Weltkrieges (Laufgraben) wird empfohlen.

Sofern es nach 1945 Aufschittungen gegeben hat, sind diese bis auf das Gelandeniveau
von 1945 abzuschieben. Zur Festlegung des abzuschiebenden Bereichs und der
weiteren Vorgehensweise wird um Terminabsprache fir einen Ortstermin _gebeten.
Hierzu ist das Formular Antrag auf Kampfmitteluntersuchung zu verwenden.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten,
Pfahlgrindungen, Verbauarbeiten etc. wird zuséatzlich eine Sicherheitsdetektion
empfohlen. In diesem Fall ist das Merkblatt fir Baugrundeingriffe zu beachten.

Schutzzonen der BundesstralRe (Disseldorfer Strale) gemal §9 Abs. 2

FernstraBengesetz (FStrG)

Anbauverbotszone

In einer Entfernung bis zu 20m, gemessen vom aul3eren Rand der befestigten Fahrbahn
der BundesstralRe (Anbauverbotszone 89 Abs. 2 FStrG) diurfen Hochbauten jeder Art
nicht errichtet werden und Aufschittungen und Abgrabungen gréReren Umfangs nicht
durchgefihrt werden. Ebenfalls unzulédssig sind Anlagen der AulRenwerbung sowie
Einrichtungen, die flr die rechtliche oder gewerbliche Nutzung der Hochbauten
erforderlich sind (z.B. Pflichtstellplatze, Feuerwehrumfahrten, Lagerflachen 0.a.).

Sicht- _und Larmschutzwélle - sowie Wande bedirfen der Genehmigung der
Strallenbauverwaltung.
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Anbaubeschrankungszone

In einer Entfernung bis zu 40m, gemessen vom aulleren Rand der befestigten Fahrbahn

der BundesstralRe (Anbaubeschrankungszone 89 Abs. 2 FStrG)

a)

dirfen nur solche Bauanlagen errichtet, erheblich gedndert oder anders genutzt

b)

weden, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bundesstral3e weder
durch Lichteinwirkung, Dadmpfe, Gase, Rauch, Gerausche, Erschitterungen und
dgl. Gefahrden oder beeintrachtigen. Anlagen der Aulenwerbung stehen den
baulichen Anlagen gleich.

sind alle Beleuchtungsanlagen innerhalb und aulRerhalb von Grundstiicken und

)

Gebauden so zu gestalten oder abzuschirmen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs auf der Bundesstral3e nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise
beeintrachtigt wird.

dirfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben (ber die Art von Anlagen oder

sonstige Hinweise mit Wirkung zur BundesstralRe einer stralenrechtlichen Prifung
und Zustimmung.

Zur befestigten Fahrbahn gehoéren auch die Standstreifen, Beschleunigungs- und

Verzogerungsstreifen der Knotenpunkte.

Einsichtnahme in aulRerstaatliche Regelungen

Die aulRerstaatlichen Regelungen (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf
die in den textlichen Festsetzungen Bezug genommen wird, kénnen im Planungs- und
Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am Rathaus 1 in 40721 Hilden, eingesehen werden.



Wird noch erganzt!



Stand: ergénzeneds Verfahren gemal §214 Abs. 4 BauGB
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\ Rechtsgrundlagen
(e,
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ST Baugesetzbuch (BauGE)
. \ pamiers! in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634),
< Baunutzungsverordnung (BauNVO)
. Zulassigkeit von sonstigen Nutzungen (gem. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO) lE ﬁ AL é’ in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. | S. 3786),
1.1 Die Gewerbegebiete (GE) werden gemaR § 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO in Verbindung mit dem Anhang Fiacho Emissionskontingent ‘\E\@ ‘['. g'a"Z?'zhe"‘;erf;l_f"z 1930 (:';"ZZ)JO_m ‘15-1?%1:990 (c?gilhxm IS. 58),
(Abstandsliste 2007) zum Runderlass des Ministeriums fir Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und L ex [dB(A) m?] B || Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-Westfalen ( )
. . tags nachts = T in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666),
Verbraucherschutz vom 6. Juni 2007 (MBI. NRW. 659) gegliedert. (6:00 bis 292_00 Uhr) (22:00 bis 6:00 Unr) w ] \ h Bauordnung (BauO NRW)
Unbeschadet weitergehender Bestimmungen sind Betriebe und Anlagen der in den festgesetzten GE 2 ' 56 ' a1 ' g A = | : \ ﬁ‘i"/ in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.08.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421),
Gewerbegebieten (GE) jeweils aufgefiinrten Abstandsklassen von der Ansiedlung ausgeschlossen. GE 8a 66 41 e | —_ TR
. - . . GE 8b 65 42 = ‘ in ihren jeweils zur Zeit geltenden Fassungen.
Ausnahmen von der vorgenannten Festsetzung kénnen nach § 31 Abs. 1 BauGB im Einzelfall fiir Betriebe GE 8¢ 66 44 y : \
und Anlagen zugelassen werden, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass die Emissionen der Versorgungsflache 55 42 A ) |
geplanten Anlagen z. B. durch Uber den Stand der Technik hinausgehende MaRnahmen oder durch Fommelaetoc. Ariagen) ol {q \“ .
Betriebseinschrankungen soweit begrenzt werden, dass schadliche Umwelteinwirkungen in den =1 F{P . \ 6 G e' ' Ia rku n g H I Id e n 9 Plangrundlage
schutzwiirdigen Gebieten vermieden werden. dD; Zggfanriedeéef::alalzy;egr er:zli?rte?:(:?eli;gc‘:liig1;(;A\Lilztgacit:as D&jﬁggg; 232:;] Azt;s;:;\:;t SWE;itrZC;I?t ::i: . ,_JD . 4@"\"{6 F | u r 2 Anfertigung nach Katasterunterlagen und 6rtlicher Aufmesssung. Die Darstellung des gegenwartigen Zustandes
: . = : = ’ ’ | - ity © ; — sowie die Festsetzungen der stadtebaulichen Planung werden als richtig und geometrisch eindeutig bescheinigt.
1.2 '”. den mit GE gelfennze.zlchnetein I.:Iachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal § 1 Abs. 5 BauNVO ergebende Beurteilungspegel nicht groRer ist, als die Summe der sich aus den Emissionskontingenten der =755 2 = Haan, den 05.11.2018
Einzelhandelsbetriebe nicht zulassig. Teilflachen ergebenden Immissionskontingente. = = = \ ‘ F I u r 1
1.3 In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal § 1 Abs. 5 BauNVO o g
Einzelhandelsbetriebe, die in unmittelbarem Zusammenhang mit Handwerks- oder produzierenden ~ ‘?»E . & \
Gewerbebetrieben stehen (Werksverkauf), nur ausnahmsweise zulassig. / %Eﬁkmm (30 A (Benoit)
Offentlich bestellter V. i [
1.4 In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c) sind gemal § 1 Abs. 5 BauNVO Kennzeichnung: |_ ' St dt b- t entlich bestellter Vermessungsingenieur
Bordelle und Dirnenunterktinfte sowie Einrichtungen mit erotischen Angeboten nicht zulassig. age Im a ge |e
1. Altlasten \ Entwurf
1.5 In den mit GE gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c). sind gemal § 1 Abs. 9 BauNVO . . L N . . : . '
. g . . ( ) 9 § Bei allen baulichen Eingriffen und Nutzungsanderungen im Bereich der gekennzeichneten Flache 35369/4 @ Krels Mettmann 110} \ 151 \ . )
Vergnlgungsstatten nicht zulassig. ) ) . : N . _.OIKV\\\ B 1107KV ¥ Z Der eingetragene Entwurf entspricht der Planung.
Hi aus dem Altlastenkataster des Kreises Mettmann ist die Untere Bodenschutzbehérde des Kreises ‘ . —. Hilden. den 05.11.2018
Mettmann zu beteiligen. &° ’ A ,
45 - Q \
Begrenzung der Bodenversiegelung (gem. § 1 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN . \ e
Auf den mit ,privaten Griinflichen® gekennzeichneten Fliachen sind Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 28 \ D434 :_SHOVGHV in Stadt +
N . N . Rl ¢Vative Stadt- und Raumplanung GmbH
BauNVO und Garagen, Carports und Stellplatze gem. § 12 BauNVO nicht zulassig. Signaturen gemaR der Verordnung iiber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die o I /oa 4350 3.33 187 ZurPumpsiaon 1 42781 H’;an/RE:)iglfal;g
; ; ica- Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) 282 v \P 7149 \ U\( 3 4 mail@isr-haan.de wwwisr-haan.de
Textliche Hinweise: \ \ VA \ \ (Groll) (Felsmann)
: L) ) \ =S Stadt Hild Stadtplaner AKNW
Mak der baulichen Nutzung 1. Gringestaltungssatzung in Gewerbegebieten 1.1.Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB i 265 7/ \%’ 73 \ By \ \\ @\3«\%@1\ i - i
. . . - B . . - -, = G\'\ . . —% -
Hohe der baulichen Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 16 bis 20 BauNVO) Die Satzung iber die Griingestaltung in Gewerbegebieten vom 16.12.1991 der Stadt Hilden in der zurzeit § 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-) BAA 46 s \\ \\G) \‘3@\\ Ausfertigungsvermerk
Ausnahmsweise zulassig ist die Uberschreitung der festgesetzten Héhe baulicher Anlagen durch gliltigen Fassung ist im rdumlichen Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes anzuwenden. = 37 Wiese = e} ® \\ ﬁ3.40
Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen fir Abgase und Abluft, sowie durch untergeordnete 1.3.1. Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) _ PRGN TN e O\) Der Rat der Stadt Hilden hat am 10.07.2019 diesen Plan als Satzung beschlossen. Die zeichnerischen und
Dachaufbauten (wie z. B. Treppenh&user oder technische Einrichtungen wie Fahrstuhlschachte etc.) bis zu . . Wiese _ - ‘% WIEN a5 tgxtllchen Festsetzungen entsprechen dem Satzungsbeschluss.
. o . . . . . 2. Leitungen der Versorgungstrager - v 4392 Hilden, den 12.07.2019
3 m auf maximal 15% der festgesetzten Uberbaubaren Grundstiicksflache innerhalb der mit GE \ Fd % G P _ - Nossso  KDIS o
gekennzeichneten Flachen (GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c). Entlang der sudlichen Grundsticksgrenze verlaufen in dem zum Erhalt festgesetzten Gehodlzstreifen 286 a5 ¢ -7 o - ' 45 Alkeni
) ) ) . i B sphalt -
mehrere Leitungen der Stadtwerke Hilden. Samtliche Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den 2. MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 des Baugesetzbuches -BauGB-, 283 I 357 . 7 aaseX N Kpsas (,, enlngs.) ,
. . . . L ) . § 16 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-) \ 6H49.9 KD43.50 - \ 4342 K Bilrgermeisterin
4. St - . Stadtwerken abzustimmen. Bei Neupflanzung von Baumen ist, wenn mdglich, ein Abstand zur Leitung f _ - \ | {85
. ellplatze, Garagen, Tiefgaragen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) } ) ] T ) i i \ _ \
Tiefgaragen (gem. § 12 BauNVO) einzuhalten. Ist dies nicht mdglich ist ein geeigneter Leitungsschutz einzubauen. GH max. 57,5m i. NHN  2.8. H&he baulicher Anlagen W\:d)’ e _ - \ 43_3{,%@*,3’4
daragen fgem. Zudem verlaufen entlang der siidlichen und éstlichen Grundstiicksgrenze Leitungen der GasLINE. Di (hier: maximale Gebaudehohe in Metern iber Normalhohennull NHN) o e -
Tiefgaragen und deren Zufahrten sind nur innerhalb der Baugrenzen sowie in der mit TGa 9 u und ostiiche undstucksgrenze Leilungen der as - e 287 Her e g ‘o Nz N
garag g . L . . . . . . ) . N
gekennzeichneten Fliche zulassig Kabelschutzrohranlage liegt in einem 2 m breiten Schutzstreifen (1 m beiderseits der Achse). Samtliche WH max. 54,0m 4. NHN  2.8. the bauI!cher Anlagerj. ' i i \ S Wiese \ \ Inkrafttreten
Arbeiten in diesem Bereich sind vorab mit den Versorgungstrigern abzustimmen. Das Merkblatt (hier: maximale Wandhohe in Metern Gber NormalhShennull NHN) 284 191 (O o /) \ \ \
. ) "Bericksichtigung von unterirdischen Kabelschutzrohranlagen mit einliegenden Lichtwellenleiterkabeln bei Wieso \ // / 43.63 \\ AM wurden der Satzungsbeschluss und die dauerhafte Auslegung dieses Bebauungsplanes im
Griinordnung, MaBnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft der Aufstellung von Flachennutzungsplanen und Bebauungsplanen” ist zu beriicksichtigen. _ . “ \ Pz \/ o G E 8b 4364 Amtsblatt der Stadt Hilden bekanntgemacht.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25, § 9 Abs. 1a BauGB) 3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen / } “7 —Z\>\ \ / /};\ A\ Hilden, den .................... Planungs- und Vermessungsamt
. — Vo / B\ Im Auftrag
5.1 MaBnahmen zum Schutz zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 3. Artenschutz ——— Baugrenze /\ ‘ I / - \\ /Q _— / - 08 \‘%59; 2) %
- KD43.55 S 43,
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) Um artenschutzrechtliche Verbotstatbestinde gemaR § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) KD43 43487 \Q \ \ O Asphalt —
Die Beleuchtung von Stellflachen und Wegestrukturen auflerhalb von baulichen Anlagen sowie die auszuschlieRen, sind Rodungen von Gehdlzen gemafl § 39 BNatSchG nur im Zeitraum vom 01.10. eines \ -, / g / / N\ 4331 3714 143'70 o
eventuelle Beleuchtung der AufRenbereiche / Gartenanlagen ist ausschlieflich mit LED-Leuchtkérpern zu Jahres bis zum 28.02. des Folgejahres zulassig. 6. Verkehrsflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB) Lagerpatz i — (/ (Oﬁ \\ o %3 ? (Sachbearbeiter/in)
realisieren. Bei der Fallun i iarh : i PP O / o ' Z
g der (potentiellen) Quartierbdume sind Mallnahmen zur Risikominimierung (Kontrolle von 2010 \ \ S \ e N " ) . -
" . : ; cH & \ S .
5.2 Flachen und Mafinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Hohlen vor der Féllung mittels Hubsteiger oder Fledermausdetektor in den Abendstunden vor den 4\ 64 FEin-und Ausfahrtsbereich ° \ = ) GE 8c g - \ W7 52\ fesensiterseine Nogees, %, < 2y 2 Erkldrung zu den Anderungen im Zuge des erganzenden Verfahrens gemaft §214 Abs. 4 BauGB
H = Br & H H .. . . . . . . . . 4316 C
:;am::;h?,ﬂ sows;eAZbuo:dn;ngG:i;r Flachen fiir 6kologische AusgleichsmaRnahmen (gem. § 9 Abs. 1 Fallarbe@en) v.orzusehen, die durch eine "okologls.che Baubegleitung S|cherge§tellt werden. Fall§ im Zuge e o w .64 Bereich ohne Ein- und Ausfahrt » % ( <>/ - \ ?% v Der eingetragene Entwurf und die Textiichen Festsetzungen entsprechen den vom Rat der Stadt Hilden
Um den Verlust der Biotopstrukturen auszugleichen, ist die Zuordnung einer externen Kompensationsflache sind die Verluste an Quartierangeboten durch das Anbringen von artenspezifischen Nistkdsten im 373 . ) \7 o \’ Z \ 5 “ befindet sich in der Verfahrensakte zum Bebauungsplan Nr. 103, 3. Anderung. Bestandteil aller Anderungen im
erforderlich. Aus dem Okokonto der Stadt Hilden werden 1.834 Okopunkte (NRW-Verfahren) dem Eingriff unmittelbaren Umfeld auszugleichen. f f f \ \\ 7/\ \2 > ) ‘226 % Rahmen des ergénzenden Verfahrens nach §214 Abs. 4 BauGB sind alle Eintragungen in Lila.
. . o . . - B 7. Flachen fir Versorgungsanlagen, fir die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie N : \ 147D
zugeordnet. Die zugeordnete MaRnahmenflache fiir die Okopunkte ist ,An den Golden/Sidlich Itter” auf der fiir Ablagerungen (§ 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB) A . 04314 a3 / 7 < < 7 L A \ Hilden. den Planungs- und Vermessungsamt
von der Gemeinde bereitgestellten Flache mit der Katasterbezeichnung: Gemarkung Hilden, Flur 15, 4. Kampfmittel 51%2?3&‘“ \335 Q ( — va_zz 43. :fjf\ ’ Im Auftrag
.. ) : ' O GH max. ‘
Flursttick 326. 3 ) ) Luftbilder aus den Jahren 1939 - 1945 und andere historische Unterlagen liefern Hinwiese auf einen @ Fernmeldetechnische Anlagen N~ /51 CSH m\a§ N Wiese / \’ 8/ _/54,0m i NHN VN ‘\T 410
53 Anpflanzen von Baumen, Strauchern un.d so"nstlgen.Bepranzungﬁ;n (§9 Abs.. 1Nr. 25a BauGB) konkreten Verdacht auf Kampfmittel. Die Uberprifung der Militareinrichtung des 2. Weltkrieges ’ mi v — B \ oMo (Sachbearbeiter/in)
Innerhalb der festgesetzten Gewerbegebietsflichen sind 20 Laubbdume mit einem Stammumfang von (Laufgraben) wird empfohlen oo o RN \7 — / Spo:r— \ -\
mind. 18 - 20 cm (gemessen in einer Hohe von 100 cm Uber dem Erdboden) zu pflanzen und dauerhaft zu - . . . i . Altlast: 35369/4 Hi \ \ ( o )( \ P /\yfﬁ@ s . \44,01 N Verfahren
erhalten. Vorhandene Laubbaume, welche erhalten bleiben, kénnen auf die Anzahl an anzupflanzende Sofern es nach 1945 Aufschittungen geg.eben hat, smq diese bis auf.das Gelandenlveau. von 1945 6. Grinflachen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4, § 8 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB) S\ o /V S Y ( . 7 57,5m i NHN - : Moo\ \ Aufstellungsbeschluss: 14.07.2010
Baume angerechnet werden. Entfernte Bdume sind gemaR den in der Pflanzliste unter 5.4 angegebenen abzu§ch|eben. Zur F?stlegu.ng des abzuschlebenden Berelch§ und d(?r weiteren Vorgehensweise wird um o0 - /K — /g >/// G » == ' ! \ j‘m \\%; Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses: 30.07.2010
heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitaten zu ersetzen. Termlnapsprache far einen  Ortstermin  gebeten. Hierzu ist das Formular Antrag auf brivate Grinflachen \ s e K PISERS AR ‘© /,/’?:09 i \A\ \\1\%\ \ 5 Friihzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager &ffentlicher Belange: 30.08.2010 - 04.10.2010
5.4 Flachen zum Erhalt von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen Kampfmitteluntersuchung zu verwenden. s 38 \ TG4 \ Ve 7 \% k 2» / Anlagen der i - # A \m?z\ \ Biirgeranhérung zur friihzeitigen Beteiligung der Offentlichkeit: 23.09.2010
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB) Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, Pfahigrindungen, \(\a\\e\ ok \ — \/\ o Abstandskla§s,enr|ciﬁl 20 W 74,07\ \ Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Rat: 15.12.2010
Die zur Erhaltung, Unterhaltung und Wiederanpflanzung gekennzeichneten Bereiche sind dauerhaft zu \{erbauarbelteh etF. wird zusdtzlich eine Sicherheitsdetektion empfohlen. In diesem Fall ist das Merkblatt o & e ,/Ss%mlitiiig *43.00 _05439744.10\ Va1 Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager offentlicher Belange im Rahmen der Offenlage:
unterhalten und unterliegen einer Wiederanpflanzungsverpflichtung. Entfernte Gehélze sind gemaR den in fur Baugrundeingriffe zu beachten. 13. ﬁﬁmungeg’ N“téu?g.srlflgelungen,’\l Mtagnazml_en ;nthlf?Chesn ;\?)r Mza filnaqrgen jlﬂ) SC4hUtZé i\ubr - (\dess\‘fvi”/ Festsetzung N 11 | (GE 89 g ' : —44.11 03.01.2011 - 11.02.2011
der Pflanzliste angegebenen heimischen, autochthonen Arten und Mindestqualitaten zu ersetzen. 1 Nergzgnzszﬂ:]d 1&266 uBnaguéan) atur und Landschaft (§ S raoun -4, 8 S \ O 2 57’0(\@3//” 307 4 = Offenlagezeitraum: 10.01.2011 - 11.02.2011
. ’ . 3.X9 -~ - 43 P
Die Rodung und der Riickschnitt von Gehdlzen sind nur aus Verkehrssicherheits-griinden zuldssig. Diese 5. Schutzzonen der BundesstraBe (Diisseldorfer StraBe) gemaR §9 Abs. 2 FernstraBengesetz (FStrG) GE 2 g \ B Néﬂ\a\i‘\,g,/’ 01 O 8 2 4 e yo° / - g - Anderung des Aufstellungsbeschlusses: 11.10.2017
MaRnahmen sind mit dem Tiefbau- und Grinflachenamt - Sachgebiet Grunflachen / Forst - vorab Anbauverbotszone 529 U lsor Bing o Beof o g P\(\‘oa“be/s’o"/ o . . P ( 9 3%/ - Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Rat: 11102017
. . . . . .2.2. Umgrenzung von Flachen mit Bindungen flur Bepflanzungen und fir die \ Pe=ag max. -7 Cp4396_ — .
aEzus:f[!mmen. Neupflanzungen sind zudem mit dem Landesbetrieb Strallenbau Nordrhein Westfalen In einer Entfernung bis zu 20m, gemessen vom &ueren Rand der befestigten Fahrbahn der Bundesstrafe E::_E Erhaltung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bebflanzungen sowie von O 8 24 \/// 54,0m . NHN _ 4299 L 43.18 S - zerérntmazhuns i:..a.sderneut:n Offflnlag?tffsschll.t:se;. - N ) Of;)6.I11.2.017
abzustimmen. (Anbauverbotszone §9 Abs. 2 FStrG) dirfen Hochbauten jeder Art nicht errichtet werden und Gewassern ‘ > 7 5 . tAr:an%en derl " //,/ - oo // / »‘; = Asphalt eteiligung der Behorden und sonstiger Trager offentlicher Belange im Rahmen der Oe6n1a1g;.017 e 129017
Baume: Mindestqualitat: Hochstamm, 3 x v, mDb, STU 18-20 Aufschuttungen und Abgrabungen gréfieren Umfangs nicht durchgefihrt werden. Ebenfalls unzuléssig sind ///’ \ 0 Wiese Ssﬁ% zn;jzzgjg'/ - —3.47 T = :/ /\5%/// . — Ermeute ffentiche Auslegung gem. § 4a (3) BauGE: 13'11'2017 ) 15'12'2017
Straucher: Mindestqualitat: 2 x v, 100-150 cm Anlagen der AuRenwerbung sowie Einrichtungen, die fiir die rechtliche oder gewerbliche Nutzung der = \ .29 siehe_texttiche 4 o e — 7/ - - eue ofientiche AUsiegUng gem. 3 44 ause: " -
’ Hochbauten erforderlich sind (ZB Pf||(:htste||p|atze1 Feuerwehrumfahrten’ Lagerﬂéchen oa) 15. SonS“ge Planzeichen //,/” E43.37\ 3\(4/7 Ss“a(ég/fes’tr"étzung Nr. 1.1 / A /@ 0\1/@/ {3, - = — - _ - Erneuter Oﬁenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Stadtentwmklungsausschuss:
. - . - oK e32-~ (’/ - _ 21.11.2018
GrofSkronige Baume: Sicht- und Larmschutzwalle - sowie Wande bediirfen der Genehmigung der StraRenbauverwaltung. ——— T 66999’ 41 yﬁ ¥ - _ - ,
Q sl N . - 570~ o O\ o~ - _ - Erneuter Offenlagebeschluss einschl. der Abhandlung der Anregungen durch den Rat: 12.12.2018
uercus robur Stieleiche Anbaubeschrank | | 15.3. Umgrenzung von Flachen fir Nebenanlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 4 und 33 BauGB) - /\\ OS2 2 — 7 e
. . nbaubeschrankungszone L___1 = 3 43.22 \03\)\19/ 7 N i 44.00 -7 Bekanntmachung des erneuten Offenlagebeschlusses: 21.12.2018
Carpinus betulus Hainbuche . . . . i . - \A =T = \ -7 _ - - -7 ) :
i ) In einer Entfernung bis zu 40m, gemessen vom aufleren Rand der befestigten Fahrbahn der Bundesstralle TGa Zweckbestimmung: - cd-~ = Sl s — Erneute offentliche Auslegung gem. § 4a (3) BauGB: 14.01.2019 - 15.02.2019
Fraxinus excelsior Esche (Anbaubeschrankungszone §9 Abs. 2 FStrG) Tiefgarage \) 5 /74 s 4% : e/ -7 - &~ = Zpisss — ~ Satzungsbeschluss: 10.07.2019
Acer pseudoplatanus Bergahorn . . . . S 194 —--C A on - = - .
a) durfen nur solche Bauanlagen errichtet, erheblich gedndert oder anders genutzt weden, die die == P -~ \ A i< - Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses: 19.08.2019
. _ ) Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der Bundesstral’e weder durch Lichteinwirkung, « x 15.12. Umgrenzung der fir bauliche Nutzungen vorgesehenen Flichen, deren Boden ///’ e _ = 7&/ _ - Aufhebung Satzungsbeschluss und Einleitung eines erganzenden Verfahrens
Mittelkronige Baume: Dampfe, Gase, Rauch, Gerdusche, Erschitterungen und dgl. Geféahrden oder beeintrachtigen. " erheblich mit umweltgefahrdeten Stoffen belastet ist ’ ey \ \\ 3-08é( v~ : -~ nach §214 Abs. 4 BauGB: 12.05.2021
Acer campestre Feld-Ahorn Anlagen der AuRenwerbung stehen den baulichen Anlagen gleich. (§ 9 Abs.5 Nr. 3 und Abs. 6 BauGB) P \ Vi L st /‘/ - - =
Prunus avium SiRkirsche b) sind alle Beleuchtungsanlagen innerhalb und auf3erhalb von Grundstiicken und Gebauden so zu ,/’/ gse ( @/X, .~ - : - - 556/
Prunus padus Traubenkirsche gestalten oder abzuschirmen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der % 15.13. Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des LT - 4552~ _ /e”/ e - D/U
Sorbus aucuparia Vogelbeere Bundesstrale nicht durch Blendung oder in sonstiger Weise beeintrachtigt wird. Bebauungsplans (§ 9 Abs.7 BauGB) =T ( /\ll - PP “ase T —— _ Mafdstab 1: 500
- — - - - g - _ =K 3 —
c) durfen Werbeanlagen, Firmennamen, Angaben Uber die Art von Anlagen oder sonstige Hinweise mit i N ><l -7 _ - 43.99, /// - — 3/7Z /43,7‘;04/37
Stréucher: Wirkung zur BundesstralRe einer stralenrechtlichen Priifung und Zustimmung. D@ 15.14. Abgrenzung des MaRes der Nutzung innerhalb eines Baugebiets Vs NS ™~ \//T qg/ -7 310 -~ g - _ -7
Cornus mas Kornelkirsche Zur befestigten Fahrbahn gehoéren auch die Standstreifen, Beschleunigungs- und Verzégerungsstreifen der (z.B. § 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO) -
Cornus sanguinea Roter Hartriegel Knotenpunkte.
Corylus avellana Haselnuss 384 ‘
Crataegus monogyna Weilkdorn 6. Einsichtnahme in auRerstaatliche Regelungen [0 e ghgdzrl;np?bieat N§Ut126u2%sgszaaBu S\S?)t?ndsmassen g
Sambucus nigra Schwarzer Holunder Die aulRerstaatlichen Regelungen (wie z.B. DIN-Normen oder sonstige Richtlinien), auf die in den textlichen B e ba u u n s Ia n
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball Festsetzungen Bezug genommen wird, kdnnen im Planungs- und Vermessungsamt der Stadt Hilden, Am F I u r 1 6 g p
Rathaus 1 in 40721 Hilden, eingesehen werden. B ESTAN DSAN GAB E N am
Gerauschkontingentierung (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) N r 1 O 3 3 An d r n
uschion : , 3. erung
Emissionskontingente
Zur Sicherstellung des vorbeugenden Larm-Immissionsschutzes sind innerhalb der Gewerbegebiete GE 2, ' bauliche Anlagen vorhanden e vor_handene Gel?ndehéhe in G)
GE 8a, GE 8b, GE 8c sowie innerhalb der Versorgungsflichen gemaR § 1 Abs. 4 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. m Uber Normalhohennull NHN
9 BauNVO Betriebe und Anlagen nur zuldssig, wenn die von Betrieben und Anlagen ausgehenden I Geschossigkeit Kanaldeckel
Gerausche die nachfolgend festgesetzten Gerausch-Emissionskontingente nach DIN 45691 (Stand: ~ . .
Dezember 2006) weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) fir den Bereich
; ] 9 ' : : ) ___<L_—— vorhandene Flurstiicksgrenzen - — — — — Bordstein, Fahrbahnrand 0 10 20 30 40 ° M
Uberschreiten. [ N
N
Gerausch-Emissionskontingente pro m? der festgesetzten Gewerbegebiet GE 2, GE 8a, GE 8b, GE 8c — vorhandener Bachlauf \/ O ) Baum mit Kronendurchmesser : | : "DﬁSSG'dOI‘fer StraBe / N i&denStraBe"
sowie innerhalb der Versorgungsflachen flr die Zeitrdume tags und nachts in dB(A) S~ ) )
53 Flurstiicksnummer - Grundwassermessstelle Stand: Erganzendes Verfahren gemall §214 Abs. 4 BauGB
—_— Flurgrenze



AutoCAD SHX Text
ISR

AutoCAD SHX Text
Innovativ in Stadt + Raum


	Vorlagendokumente
	Deckblatt  
	Beschlussvorlage  
	Anlage 1: Begründung einschließlich Umweltbericht (Stand 03.2022)  
	Anlage 2: Textliche Festsetzung (Stand 03.2022)  
	Anlage 3: Legende (Stand 03.2022)  
	Anlage 4: Planzeichnung DIN A3 (Stand 03.2022)  
	Anlage 5: Entwurf B-Plan103, 3. Änderung (Stand 03.2022)  


